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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
latt beträgt vierteljährlich 
die Stadt Poſen! ½ Thlr., 
e ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 

Weſteltungen 

Nehmen alle Poſtanſtalten des 
In. und Auslandes an. 


u > 


Dienſtag, den 9. April 1867. 


ſener Zeitung 


— 1 


Amtliches. 


Berlin, 7. April. Se. Majeſtat der König haben Allergnädigſt ge | 


ruht: Dem Oberſten z. D. von Glisczinski zu Hamm und dem Hauptmann 
nd een rer im 3. Bataillon (Potsdam) 3. . 
Landwehr Regiments Nr. 20, Polizei⸗Direktor von Drygalski zu Berlin, 
den Königlichen Kronenorden dritter Klaſſe, dem bisherigen Kaſſen⸗ und Pro⸗ 
dutten, endanten bei dem Salzamte zu Königsborn im Kreife Hamm, Rech⸗ 
dungsrath a. D. Pilgrim, letzt in Dortmund, den Königlichen Kronenorden 
wietter Klaſſe, dem General⸗Kommiſſions⸗Sekretair, A Bachmann 
u Berlin und dem Oekonomie⸗Kommiſſionsrath Krumbholtz 7 Dahme im 
reife Jüterbogk⸗Luckenwalde den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe, ſowie dem 
2 eliſchen Lehrer Fränzel zu Jenkwitz im Kreiſe Oels den Adler der vier- 
a laſſe des Honiglichen Hausordens von e ferner dem Ritt⸗ 
Reiſter im 2. Garde⸗Landwehr⸗Kavallerie⸗-Regiment von Prillwitz die 
Kammerherrnwürde; und dem zur Zeit bei dem General⸗ Gouvernement für 
dannover beſchäftigten Regierungs⸗Referendar von Thielau die Kammer⸗ 
unterwurde zu e den bisherigen Polizei⸗Präſidenten von Bernuth 

0 erſelbſt zum Präſidenten der Königlichen Regierung zu Köln; und den bis. 
= gen Landrath des Kreiſes Weißenfels von Wurmb zum Polizei⸗Präſi⸗ 
der Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin zu ernennen; und dem Ober⸗Bau⸗ 

= Infpektor iebe zu Frankfurt a. O. den Charakter als Baurath zu verleihen. 


Telegramme der Poſener Zeilung. 
Wien, 8. April, Abends. Der franzsſiſche Botſchafter iſt 
ute nach Paris abgereiſt; ſeine Rückkehr dürfte in der nächſten 
f oche erfolgen. — Der Kronprinz von Oeſtreich iſt an einem ſtar⸗ 
würtdctarrh erkrankt und ſeine Heilung ſchreitet nur langſam vor⸗ 


Bukareſt, 8. April. Fürſt Michael von Serbien wird, 


von Konſtantinopel zurückkehrend, ſtündlich hier erwartet. 


Die erſte officielle Kundgebung 

u“ franzöftichen Regierung in der Inremburger Frage haben wir 
itzwicheng genug gehalten, fie unſern Leſern durch ein Extrablatt 

mitzutheilen. Das Pariſer Telegramm lautet: 8 5 
ge Paris, 8. April. Im geſetzgebenden Körper erklärte 
lernen unt v. Mouſtier auf des Kaiſers Befehl: die Re⸗ 
Dane 9 habe die tiefe Ueberzeugung, daß das wahre und 
Auernde J tereſſe Frankreichs di des eur 
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I Übungen nur den 8 n 
nicht freiwillig die Luxemburgiſche Frage aufgenommen. 
olland machte Frankreich die erſte Mittheilung anläßlich 
der unbeſtimmten Stellung Limburgs und Luxemburgs. 
Beide Souveraine tauſchten ihre Anfichten über den Beſit 
un Luxemburg aus. Die Vorbeſprechungen waren nicht 
8 zieller Natur, bis Preußen von Holland befragt, die 
Coträge von 1839 anrief. Frankreich verſteht ſich zu dem 
3 werb von Luxemburg nur unter drei Bedingungen: freie 
uſtimmung des Großherzogs, loyale Prüfung der Inter- 
hi en der Großmächte, Volksabſtimmung. Frankreich iſt mit- 
a geneigt, mit den anderen Kabinetten die Klauſeln des 
N ertrags von 1839 zu prüfen, und wird den vollſten Geift 
x erjöhnlichkeit in die Prüfung tragen, glaubt aber 
fal der europäiſche Frieden werde durch dieſen Ineidenz⸗ 
bi nicht geftört werden. Drei Iuterpellationen wurden 
nüftauf angemeldet. Ollivier hält die Erklärung des Mi⸗ 
ters, betreffend die Stellung Preußens zu Frankreich, 
elche den Journalen zufolge beleidigend ſei, für unklar. 
die der verheißt weitere Erklärungen der Regierung, wenn 
; ureaux die Interpellationen genehmigen. 
Cielfe Die Ungeduld der Pariſer war auf dem Punkte, daß eine offi⸗ 
no Erklärung geboten ſchien, die im geſe sgebenden Körper ſelbſt 
kal nicht provocirt war. Es fragt ſich jedoch, ob dieſe Erklärung 


li mirend wirken, oder die Aufregung vermehren wird. Wahrſchein⸗ 
ie das Letztere. Die Betheuerungen Mouſtiers, daß der Kaiſer 


liche Abſichten hege und von verſoͤhnlichen Geſinnungen geleitet 
vie find fut für die Pariſer, ſondern fürs Ausland. Der zu⸗ 
ide Appell an die Mächte aber, welche den Vertrag von 1839 
was Leichnet, enthält das Bedenkliche, daß nicht hinzugefügt wurde, 
hege der Kaiſer zu thun gedenke, wenn die Entſcheidung der Mächte 
nien ſeine Wünſche ausfall. Offenbar iſt man derſelben in Paris 
e ſicher und ſcheut daher eine Unterwerfung unter ſie auszuſpre⸗ 
ge. Was die Depeſche unzweideutig beftätigt, iſt der Wunſch des 
ae, Luxemburg zu beſißen. Es iſt auch nicht richtig, daß der 
Einf ‚don Holland auf ſein Projekt verzichtet hat, wenngleich er 
lei teilen auch die Unterhandlungen abgebrochen. Es war viel⸗ 
En Haag wie in Paris die Abficht, „eine Pauſe“ eintreten zu 
eden und die öffentliche Stimmung zu ſondiren. Aber die Fran⸗ 
ger paren durch die Preſſe ſchon zu ſehr alarmirt, um ſich noch 
alten zu laſſen. 
lep Faber die offielle Erklärung. Die infolge davon geſtellten Ins 
un tionen geben einen Maßſtab zur Beurtheilung der Stim⸗ 
8 gejedgebenben Körpers. Selbit der friedliche Ollivier 
en Journalen nach, daß Preußen die Ehre Frankreichs be⸗ 
= abe. Noch vor Kurzem ließ man in Paris der 9 
wohl ütſchen Preſſe Gerechtigkeit widerfahren, 
dlaeltionn unabhängiges Blatt eine ſchärfere 
5 Gegen gel te Frankreichs angenommen, ſo könnte doch dies kein 
land der Interpellation an die franzöſiſche Regierung ſein, 
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Znſerate 
1½ Sgr. für die fünfgefpal- 
tene Zeile oder deren Raum, 


höher, find an die Erpedi- 

tion zu richten und werden 

für die an demſelben Tage er⸗ 

G ſcheinende Nummer nur bis 

10 Ahr Vormittags an⸗ 
genommen. 


in dieſem defenſiven Charakter, und man gehe von der berechtigten 
Anſicht aus, daß unſere Nachbaren dieſe Stärke nicht unterſchätzen 
werden, während ſie ſich, um ihre Befürchtungen der Eiferſucht zu 
beſchwichtigen, daran erinnern mögen, daß die deutſche Nation als 
ſolche noch nie als der Rivale eines Nachbarvolkes, nur in der Ab⸗ 
ſicht, ihr Uebergewicht zu behaupten, in die Schranken getreten ſei. 
Die Kämpfe zwiſchen den Bourbons und den Habsburgern waren 
lediglich ein Streit dynaſtiſcher Intereſſen, an welchen die Nationen 
als Tolle nur inſoweit Antheil hatten, als dieſelben damals durch 
die Dynaſtien repräſentirt wurden. x 3 
„Man blättre in den Annalen der franzöſiſchen Geſchichte zu- 
rück, fährt das Blatt fort, und man wird nie und nirgend ein Fak⸗ 
tum verzeichnet finden, welches davon ſpräche, daß die deutſche Na⸗ 
tion es je verſucht, Frankreich ihren Machtgeboten zu unterwerfen. 
Das Gegentheil hat ſtattgefunden. Die Ohnmacht der deutſchen Na⸗ 
tion, eine nur zu natürliche Folge ihrer Zerriſſenheit, hat die über⸗ 
rheiniſchen Nachbarn zu wiederholten Malen verleitet, einen beſtim⸗ 
menden Eiufluß auf die Geſchicke der Deutſchen auszuüben und er⸗ 
erfolgreiche Angriffe auf deren nationale Integrität zu unternehmen. 
Jetzt, wo dieſe krübe Zeit für Deutſchland vorüber und die geſammte 
nakionale Kraft Deutſchlands unter einem Banner geeinigt iſt, 
werden Anfechtungen von Außen es nicht mit ſchwachen Theilen 
oder einem lockern ohnmächtigen Konglomerat zu thun haben, ſon⸗ 
dern jederzeit der dicht geſchloſſenen Phalanx der geſammtdeutſchen 
Wehrkraft begegnen. Dieſe zum Kampfe herausfordern, heißt aber 
einen Sturm heraufbeſchwören, welcher verheerend hinbrauſen 
würde über Länder und Völker 1 en an ve; Gebot 90 
ächtigen zu ſänftigen vermöchte bis er nicht vollſtändig auegeto 
e 9 ung tete fände. nne wohl 
2 51 von einer überwiegenden Machtſtellung Frankreichs 


Deut ſchland. 


Preußen. J Berlin, 8. April. Die Aufregung, welche 
die letzten Nachrichten aus Paris gebracht, wollte auch heute trotz be⸗ 
ruhigenderer Depeſchen nicht weichen, es ließ ſich dies auch an der 
Paytognomſe des Reichstages erkennen, die Konverſation in den Ne⸗ 
benräumen des Hauſes war faſt jo lebhaft, wie der Gang der Ver⸗ 
handlungen im Saale. Es ſollten an Mitglieder des Hauſes nam⸗ 

afte Financiers, Privatbriefe aus Paris gelangt ſein, welche von 
2 bewegter Stimmung der franzöſiſchen Metropole wiſſen wollten, 
man eitirte eine Stelle daraus, wonach die Frage der Dynaſtie in 
Paris auf den Straßen diskutirt wurde, nebenher ſollten auch in 
jenen Privatmittheilungen beſtimmte Angaben über den lebensge⸗ 
fährlichen Zuſtand des kaiſerlichen Prinzen enthalten ſein. Wie 
weit das Alles richtig iſt, bleibe dahin geſtellt, ſo viel iſt aber gewiß, 
daß man in den Regierungskreiſen die Sache ſehr ernſt nimmt und 
daß man nicht irren wird, wenn man glaubt, daß keine Wen⸗ 
dung irgend welcher Art der Regierung überraſchend kommen 
oder dieſelbe unvorbereitet finden dürfte. Man erzählt, daß bereits 
ausgeſchriebene Lieferungstermine aufgehoben und auf nähere 
Zeit verlegt worden wären und im Uebrigen find eigentlich 
ſchon ſeit der Demobiliſirung alle Vorkehrungen getroffen, um 
in allerkürzeſter Friſt jeder Eventualität gerüſtet entgegentreten zu 
können. Allerdings iſt es der Regierung ungemein darum zu thun, mit 
dem Norddeutſchen Bunde in's Reine zu kommen und es mögen 
ihr daher alle Momente, welche die Berathungen fördern, wie jene 
Vorgänge der auswärtigen Angelegenheiten es faktiſch bereits gethan 
haben, herzlich willkommen ſein, es wird ſich jetzt nur darum fra⸗ 
gen, wie weit im Laufe der nahen Schlußberathung die Vereinba⸗ 
rung erzielt wird. Kommt eine ſolche zu Stande, ſo wird man, 
um Theil auch aus Gründen, welche lokaler Natur ſind, d. h. den 

usbau des Sitzungsſaales der Abgeordneten betreffen, den preußi⸗ 
ſchen Landtag auch früher, als man ursprünglich wollte, vielleicht 
ſchon zu Anfang Mai hieher berufen, ſo wenigſtens ſieht man hier 
die Sache in Abgeordnetenkreiſen an. Wenn nun von einigen Sei⸗ 
ten bereits über den beſtimmten Plan des Verhaltens der Regierung 
bei der Schlußberathung geſprochen und mitgetheilt wird, die Re⸗ 
ierung werde einige Amendements annehmen, die wichtigſten ab⸗ 
ehnen und Münehr vor die Verſammlung treten und die en bloc- 
Annahme des neuen Entwurfes fordern, fo höre ich das als eine 
bloße, wenn auch ziemlich nahliegende Vermuthung bezeichnen. 


und wenn inzwiſchen 
Sprache gegen die An⸗ 


Es iſt ziemlich außer Frage, daß die Regierung schließlich für ihre 
Forderungen eine Majorität finden wird; die Sachſen z. B. wollen 
mit der Regierung gehen, d. h. mit Ausnahme von etwa 5 Mitzlie⸗ 
dern und auch ſonſt wird es nicht an Stimmen fehlen, welche um 
das Ganze nicht ſcheitern zu laſſen, von einzelnen Forderungen, für 
welche ſie in der Vorberathung geſtimmt haben, Abſtand nehmen 
werden. Allein es wird und muß der Regierung darum zu thun 
ſein, eine moͤglichſt große und einmüthige Majorität u erzielen, 
ſchon um des moraliſchen Eindrucks willen, auf welchen de ſich dem 
preußiſchen . gegenüber doch wird ſtützen wollen. 
Auch die 


Regierung für den 


erſion iſt wohl mit Vorſicht aufzunehmen, daß die 


Fall der Verwerfung des Verfaſſungsentwurfes, 
Separatverträge mit den einzelnen Bundesregierungen auf der 
Grundlage des Entwurfes abſchließen wollte, dieſe Verträge wür⸗ 
den ja doch immer der Sanktionirung der Landesvertretungen be⸗ 
dürfen. Es ſind faſt untrügliche Anzeichen zu der Annahme vor⸗ 
er daß die Regierung kein Mittel der Serfkudigung unver⸗ 
ucht laſſen und über die Meinungsverſchiedenheit nicht mit zu gro⸗ 
ßen Schwierigkeiten hinwegkommen wird. In der Militärfrage 
dürfte man, nach dem ja bereits gceeptirten Vorſchlage des Fürſten 
Solms⸗Lych ſtatt des vierjährigen ein ſiebenjähriges Proviſorium 
verlangen und, wer weiß, ob nicht dieſe Forderung N der 
politiſchen Lage leichter zugeſtanden wird, als man es denkt. Schwie⸗ 
riger wird es mit der Diätenfrage werden, hinſichtlich deren man 
jetzt annimmt, daß die Diäten verſagung lediglich eine Konzeſſion 
der Regierung an die konſervative Partei ſei. Jedenfalls ſchließen 
die Vorberathungen am Mittwoch und der Zeitraum einer halben 
Woche bis zur Schlußberathung beweiſt bereits, daß man auf bei⸗ 
den Seiten Zeit für die von allen Seiten gewünſchte Verſtändigung 
gewinnen will. 

Berlin, 8. April. Die Situation der Luxemburger An 
gelegenheit ſcheint ſich in den letzten Tagen nicht weſentlich verän⸗ 
dert zu haben. Indeß iſt durch die Eillärung des Miniſterpräſi⸗ 
denten die Lage auf's Vollſtändigſte präziſirt worden. er 
will ſich zunächſt von der aa ſeiner Mitverbündeten, der Ga⸗ 
rantiemächte von 1839, des Reichstags und endlich des preußiſchen 
Landtags, der wahrſcheinlich bald nach Oſtern einberufen werden 
wird, Kenntniß aun Für den Augenblick liegt alſo keine 
Veranlaſſung vor, nach außen hin in Verhandlungen einzutreten. — 
Wie zu erwarten ſtand, machen die Partikulariſten in Hannover die 
gegenwärtig gegen Preußen eingenommene Stimmung in Frank⸗ 
reich ſich zu nutze; namentlich lamentirt ein „Hermann Schulze“, 
hinter welchem Namen ſich eine bekannte Perſönlichkeit des vorigen 
Regimes verſteckt, in dem „Monde“ über den Untergang der welfi⸗ 
ſchen Herrſchaft und die traurigen Zuſtände Hannovers unter dem 
neuen Regiment. Möglich, daß man ſich in Hannover eiteln Hoff⸗ 


nungen für den Fall eines Konflikts mit Frankreich bingiebt, 258 73 
ympathie 


u rathen wäre den getreuen Welfenfreunden doch, die 
apoleons ſich durch die Wahl eines anderen Organs zu ſichern, 


da der ultramontanen „Monde“ eben nicht zu den beliebten Blät⸗ 


tern bes Saijors zählt Daß die welfiſche Agitation noch im⸗ 
mer in Blüthe ſteht, . BEN Die 1 255 
wegen des andauernden Aufenthalts der vormaligen Königin von 


Hannovir auf der Marienburg und was damit zuſammenhängt, iſt 
von der preußiſchen Regierung mit weitgehender Milde und Hoch⸗ 


ren Seite nicht gebührend gewürdigt, ſondern gemißbraucht wor⸗ 
den. Es hat ſich daher die Nothwendigkeit herausgeſtellt, daß meh⸗ 
rere Beamte, welche in der Nähe der Marienburg ihren Einfluß zu 
ſtaatsfeindlichen Schritten der Bevölkerung zu benutzten ſuchten, 
wegen ihrer unvorſichtigen Handlungsweiſe verſetzt werden mußten. 
— Ueber die Beſtimmung des Generals von Göben find verſchiedene 
Gerüchte verbreitet. Vorläufig hat keines derſelben Beſtätigung er⸗ 
halten. (j. unten). Indeß darf erwartet werden, daß die Regie⸗ 
rung die bedeutende Kraft dieſes zu den fähigſten zählenden Mili⸗ 
tärs bei paſſender Gelegenheit benutzen werde. — Augenblicklich 
weilt der Oberpräſident der Elbherzogthümer, v. Scheel⸗Pleſ⸗ 
ſen, hier und hat derſelbe bereits mit mehreren Miniſtern Unter⸗ 
redungen gehabt. — Die gemiſchte Deputation des Magiſtrats und 


der Stadtverordneten, welche den Entwurf des hieſigen Pfand⸗ 


briefsinſtitut zu berathen hatte, hat geſtern Abend ihre letzte 
Sitzung gehalten, und wird nun die Angelegenheit zur definitiven 
Beſclu nahme der ſtädtiſchen Behörden kommen. 

Die „Korreſp. Stern“ theilt Folgendes mit: „Graf Bis⸗ 
mark verhehlt in ſeinen Geſprächen mit Reichstagsabgeordneten den 
Ernſt der Situation keineswegs und auch in anderen ſehr ernſten 
Kreiſen hält man den Krieg mit Frankreich für unvermeidlich. 


Luxemburg giebt nur den Vorwand; der eigentliche Grund des krie⸗ 


geriſchen Auftretens von Seiten Napoleons iſt die grobe Unzufrie⸗ 
denheit, welche im franzöſiſchen Volke und in der Armee herrſcht. 
Preußiſcherſeits wird Alles vermieden, was auch nur den Schein 
eines einleitenden Schrittes haben könnte. So wollte vor Kurzem 
der Kriegsminiſter aus militäriſch⸗ökonomiſchen und aus Gründen, 


welche mit den gewöhnlichen Frühjahrs⸗Exereitien einer Feſtungs⸗ 


garniſon zuſammenhängen, eine Schwadron Huſaren nach Luxem⸗ 
urg verlegen. Es wurde aber von dieſer Dislokation 
nommen, damit darin nicht etwa eine Verſtärkung der Garniſon 
erblickt werden könnte, was eine Verſtärkung der franzöſiſchen 
Grenztruppen, Anfragen, Auseinanderſetzungen, Mißverſtandniſſe 
hätte zur Folge haben können. In preußenfreundlichen, diplo⸗ 
matiſchen Kreiſen wird der Rücktritt Ricaſoli's bedauert, und 
der Eintritt Ratazzis, eines Napoleoniſten und Verwandten 
Napoleons, gerade in dieſem Augenblicke als ſehr bezeichnend 
erachtet. Man hat hier ferner Kenntniß von Agitationen der 
Klerikalen in Wien, um die günſtige Stimmung, welche dort 
eine Zeit lang und ſeit einiger Zeit für ein Zuſammengehen mit 
Deutſchland vorherrſcht, wieder zu alteriren. Ja man gebt ſo weit, 
zu behaupten, im Falle eines Krieges werde Oeſtreich zwar nicht 
auf Seiten unſerer Feinde ſtehen, es werde aber durch ſeine ander⸗ 
weitige Haltung dem Norddeutſchen Bunde Schwierigkeiten berei⸗ 
ten. Endlich wird auch eine 1 nicht bundesfreundliche Hal⸗ 
tung des Stuttgarter Hofes Preußen 0 enüber ſignaliſirt. Preu⸗ 
ßen rüſtet noch nicht, aber es bereitet ſich vor.“ N N 
— Der heutige „Staats⸗Anzeiger ſchreibt: „Wie wir hören, 
liegt es in der Abſicht der königlichen Regierung, unverzüglich die 


Reklamen verhältnißmäßig 


berzigteit behandelt, ihr nachſichtiges Verhalten aber von der ande⸗ 


Abſtand ges, 


“ 


des Norddeutſt 


beiden Häuſer des Landtages einzuberufen, ſobald eine Vereinba⸗ 


rung mit dem Reichstage über den Verfaſſungs⸗Entwurf des Nord⸗ 
deutichen Bundes hergeſtellt ſein wird. a 

Da die Berathungen des Reichstages ſich ihrem Ende nähern, 
fo treten vom 10. d. M. an die Bevollmächtigten der verbündeten 
Regierungen zu Konferenzen zuſammen, um in Betreff der vom 
Reichstage geſtellten Anträge wegen Abänderung des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs ſich ſchlüſſig zu machen. Ar: 

Das Ergebniß ihrer neuen Berathung wird * in 
wenigen Tagen dem Reichstage wieder vorgelegt werden können, 
da die einzelnen verbündeten Regierungen über die in Frage kom⸗ 
menden Punkte ſich durch lange und vielſeitige Erwägungen der 
letzteren hinreichend orientirt haben dürften, um zeitraubende In⸗ 
ſtruktions⸗Einholungen vermeiden zu können. : 

Wir glauben im Intereſſe der Mitglieder beider Häuſer des 
Landtages auf dieſen wahrſcheinlichen Verlauf der Dinge aufmerk⸗ 
ſam machen zu follen, damit dieſelben daraus Veranlaſſung nehmen, 
ihre häuslichen Einrichtungen wegen der nahen Einberufung ins 
Auge zu faſſen. 

Wir dürfen hoffen, daß dieſes weitere Stadium des deutſchen 
Verfaſſungswerkes bald nach Oſtern beginnen wird. 

— An dengfeichstagsverhandlungen . jetzt 291Mitglieder 
Theil. Dieſelben klaſſifieiren ſich nach ihren Standesverhältniſſen wie 
folgt: 4 Miniſter, 26 Regierungs- u. ſonſtige Verwaltun sbeamte, 32 
Landräthe, 43 Juſtizbeamte, 17 eon Le En trats⸗ u. ſtäd⸗ 
tiſche Beamte, 7 ae 10Profeſſoren u. Lehrer, 9 Generale u. Offi⸗ 
ziere der Armee, 1 Konſul, 3 Aerzte, 3 Redakteure und Schriftſteller, 
13 Kommerzienräthe, Fabrikanten ꝛc. (darunter 1 Drechsler und 1 
Weber), 6 Kammerherrn, 42 Ritterguts⸗ und Gutsbeſitzer, Amt⸗ 
leute und Hofbeſiter, 3 Bankiers und Rentiers, 31 zur Disposition 

eſtellte und penſionirte Militärs und Civilbeamte, unter welchen 
N 7 Miniſter befinden. Nach ihren Geburtsverhältniſſen gehören 
der Verſammlung an: 1 königlicher Prinz (Prinz Friedrich Karh), 
2 Herzöge, 3 Fürſten, 1 Prinz, 29 Grafen, 19 Freiherren und Ba⸗ 
rone, 67 Edelleute und 169 Bürgerliche. 

— Mittheilungen von glaubwürdiger Seite zufolge iſt der 
General- Lieutenant v. Göben, Kommandeur der 13. Diviſion, 
allerdings nicht, wie früher gemeldet, zum Kommandanten von 
Luxemburg, vielmehr zum Gouverneur dieſer Feſtung ernannt. 

— Der Landrath Krupka, bisher der Civil⸗Adminiſtration in 
Frankfurt a. M. attachirt, iſt, wie die „N. Pr. Ztg.“ erfährt, zum 


Militär⸗Departementsrath in Holſtein ernannt. 


— Der wegen Verdachts an der Theilnahme des Corny⸗ 
ſchen Mordes in Naudew feſtgenommene Schuhmachergeſelle Klein 
aus Wehlau iſt am Sonnabend Abend von Küſtrin fan eingebracht 
worden. Die bisher von demſelben erlangten Ge tändnife jegen 
feine Theilnahme an dem Morde außer Zweifel und dürften weſent⸗ 
lich zur Ueberführung des andern Mitſchuldigen beitragen. (N. P. Z.) 

— Der „Main⸗Zeitung“ wird von hier mitgetheilt, daß in der 
letzten Sitzung der Kommiſſion des deutſchen Abgeordneten⸗ 
tages, elle vor Kurzem hier ſtattfand, Dr. S. Müller in 
Frankfurt wegen Krankheit den Vorſitz niederlegte und aus der 
Kommiſſion austrat. Die Kommiſſion übertrug hierauf das vor⸗ 
läufige Präſidium an den Herrn Fries in Weimar. Dr. S. Mül⸗ 
ler hat nur den Borfip im Sechsunddreißiz er. Ausſchuß behalten. 
Da auch Profeſſor & Hauer inzwiſchen geſtorben iſt, beſteht der 
engere geſchäftsleitende Ausſchuß des Abgeordnetentages nur noch 
aus den Herren Dr. Paſſavant, Marquard, Barth und Metz. Es 
muß alſo wohl demnächſt eine Ergänzung deſſelben ſtattfinden. 
Eine Berufung des Abgeordnetentages oll keinesfalls vor Schluß 
ka Parlaments ftattfinden. 

— Der heutige „St. Anz.“ veröffentlicht das Gemein de⸗ 
Verfaſſungsgeſetz für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. 
März 1867. 8 5 

— Abermals iſt es, diesmal in Elbing, vorgekommen, daß ein 


zum richterlichen Beiſitzer gewählter Banquier ſeines 


üdiſchen Glaubens wegen von dem Juſtizminiſter nicht be⸗ 
tätigt worden iſt. Alle dagegen etwa anzubringenden Rekursge⸗ 
ſuche werden, wie in ähnlichen Fällen, fruchtlos ſein, da der jetzige 
Juſtizminiſter principiell gegen die Zulaſſung von Juden zu der⸗ 
artigen Stellen iſt und Gründe für die Verſagung der Beſtätigung 
überhaupt nicht anzugeben braucht. Jenes Princip hindert auch 
die allgemeine Einführung von Handelsgerichten, da das darüber 
ſprechende Geſetz jedenfalls die Zulaſſung von Juden zu Handels⸗ 
richtern ausſprechen würde. Der zu Anfang 1862 von dem dama⸗ 
ligen Juſtizminiſter v. Bernuth, dem unmittelbaren Amtsvorgän⸗ 

er des Grafen zur Lippe, vorgelegte Geſetzentwurf wegen Ein⸗ 


ſetzung der Handelsgerichte hatte zur Bejeitigung aller künftigen 


rechnete man auf ein Transportquant um von 703, 


ange die Zulaſſung von Juden zu Handelsgerichten ausdrücklich 

angeführt. 

— Bei der Erbauung der Magdeburg-Leipziger Eiſenbahn 
280 Ctr., welches nach 


und von den verſchiedenen Stationen befördert werden würde und das, auf 
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eine Meile berechnet, ein Quantum von 8,178,075 Etr. repräſentirte. Im 
Jahre 1865 transportirte dieſe Bahn 21,951,701 Etr oder, auf Centnermeilen. 
berechnet 141,807,990 Ctr. Noch intereſſanter als ſolche Zahlen find die Kate⸗ 
gorien der verſchiedenen Frachtgüter auf den preußiſchen Bahnen. Dieſe Bah⸗ 
nen haben in dem Jahre 1865 circa 280 Millionen Ctr. Steinkohlen befördert; 
davon kamen 77,803,449 auf die Köln⸗Mindener, 48,765,054 auf die Bergijch- 
Märkiſche, 35,739,458 auf die Saarbrücken⸗Trierer und 29,270,727 Ctr. auf 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahn. Von den von Magdeburg ausgehenden Bahnen 
beförderte die Magdeburg⸗Halberſtädter 4,368,786, die Berlin⸗Magdeburger 
1,341,982, die Magdeburg⸗Wittenbergiſche Eiſenbahn 596,402 Ctr. Steinkoh⸗ 
len. Die Magdeburg-Leipziger Bahn beförderte an Steinkohlen (inkl. Coaks, 
Braunkohlen ꝛe.) 9,181,502 Etr. Eine hervorragende Aufgabe fällt den Mag⸗ 
deburger Eifenbahnen bei dem Transport von Zucker zu. Obenan fteht die 
Magdeburg-Leſpziger Bahn mit 1,107,142 Etr. Zucker; dann folgt die Mag⸗ 
deburg-Halberftäbter mit 686,492 Etr, die Berlin⸗Magdeburger mit 457,022, 
die Magd biene ed mit 45,684 Ctr. Die Köln⸗Mindener Bahn 
beförderke von dieſem Artſtel nur 369,028, die Berlin⸗Stettiner 292,634, die 
Rheiniſche Cifenbahn 273,718 Kir. 

Trier, 6. April Der Biſchof Dr. Pelldram empfing heute 
Morgen die heiligen Sakramente. „Das General⸗Vikariat hat an⸗ 
läßlich des bedrohlichen Geſundheitszuſtandes unſeres allverehrten 
Oberhirten verordnet, daß am nächften Sonntag die Pfarrer die 
Gläubigen von der Krankheit des Biſchofs in Kenntniß ſetzen und 
ür denselben Gebete an den Sonntagen abhalten, die Prieſter auch 
in der Meſſe täglich eine eigene Kollekte aus der Votivmeſſe für 


einen Kranken einlegen ſollen. 

\ Oeſtreich. N 

(Wien, 7. April Die drei neuen Landtage find zuſammen⸗ 
getreten und der Krainer hat auch geſtern bereits ſeine Aufgabe vol⸗ 
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lendet, indem er ſeine ſechs Abgeordneten für den Reichsrath sans 
phrase ernannte und ſofort wieder auseinander ging. Wenn das 
in Laibach geſchieht, wo trotz der Auflösung die Slavonen in entſchie⸗ 
dener Majorität geblieben find, kann natürlich noch viel weniger 
irgend ein Zweifel über den Ausgang des Aktes in Prag u. Brünn 
ſein, wo die Deutſchen mit den verfaſſungstreuen a ern I 
eine impoſante Maſorität den Czechen gegenüber bilden. Ste willen, 
daß die Wahlen für den Reichsrath erfolgen, indem immer der ge: 
ſammte Landtag aus beſtimmt vorgezeichneten Gruppen von Lan⸗ 
desvertretern eine Anzahl von Reichsabgeordneten ernennt. Durch 
dieſen Delegationsmodus wollte die Regierung es den Landtags⸗ 
majoritäten unmöglich machen, die nationalen Minoritäten oder 
auch einzelne Stände bei den Wahlen für das Centralparlament 
ganz zu übergehen. Der ungemein weiſen Einrichtung Schmerlings 
verdanken wir es daher, daß wir außer einem hochtoryſtiſchen 
Herrenhauſe immer auch noch eine ſtark beſetzte „Grafen⸗ 
bank“ im Abgeordnetenhauſe haben, da jeder Landtag eine 
bedeutende Zahl ſeiner Reichsräthe (durchſchnittlich ein Sechſtel) aus 
jenen Landesvertretern ernennen muß, welche der Großgrundbeſitz 
gewählt hat. Andererſeits aber folgt daraus, daß es auch nur ſehr 
ſelten oder niemals in den gemiſchten Landtagen der deutſchen 
oder flawiſchen Mehrheit gelingen kann, die Minderheit der Reprä⸗ 
ſentation im Reichsrathe ganz zu berauben, da es in jeder Kron⸗ 
landvvertretung immer Gruppen giebt, die aus lauter Deutſchen 
oder Slawen bestehen AUnter Schmerling nun hatten wir eilf 
Grafen aus Böhmen und vier aus Mähren im Abgeordnetenhauſe, 
und jo viel ſich bis jetzt überſehen läßt, dürften fich auch diesmal 
unter den 76 Reichsräthen dieſer beiden Kronlande kaum mehr 
Slawen befinden; denn der durch die Siſtirungspolitik bis zur 
Wuth geſteigerte nationale Haß macht es faſt gewiß, daß aus jeder 
Gruppe, in der ſich nur ein einziger noch ſo unbedeutender Deut⸗ 
ſcher befindet, auch dieſer und kein Slawe gewählt wird. Das iſt 
e nicht ſehr gerecht, aber hier heißt es eben: „Krieg bis aufs 

eſſer“, und im Februar, als nach den Belerediſchen Wahlen 
die Czechen in Brünn die Majorität hatten, wollten ſie gar unter 
22 mähriſchen Reichsräthen nur drei Deutſche nach Wien ſchicken, 
während die böhmiſchen 50 7 uns nicht einmal zehn Stimmen 
zu bewilligen gedachten. Da heißt es eben vae victis-— und wer 
gerade oben auf iſt, kann nichts Beſſeres thun, als dem Gegner das 
Knie feſt auf die Bruſt ſtemmen, damit dieſer ſich nicht ſo bald wie⸗ 
der zu erheben vermag. Der Germane mag dies um ſo ruhiger 
thun, als er ſich dabei zugleich bewußt iſt, die Sache des Heutſch 
thums, des Liberalismus und der Civiliſation gegen den Vortrab 
des Moskowiterthums in Mitteleuropa (denn das ſind Rieger, Pa⸗ 
lacky und Konſorten!) zu verfechten. Durch die Schlaffheit einer 
Regierung, welche ſich ſcheute, die tyroler Ultramontanen über den⸗ 
felben Kamm zu ſcheeren, wie die Slawonen und Czechen, und da⸗ 
her die Auflöfung des Insbrucker Landtags verweigerte, welche in 
Krain ſich von den Bezirksvorſtehern des alten Belerediſchen Re⸗ 
gims und von den Pfaffen ein Schnippchen ſchlagen ließ, jo daß un 
ter den ſechs Laibacher Reichstagsabgeordneten nur der Eine ein 


Deutſcher iſt, 45 der Großgrundbeſitzer⸗Kurie entnommen 


werden mußte, 


ehen übrigens die Sachen 
mus im Abgeordnetenhauſe immer noch gut genug. Die 38 
polniſchen, 7 flawoniſchen (denn zu den 5 krainiſchen kom⸗ 
men noch 2 aus der ſüdlichen Steiermark), 10 tyroliſchen Abge⸗ 
ordneten machen ſchon allein eine ſtattliche Schaar von 55 Mann 
aus, die durch die vorausſichtlichen 15 Czechen auf 70 gehoben wird 
und in gar vielen Dingen, namentlich in allen Fragen, wo die 
„Landesautonomie“ ſich gut im Intereſſe der Reaktion ausbeuten 
läßt, einen höchſt nahere Succurs von der „Grafenbank“ aus 
erhalten dürfte. Rechnen Sie dazu die ſehr zweifelhaften 5 dal⸗ 
matiniſchen, 5 Bukowinger und 6 küſtenländiſche Deputirten, die 
alle Slawen oder doch Seceſſioniſten find, jo bleibt den Deutſchen 
— und zwar nur für die reichseinheitlichen, nicht für die freiheit⸗ 
lichen Fragen, wo noch die Gaugrafen abgehen — in einem Hauſe 
von 201 Abgeordneten nur eine ſchwache Majorität, etwa von 110 
gegen 90 Stimmen! Die Regierung hat alſo wieder Alles darauf 
angelegt, ſelber das Ausſchlag gebende Zünglein an der Wagſchale 
der . bilden! ; 

— Aus Wien wird berichtet: Die plötzliche Berufung des 
hieſigen franzöftichen Botſchafters nach Paris zur Beſprechung, 
Berichterſtattung und Inſtruktionseinholung ſoll unmittelbar aus 
den Tuilerien erfolzt fein. Der Herzog von Grammont tritt ſeine 
Reiſe am Montag an. Man glaubt, es handle ſich hierbei um die 
orientaliſche Frage, deren Leitung, wie es ſcheint, Frankreich um 
jeden Preis in der Hand behalten will. Aber nachdem der gemein⸗ 
ſame Schritt in Bezug auf die Abtretung der Inſel Kandig an der 
entſchiedenen Ablehnung der Pforte geſcheitert iſt, dürfte ein weite⸗ 
res Zuſammengehen der Mächte ſehr fraglich geworden fein, 

Großbritannien und Irland. 

London, 6. April. Die Mitternachtsſtunde der Unterhaus⸗ 
Sitzung war von der luxemburgiſchen Frage ausgefüllt. Kurz nach 
12 Uhr ſtellte Sir Robert Peel eine Interpellation, bei deren Be⸗ 
gründung er das Verfahren Frankreichs und des Königs von Holland 
in dieſem ſchnöden Menſchenſchacher mit ſcharfen Ausdrücken charak⸗ 
teriſirte. Hauptſächlich betonte Peel die Aae Stellung Bel⸗ 

iens. „Dieſe Rückſicht“, ſagte er am Schluſſe, „it ſehr dringend 
und weſentlich für den europäiſchen Frieden. Denn wenn Frank⸗ 
reich ſich in ſeinen Anſchlägen von der! britiſchen Regierung irgend⸗ 
wie unen wenn auch nur durch Schweigen, ermuthigt ſieht, 
jo können höchſt ernſte Folgen und Verwicklungen eintreten, in 
welche ohne Zweifel auch wir hineingezogen würden. Ich hoffe, daß 
die Regierung Ihrer Majeſtät ſich bemüht hat, den Regierungen 
Hollands und Frankreichs die Schädlichkeit und Gefahr derartiger 
Fragen zu Gemüthe zu führen, wie e Keiner leugnen wird, 
daß Preußen mit Anſtrengung aller Kräfte und unter Führung 
eines der fähigsten Miniſter, die je die Geſchicke eines Volkes leite⸗ 
ten, jenen Angriff auf eine rein deutſche Bevölkerung rächen würde. 
Freilich hat unſer Land kein unmittelbares Intereſſe an geringfügi⸗ 
en territorialen Abänderungen auf dem Kontinente. Wir wün⸗ 
ſchen, Frankreich groß in der Macht ſeiner Künſte und Gewerbe und 
ſeines Handels zu ſehen; aber es iſt dieſe fortwährende Agitation, 
dieſe Mißachtung der Verträge, worin die letzte Urſache der in Eu⸗ 
ropa e Anruhe und Furcht zu ſuchen iſt.“ 
ord Stanley's Antwort lautete: „Jedermann weiß, 

daß die franzöſiſche Regierung das Gebiet von Luxemburg zu er⸗ 
werben wünſchte. Es ff auch ziemlich allgemein bekannt, daß der 


des Föderalis⸗ 


Be; 


König von Holland bereit war, feinen Beſitz unter gewiſſen Bedin? 
gungen aufzugeben.... Aber es iſt nicht der Fall, daß er bereit 
war, ſich von dem Gebiet ohne alle Bedingung zu trennen. Wie 
ich berichtet bin, bc er a Stipulationen vor, auf denen er 
im Falle der Uebertragung beſtehen wollte. Die erſte war eine 
ie 1 Entſchädigung, aber ob fie die direkte pekuniäre Form har 
en ſollte, iſt mir nicht bekannt; die zweite Bedingung war, da 
das luxemburgiſche Volk um ſeine Wünſche befragt werden ſollte, 
und die dritte war die Einwilligung der Großmächte, namentlich 
Preußens. Als die Sache zur Kenntniß Preußens kam, richtete es 
eine Mittheilung darüber an die andern Mächte, die den Vertrag 
vom April 1839 unterzeichnet haben. Eine dieſer Depeſchen ging 
Ihrer Maj. Regierung zu, und ich erhielt fie am vorigen Sons 
Im Weſentlichen wurden zwei Fragen an mich geſtellt; erſteng, 
die britiſche Regierung ſich bemühen wollte, dem König von Holland 
vom Beharren in den vermeintlich eingeleiteten Unterhandlungen 
abzurathen; zweitens, welche Auslegung die britiſche Regierung dem 
Garantievertrag von 1839 gebe. Auf die zweite Frage vermochte 
ich nicht ohne Weiteres mit Beſtimmtheit zu antworten, weil Eng⸗ 
land nicht der einzige Unterzeichner jenes Vertrages iſt . Deutſch⸗ 
land, geeinigt wie es jetzt if — und ich für mein Theil freue 
deſſen — geeinigt in einem Grade, wie es dies nie geweſen — 
vollkommen im Stande, ſich ſelbſt zu vertheidigen, und ich denke, 
es wäre nicht ſehr leicht, darzuthun, daß England verpflichtet ſei, 
einzuſchreiten, um eine Vereinbarung zu verhindern, die eine kleine 
Vergrößerung Frankreichs zur Folge haben könnte, nachdem die Re? 
Heu und das Volk von England die koloſſale Vergrößerung 
eutſchlands oder eigentlich Preußens als Folge des letzten Kri 
mit Ruhe und ſogar, wie ich glaube, 2 angeſehen haben. 

Was nun die erſtere Frage betrifft, ob wir den König von 
Holland bereden wollten, von der Unterhandlung ſich zurückzuzie⸗ 
hen, ſo iſt meine Antwort, daß die Zuſtimmung des Königs von 
Holland, wie ich vernommen habe, an die erwähnten Bedingungen 

eknüpft war. Und von Aufan an habe ich ſehr lebhaft die Vor⸗ 
ſellung, daß Preußen ſeine Einwilligung niemals geben werde. 
Geſtern kam die Nachricht an, daß die Abtretung Luxemburgs auf 
gegeben ſei. Beſtätigt wurde fie mir durch den niederländiſchen 

eſandten, der mich heute Nachmittag beſuchte und zur Mitthei⸗ 
lung dieſes Faktums im Namen feiner Regierung ermächtigt hat. 
Damit, denke ich iſt die Frage fo, wie fie Holland angeht, zu Ende, 
Ob dies das wirkliche Ende der Frage iſt, die daraus entſtehen md“ | 
gen, kann man unmöglich ſagen. — Auf eine weitere Frage Peels 
ſagt Lord Stanley: Von einem ſchriftlichen Proteſte Naßlands 
gegen den Handel habe ich jetzt zum erſten Mal von dem Herrn 
Baronet gehört. Das auswärtige Amt hat von einem ſolchen 
Schritt des ruſſiſchen Kabinets keine Kunde. Was die Frage ber 
trifft, ob die Abtretung in Folge der Vorſtellungen Englands au? 
gegeben worden, ſo denke ich geſagt zu haben, daß ich in Anbetracht 
der holländiſchen Bedingungen, wie des Umſtandes, daß Preußen? 
Einwilligung nicht erfolgt iſt und ſchwerlich erfolgen wird, mich 
nicht berufen Ae habe, * eine ſolche Vorſtellung Aa 
chen, und der Verzicht auf de wenn ich 
Thatjache ift, kann gewiß nicht Nene itiſc 
Regierung zugeſchrieben werden. A 

— [Die Bahnwärter und Weichenſtellerl in London 
wollen jetzt den Heizern und Lokomotivführern folgen. Sie haben 
eine Verſammlung gehalten. Es kam zur Sprache, daß bei einem 
Wochenlohne von durchſchnittlich 20 Schilling (6%, Thaler) die 
Arbeit täglich ununterbrochen wenigſtens 12 Stunden, in vielen 
Fällen aber 17, 18 und 19 Stunden dauert. Der Dienſt ift b 
der Maſſe der Züge ſo anſtrengend, daß es beinahe zur Unmöglich⸗ 
keit wird, etwas von dem mitgebrachten Mundvorrath zu ſich zu 
nehmen. Man wird Lezteres begreiflich finden, bei einer Zahl von 
731 Zügen, die in 21 Stunden an einem Häuschen vorbei raſſeln 
oder — wie auf manchen Stationen der Fall iſt — ohne Rangiren 
und leere Züge 400 regelmäßige Züge in 12 Stunden paſſiren. 
Von Ablöſung, freien Sonntagen und dergleichen iſt faſt gar nicht 
die Rede. Die Unterſtügungsgeſellſchaft der Weichenfteller, die zum 
erſten Male vor dem Forum der öffentlichen Meinung erſcheint, 
will es klar und beſtimmt verſtanden wiſſen, daß fie keine „Ver“ 
bindung zur Erzwingung beſſerer Bedingungen von den Geſe 
ſchaften“ tft, ſondern eine 7 Männer, die ernſtlich und ehrlich 
geſonnen ſind, ihre Pflicht zu thun gegen die Arbeitgeber und von 
dieſen ein Gleiches erwarten. Sie empfiehlt als eine Verbeſſerung 
acht Stunden Arbeit an Knotenpunkten und bis 10 Meilen von 
London, darüber hinaus 12 Stunden und eine Stunde Pauſe zum 
Eſſen; ferner Tag und Nachtdienſt von Woche zu Woche wechſelnd 
und alle drei Wochen einen freien Sonntag. Als Nen wurden 
in Vorſchlag gebracht 22—30 Sh. wöchentlich, und ein Komite er“ 
hielt den Auftrag, den verſchiedenen Geſellſchaften nach dieſen Rich- 
tungen hin Vorſtellungen zu machen. 

London, 8. April. Zwei engliſche Panzerſchiffe ſind von 
Malta abgegangen, angeblich nach Cadix, wegen der bekannten 
Tornado⸗Affaire. 4 

Aus Newyork wird gemeldet, daß Präſident Johnſon den Ge“ 
neral Frame Blair zum Geſandten der Union in Wien ernannt ha 


Frankreich. 
Paris, 6. April. Die halbamtlichen Abendblätter haben 
den Auftrag bekommen, den Geſundheitszuſtand des kaiſerlichen 
Prinzen als „befriedigend“ darzuſtellen. an glaubt jedoch di 
Darſtellung nicht, da bekannt iſt, der Prinz habe ein viertes Ges 
ſchwür bekommen. Die Kaiſerin leidet ſeit einigen Tagen an ei 
heftigen Grippe. 5 
— Man iſt hier ſehr aufgeregt. Es heißt, der Marſchal 
Mae Mahon ſei aus Algier hierher berufen worden, um ſich an die 
Spitze der Rheinarmee zu ſtellen, Benedetti habe den Befehl er * 
ten, die ſofortige Räumung Luxemburgs zu verlangen, und Holland 
ſei unterrichtet worden, daß Frankreich keineswegs die Abſicht habe, 
den Verkauf Luxemburgs rückgängig zu machen. Zugleich behaupte FR 
man, daß der Kommandant Loyſel, Chef des Generalſtabes u 
ehemaligen mexikaniſchen Armee, und andere Ober⸗Offiziere nan 
dem Rheine abgegangen ſeien und ein Theil der Truppen von uri 
und Paris Befehl erhalten hätten ſich marſchfertig zu machen. Wie 
dieſen kriegeriſchen Gerüchten gehen ſelbſtverſtändlich nicht allein . 
Börſe, ſondern auch die Journale Hand in Hand, und der Refr — 
welchen 5 75 heute alle nachſingen, lautet: „Luxemburg PN FT 
Die de Wie es den — — at, treibt hier Alles dem Kriege zu 
Die Feindſeligkeit gegen Preußen beginnt ſich in immer weite 
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der Entw elung der deutſchen Angelegenheiten ſehr günſtig gezeigt, 
kehren ihren Sympathieen von gester heute ganz entſchieden den 
Rücken. Heute ift großer Miniſterrath, dem auch der geheime 
Rath mit dem Prinzen Napoleon anwohnt. Im Kriegsminiſte⸗ 

8 herrſcht große Aufregung und ſieberhafte Thätigkeit. 
Die franzoͤſiſche Preſſe fährt fort, ſehr aufgeregt zu ſein. 
„Als“, ſo klagt die „France“, bei dem Siege der Preußen bei König⸗ 
a b „Germania“ verblüfft und zitternd daſtand, da erhob ſich in 
VWankreich ein tiefes Gefühl der patriotiſchen Beängſtigung, im 
Juli 1866 hätte Frankreich vielleicht eine aktive Ruhmesrolle ſpie⸗ 
können“ und die „Emotionen des öffentlichen Gefühles“ waren 
? dafür; doch dieſe Politik drang nicht durch. Die „France“ hat hier⸗ 
auf geglaubt, die Erfahrung müßte lehren, ob die Politik der Nicht⸗ 
einmiſchung die rechte ſei; wenn fie es jet, jo müſſe Preußen bei 
erſter Gelegenheit ſich dankbar beweiſen. „Nun gut, dieſe Gelegen⸗ 
aut ht fi) geboten, die luxemburger Frage wurde geſtellt; nicht 
a reich, ſondern die Ereigniſſe (d. h. die Geldbedürfniſſe der 

undin eines gewiſſen Mannes) warfen die Frage auf. D 

Btädtchen Luxemburg iſt zwiſchen Preußen, Frankreich und Belgien 
eingeklemmt und der König von Holland hat alle Verlegenheiten 
8 ſolchen abgetrennten Beſitzthums gefühlt, welches Zerwürfniſſe 
L mit Preußen herbeiführen konnte, das noch die ehemalige Bundes⸗ 
13 feftung bejegt hielt; er zeigte fich daher bereit ſeine Rechte an Frank⸗ 
teich abzutreten.“ Die „France“ glaubt dadurch bewieſen zu haben, 
daß Preußen ganz allein an allem Unheile ſchuld ſei; um ſich den 
üderläſti n Gaſt vom Halſe zu ſchaffen, habe er Land und Leute 
in Frankreich verkauft. Das Widerſtreben Bismarcks kann die 
„France“ nicht begreifen: „Darf ein Mann wie Bismarck ein Non 
umus aus einer Reichstags⸗Demonſtration hernehmen? Hat 
er nicht dem preußiſchen Landtage zum Trotze Krieg geführt? 
Dieſe Ausrede iſt folglich ſchlecht ewühlt.“ Und was hätte Frank⸗ 
von Luxemburg! Das Ländchen iſt ein Zwerglein, kaum nen⸗ 
enswerth; wenn Preußen es Frankreich nehmen ließe, jo würde 
bein ichtbares Zeichen ſeiner verſöͤhnlichen Gefühle gegen Frank⸗ 
reich geben.“ Eine ſeltſame Argumentation! 


Niederlande. 


— 


Wenn a’ deren man erwähnt hat, iſt durchaus keine Rede geweſen. 


d doweſen ſein, daß ſie noch nicht die Hälfte würde betragen 


Verhältniſſen von Luxemburg erwachſen könnten, bejeitigt würden; 
Dean babe in dieſer Beziehung die ausführlichſte Erklärung ge⸗ 
en „Ich glaube,“ ſo ſchloß der Miniſter, „daß ich das Ziel der 
olländiſchen Regierung deutlich kund gegeben habe. Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß ich die Frage jetzt dem Repräſentanten des Groß⸗ 
kogthums überlaſſen kann, welcher gegenwärtig hier iſt. Heute, 
je die Gewißheit erlangt habe, daß die Angelegenheiten Lim⸗ 
5 198 erledigt find, füge ich hinzu, daß ich mich mit der Angelegenheit 
on Luxemburg weder offiziell noch offiziös beſchäftigen werde.“ 


r 
Florenz, 7. April. Das neue Miniſterium ſoll folgender⸗ 
Raben zuſammengeſetzt ſein: Rattazzi Inneres, Ferraris Finanzen, 
Rau Krieg, Pescetto Marine, Correnti Unterricht, Visconti Ve⸗ 
oſta auswärtige Angelegenheiten. Tecchio und Cambray-Digny 
den für Juſtiz reſp. Landwirthſchaft genannt. 


Rußland und Polen. 
u Der lutheriſche Paſtor Propſt Döbner in Riga hatte vor 
1 ia ger Zeit ein Wert in lettiſcher Sprache: „Geſchichke des chriſt⸗ 
des Glaubens“, herausgegeben und darin auch die Unterſchiede 
3 ri einzelnen Konfeſſionen entwickelt. Dagegen erließ nun der 
0 disch. orthodoxe Biſchof von Riga und Mitau an die lettiſchen 
ge d eſthniſchen Mitglieder ſeiner Eparchie drei Hirtenbriefe, welche, 
1 den das Lutherthum und ſpeciel gegen Döbner's Buch polemiſi⸗ 
| zend, die alleinige Rechtgläubigkeit der griechiſchen Kirche apologe⸗ 
N05 behaupteten. Doch damit war die Sache nicht abgethan; weil 
4 N Döner ſich in jeinem Buche „unpaſſender und beleidigender Aus⸗ 
nißtde über den orthodoren Glauben erlaubte“, iſt ihm vom Mi⸗ 
N er des Innern durch das Generalkonſiſtorium nicht nur jede 
N 0d ere Herausgabe eines Werkes religiöien Inhalts in lettiſcher 
3 eſthniſcher Sprache verboten, ſondern ihm auch angekündigt 
orden, daß er ſeines Amtes als Propſt entſetzt ſei. Dem livlän⸗ 
en Konſiſtorium, das dem Buche das Imprimatur ertheilt 
e, iſt wegen fahrläſſiger Cenſur ein Verweis gegeben. Der 
Iibadare Biikhof Platow aber ift in gleicher Eigenſchaft nach dem 
z 1 versetzt, weil er in ſeinen Hirtenbriefen das deuſche Element 
W hart mitgenommen hatte. 


. V o m Reichstage. 
3 (29. Sitzung vom 8. April. . 
Tro ffnun 10% Uhr. Die —— ſind überfüllt. Am Tiſch der Kom: 
v. grdien die Miner v. d. Heydt, v. Roon mit Generalmajor v. Podbielski, 
5 — andere Vertreter der verbündeten Staaten. cht 


em der Eintritt des Abg. Martens in das Haus angezeigt ift, 
wurfes . zur Weiterberathung des Abſchnittes XI. des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 


2 l er 50 lautet: Die geſammte Landmacht des Bundes wird ein einheit 


bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Sr. Mar 
1 Die Honigs von Preußen als Bundesfeldherrn ſteht. 
beaarme Regimenter ac. führen fortlaufende Nummern durch die ganze Bun- 
8 — die Bekleidung ſind die Grundfarben und der Schnitt der königl. 
Aberlaſſen Armee maßgebend. Dem betreffenden Kontingentsherrn bleibt es 
a Te die äußeren Abzeichen (Kokarden 2c.) zu beſtimmen. 

ur Bundesteldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tra 
3 1 


u 


Cirkeln 2 81 offener zu entfalten, und Männer, die bisher ſich 
i 


niſter lebt en Domainen, die 1816 zuerkannt wurden.“ Der Mi⸗ 
Frage) b zu, daß Holland kein Intereſſe in der luxemburgiſchen 
von Li abe, jedoch nur in der Vorausſetzung, daß die Verhältniſſe 
8 2) Zurg gen U 9 und vollſtändig gen egelt jeien. Er 8 

iſſes zwiſchen Holland und Frank Sue ſchen Holland und 
ußen darauf gedrungen, daß a eſchwerden, welche aus den 


gen, daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und kriegs⸗ 


| 1 vorhanden ſind und daß Einheit in der Organiſation und Formation, 


in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaften, ſowie 
in der Qualifikation der Offiziere hergeſtellt und erhalten wird. Zu dieſem Be⸗ 
pr ift der Bundesfeldherr berechtigt, ſich jederzeit durch Inſpektionen von der 

erfaſſung der einzelnen Kontingente zu überzeugen und die Abſtellung der da⸗ 
bei vorgefündenen Mängel anzuordnen. 

Der Bundesfeldherr beſtimmt den Präſenzſtand, die Gliederung und Ein⸗ 
theilung der e der Buͤndesarmee, ſowie die Organiſation der Land⸗ 
wehr, und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garniſonen zu be⸗ 

immen, ſowie die kriegsbereite Aufſtellung eines jeden Theiles der Bundes⸗ 
rmee anzuordnen. 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Administration, 
Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüſtung aller Truppentheile des Bundes⸗ 

eeres {mb die bezüglichen künftig ergehenden Anordnungen für die preußiſche 

rmee den Kommandeuren der übrigen Bundeskontingente, durch den Art, 8 
Nr. bezeichneten Ausſchuß für das Landheer und die Feftungen, zur Nachach⸗ 
tung in geeigneter Weiſe mitzutheilen. 

Es liegen zu demſelben folgende Amende ments vor: 1) Der Abgg. 
Duncker (Berlin) und Waldeck in Art. 59 und folgenden ſtatt „Bundesfeld⸗ 

err“ zu fegen: „Bundespräfidium.* 2) Von denjelben Abgg.: Alinea 4 des 

rt. 59 jo zu fallen: „Das Bundespräſidium beſtimmt in Gemäßheit der Bun⸗ 
besaelebe den Präſenzſtand, die Gliederung und Eintheilung der Kontingente 
der Bundesarmee und hat das Recht u. ſ. w.“ 3) Vom Abg. Günther: In 
Alinea 4 hinter dem Worte „Präſenzſtand“ einzuſchalten: „innerhalb der in 
Art. 56 2 Poffenen Beſtimmungen.“ 

Abg. Pr zmann: Durch Art. 56 iſt die Friedenspräſenzſtärke der Ar⸗ 
mee auf ! Prozent der Bevölkerung normirt. Alinea 4 des vorliegenden Ar⸗ 
tikels beſtimmt aber: „Der Bundesfeldherr beſtimmt den Präſenzſtand ꝛc. der 
Bundesarmee“. Ich möchte von den Regierungen gern eine Auskunft darüber 

aben, wie dies zu verſtehen iſt. — Ich habe ferner Bedenken über die Art der 

intheilung der Kontingente. Bei einer Bevölkerung von 200,000 Mann 
würde das Herzogthum Anhalt 2000 Mann zu ſtellen haben; das wären 386 
Mann über 3 Bataillone und 152 weniger als 4 Bataillone; es würde nun die 
Frage entſtehen: Soll Anhalt 3 oder 4 Bataillone ftellen ? 

Reichstags⸗Kommiſſar v. Podbielski: Das Bedenken des Hrn. Vor⸗ 
redners 18 8 fi wohl dadurch erledigen, daß unter der Beſtimmung des 
Präſenzſtandes hier nur verftanden ift, daß der Bundesfeldherr zu beftimmen 

at, ob das Bataillon 534 oder 532 oder 600 Köpfe zählt. — Auf das zweite 

edenken habe ich zu erwidern daß als Grundlage der Formation ganze Regi⸗ 
menter genommen werden, und das Ueberſchießende wird dann fo verwandt, 
daß die Truppen der kleinen Länder, die keine ganzen Regimenter ſtellen, kom⸗ 
pletirt werden. a 

Abg. Günther empfiehlt ſein Amendement. 

Abg. Waldeck motivirt die Amendements Duncker⸗Waldeck. 

Abg. v. Röſſ ing bittet, die einzelnen Alineas geſondert zur Abftimmung 
zu bringen und dann Alinea 2 zu verwerfen, da die darin Aubade Beſtim⸗ 
mungen wohl in ein Ordrebuch, nicht aber in eine Verfaſſung gehörten. 

ei der Abſtimmung werden ſämmtliche Amendemenks abgelehnt, und 
Artikel 59 unverändert angenommen. 

Art. 60. Alle Bundestruppen find verpflichtet, den Befehlen des Bundes⸗ 
feldherrn unbedingte Folge zu leiſten. Dieſe Verpflichtung iſt in den Fahnen⸗ 
eid aufzunehmen s 

Der Höchſtkommandirende eines Kontingents, ſowie alle Offiziere, welche 
Truppen mehr als eines Kontingents befehligen, und alle e 
ten werdeu von dem Bundesfeldherrn ernannt. Die von demſelben ernannten 
Offiziere leiſten Ihm den Bahneneid. Bei Generalen und den Generalſtellun⸗ 
gen verſehenden Offizieren innerhalb des Bundes-Kontingents iſt die Ernen⸗ 
nung von der jedesmaligen Zuſtimmung des Bundesfeldherrn abhängig zu 
machen. 

Der Bundesfeldherr iſt berechtigt, behufs Verſetzung mit oder ohne Be⸗ 
förderung für die von ihm im Bundesdienſte ſei es im preußiſchen Heere, oder 
in anderen Kontingenten zu beſetzenden Stellen aus den Offizieren aller Kon⸗ 
tingente des Bundesheeres zu wählen. - 

Art. 61. Das Recht, Feſtungen 1 des Bundesgebietes anzulegen, 
2 dem Bundesfeldherrn zu, welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen 

5 ſo weit das Ordinarium ſie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII. be⸗ 

Art. 62 Wo nicht u bar ne Konventionen ein Anderes . er 
nennen die Bundesfürften, beziehentlich die Senate die Offiziere ihrer Kontin⸗ 
gente mit der Einſchränkung des Art. 60. Sie ſind Chefs aller ihren Gebieten 
angehörenden Truppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. Sie 
haben namentlich das Recht der Inſpieirung zu jeder Zeit und 1 außer 
den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über vorkommende Veränderun⸗ 
gen, behufs der nöthigen landesherrlichen Publikation, rechtzeitige Mittheilung 
von den die betreffenden Truppentheile berührenden Avancements und Ernen⸗ 
nungen. ; Bir. 

Auch ſteht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre eige- 
nen Truppen zu verwenden, ſondern auch alle anderen Truppentheile der Bun⸗ 
desarmee, welche in ihren Ländergebieten disloeirt find, zu requiriven. 

Art. 63. Erſparniſſe an dem Militäretat fallen unter keinen Umftänden 
einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bundeskaſſe zu — 
werden ohne Debatte unverändert angenommen, nachdem das zu Art. 61 von 
den Abg. Duncker⸗Waldeck geſtellte Amendement: Statt Art. 61 des Entwurfs 
8 fagen: „Dem Bundespräſidium ſteht das Recht zu, 8 innerhalb des 

undesgebietes anzulegen, inſofern die dazu erforderlichen Mittel durch das 
Bundesetatsgeſetz oder ein beſonderes Bundesgeſetz vom Reichstage bewilligt 
ſind“ — ſo wie der 1 Art. 63 von Duncker⸗Waldeck vorgeſchlagene Zufap: 
„Doch kann über dieſelben nur unter Zuſtimmung des Reichstages verfügt wer⸗ 
den“ abgelehnt werden. . 
Ark. 64 lautet: Der Bundesfeldherr kann, wenn die öffentliche Sicherheit 
in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden Theil deffelben in Kriegszuſtand 
erklären. Bis zum Elaß eines die Vorausſetzungen, die Form der Verkündi⸗ 
gung und die Wirkun en einer ſolchen Erklärung regelnden Bundesgeſetzes gel⸗ 
ten dafür die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1854, 

Statt des Artikels 64 beantragt der Abg. Roh den folgende . 
Für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs kann bei dringender mie o für die 
öffentliche 5 88 der Belagerungszuſtand zeit und diſtriktsweiſe verhängt 
werden. Das Nähere beſtimmt ein Bundesgeſetz. Motive: In Preußen, 
Sachſen, Mecklenburg, Braunſchweig, Oldenburg ac. beſtehen bereits einſchlägige 
Belagerungszuftands-, Tumults- und Aufruhrsgeſetze. Dieſe geben daher die 
möthigen Garantieen für die öffentliche Sicherheit. Das preußiſche Geſetz vom 
4. Juni 1851 leidet in ſeinen beſtimmten Anordnungen keine Anwendung 200 
der Ordnung der Bundesgewalten und deren Verantwortlichkeit. Deshal 
fuse für die Bundesverfaſſung der Inhalt des Art. 111. der preußiſchen Ver⸗ 

aſſung aus. 5 

Die Abgg. Erxleben und v. Röſſin 5 beantragen: Hinter dem Worte 
„deſſelben“ einzuſchieben nach vorgängigem Beſchluß des Bundesraths s. 

Abg. Rohden empfiehlt fein Amendement unter großer Unaufmerkſamkeit 
des Haufes, fo daß er ſehr ſchwer verſtändlich iſt. Wenn man in anderen Zwei⸗ 
gen den Einzelftaaten fo viel wie moglich die Geſetzgebung überlaſſen wolle, jo 
möge man es auch hier thun, zumal in faſt allen Geſetze über den Belagerungs⸗ 

uftand befteben. Hierzu komme, daß das preußiſche Geſetz auf den ganzen 

und gar nicht angewandt werden könne. Denn nach dem preußiſchen eſetze 
müſſe der Erlaß des Belagerungszuſtandes vom verantwortlichen Staatsmi⸗ 
niſterium ausgehen; hier ſolle der Bundesfeldherr allein maßgebend fein. Wolle 
man denn den Bundesfeldherrn, den König von Preußen verantwortlich machen? 

Abg. Dr. Ree beantragt, den Art. 64. zu ſtreichen; denn derfelbe ſei über⸗ 
flüſſig, unberechtigt und ſchädlich. Ueberflüſſig iſt er deshalb, weil Preußen 
und Tr alle Staaten ähnliche Gefege haben die vollkommen genügen, und 
weil durch den bereits angenommenen Art. 62. die kleinen Staaten Mittel ge⸗ 
nug haben, um „die Ruhe herzuſtellen,“ wenn es nöthig iſt. — Unberechtigt iſt 
der Artikel nach dem Grundgedanken der ganzen Verfaſſung. Den Bundes ⸗ 
Regierungen ſoll von ihrer Souveränetät nur ſo viel genommen werden, als 
für den Bundesſtaat nothwendig iſt, und dieſes foll der Centralregierung über⸗ 
tragen werden. — Um fo weniger kann man jetzt für Art. 64. ſtimmen, nach⸗ 
dem die Grundrechte nicht in die Verfaſſung aufgenommen worden ſind. Als 
Motiv gab man von einer Seite damals an: man wünſche nicht, daß ſich die 
Centralregierung hineinmiſche in die Grundrechte der Einzelſtaaten. Nun, 
m. H.! wenn Sie die Mecklenburger nicht vor dem Stocke ſchützen wollen, dann 
mogen Sie ihnen nicht noch einen neuen Druck der Militärherrihoft auferlegen. 
18 links.) — Der Artikel nützt nicht nur nichts, ſondern er ſchadet Preu- 
ßen ſowohl, wie den kleinen Staaten. Es werden dadurch konſtitutionelle Be- 
fugniſſe der Einzelſtagten aufgehoben, ohne einen Erſatz dafür zu gt: aber 

auch die Souveränetät der Kleinſtaaten wird dadurch gefährdet, indem ihnen 


für das Bundesheer und die zu demſelben gehörigen 


durch den Bundesfeldherrn die Regierungsgewalt zeitweilig aus den Händen 
genemuicn werden kann. Ich ell de auch nicht, daß die Diätarier einen die 
achtheile überwiegenden Vortheil daraus erſehen können, denn auch ohne die⸗ 
> Artikel wird es den Kleinſtaaten Preußen gegenüber bald ergehen, wie dem 
über im Gothe ſchen Gedicht der Waſſernige gegenüber: Halb zog fie ihn, halb 
ſank er hin.“ ( Heiterkeit.) Der Artikel iſt alſo nicht nur Aber flag, ſondern 
in verſchiedenen Rückſichten ſchädlich; werfen Sie deshalb den verderblichen 
Balz über Bord. (Beifall links.) x 
ei der Abſtimmung werden die Amendements verworfen und Art. 64. 
nach der Vorlage angenommen. 
Die Abgg. Duncker und Waldeck haben beantragt: Am Schluſſe des 
Abſchnitts folgenden Artikel zu ſetzen: 5 
Artikel.. Das Bundespräſidium ernennt den Bundeskriegs⸗ und Bun⸗ 
desmarineminiſter welche die Geſchäftszweige verwalten und dafür dem Reichs⸗ 
tage verantwortlich ſind. Bis zur definitiven Organiſation des Bundeskriegs⸗ 
und Marineweſens wird die Verwaltung derſelben durch den Königlich Preußi⸗ 
ſchen Kriegs⸗ und Marineminiſter geführt. 5 
Abg. Waldeck: Zum vierten Male beantragen wir hier die Aufnahme 
eines Prinzips in die Verfaſſung, das Sie bereits 2 Mal verworfen und 
1 Mal angenommen haben: das Prinzip der Verantwortlichkeit. Sie haben 
den Bundeskanzler als verantwortlich hingeſtellt; dies genügt aber nicht für die 
Militärverwaltung, da der Bundeskanzler nichts damit zu thun hat, ſondern die 
Militarverwaltung von den übrigen Verwaltungszweigen gewiſſermaßen abge- 
löſt iſt. — Es ift uns nicht gelungen, eine verantwortliche Centralregierung zu 
konſtituiren; es iſt uns nicht gelungen, die Verwaltungs ⸗ Chefs der einzelnen 
Verwaltungszweige verantwortlich zu machen. Wenn Sie nun, m. Sie nicht 
ganz auf das konſtitutionelle Prinzip verzichten wollen, ſo bitte ich Sie drin⸗ 
gend, unſeren Antrag anzunehmen und dem Bundesfeldherrn, dem ſo außer⸗ 
ordentlich große und einflußreiche Befugniſſe eingeräumt ſind, ein verantwort⸗ 
liches Miniſterium beizugeben. Wir wollen mit unſerem Antrage nichts 
anders für den Bund, als was bisher im preußiſchen Staate beſteht. Ueber 
das Prinzip der Verantwortlichkeit will ich nicht erſt diskutiren; denn es iſt 
nicht zu diskutiren. Von jener Seite (nach rechts deutend) wird es gänzlich ge- 
leugnet. Nun, das iſt eine Anſicht; es iſt aber eine Anſicht, die nicht den 
Grundfägen der preußiſchen Verfaſſung entſpricht. (Sehr wahr! links.) Wenn 
Sie uns alſo, die wir hier De um mindeſtens das zu erhalten, was die preu- 
ßiſche I dem preußiſchen Volke gewährt hat, unterftügen wollen, (zu 
den Bänken der National⸗Liberalen gewandt), nun, ſo ſorgen Sie vor Allem 
dafür bei dieſer Angelegenheit, die weſentlich eine preußiſche iſt; denn in das 
preußiſche Heer gehen die anderen Kontingente auf; das eie Heer reprã · 
ſentirt hier dasjenige, was die Central- Gewalt oder das Bundes ⸗Präſidium 
oder der Bundes ⸗Feldherr zu leiſten hat. M. H.! Von manchen Seiten find 
hier Verdächtigungen — das iſt mir immer ein unangenehmes Wort, — aber 
es find doch namentlich gegen die linke Seite ſolche Verdachtsgründe ausgeſpro⸗ 
chen worden, wir wollten das Vaterland wehrlos machen ꝛc. Ich habe fie ja 
immer von mir gewieſen; Niemand glaubt daran, daß das Vaterland 
wehrlos machen heiße, wenn man die Verfaſſung vertheidigt, und wenn man 
fi) weſentlich trotz des Mangels an Geſundheit, nur darum hat wählen laſſen, 
um die Verfaſſung 75 vertheidigen — denn a tout prix etwas 7 tande zu 
bringen, hat einen Mann, wie mich, Niemand gewählt. (Beifall linke). Von 
vielen Seiten — denn ich habe mich wahrlich nicht zu dieſem Reichstage gemel⸗ 
det — von vielen Wahlbezirken bin ich pi das Dringendfte angegangen wor- 
den, mich nicht der Sache zu entziehen; (Ruf rechts: Zur Sachel) Präfident : 
Redner iſt bei der Sache, und da wurde immer hervorgehoben und in die 
Programme geſchrieben, daß wir dem preußiſchen Volke fein Recht nicht beſchä⸗ 
digen laſſen dürfen. Wohl, weder das Budgetrecht noch das Verantwortlich. 
keitsgeſetz will ich bejhädigen, und auf dieſer letzten Breſche will ich noch einmal 
verfuchen, dieſe Rechte zu vertheidige (Bravo links.), wenngleich ich weiß, es 
wird fruchtlos ſein. Ich gebe Ihnen alſo ſelbſt die Verantwortung dafür, in⸗ 
dem ich zum letzten Male für das Prinzip der Verantwortlichkeit eintrete. 
(Lebhafter Beifall links.) 5 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag Duncker⸗Waldeck abgelehnt; dafür 
nur die Linke, die freie parlamentariſche Vereinigung (v. Bockum⸗Dolffs, Car⸗ 
lowitz), die bundesſtaatlich⸗konſtitutionelle Fraktion und nur ein kleiner Theil 
der Nationalliberalen, u. A. die Wade Forckenbeck, Lasker, v. Unruh, 1 755 
eim; mit den Konſervativen und Akkliberalen ſtimmten u. A dagegen die Abgg 
ichgelis, —.— 8 a a fh 
es Verfaſſungs Entwurfs 
\ ir Arte 


A undes- Finanzen) lautet: 
Arnet 2 dente von dem G 0 


58 beſtimmten Aufwande 
5 5 inrichtungen, ſowie 
von dem Aufwande für die Marine (Art. 50), werden die gemeinſchaftlichen 
Ausgaben im Wege der Bundes Geſetzgebung und, ſofern fie nicht eine 


nur einmalige Anwendung betreffen, für die Dauer der Legislatur⸗Periode 


eſtgeſtellt. 
be tie 66. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen 
N die aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern und dem Poſt⸗ 
und Telegraphen⸗Weſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit 
dieſelben durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind ſie durch Beiträge 


der einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen 


welche von dem Präſidium nach dem Bedarf ausgeſchrieben werden. 

Artikel 67. Ueber die Verwendung der gemeinſchaſtlichen Einnahmen und 
der Beiträge der Einzelſtaaten iſt von dem Präſidium dem Bundesrathe und 
dem Reichstage Rechnung zu legen. Ä 

Zu dieſem Abſchnitt find folgende Abänderungen beantragt: 

1) Von den Abgeordneten Erxleben und Windhorſt: Artikel 65 
Sämmtliche Einnahmen und Ausgaben des Bundes einſchließlich der behufs 
der Einnahmen zu verwendenden Verwaltungs und Erhebungskoſten, bedürfen 
der Bewilligung des Bundesraths und des Reichstages, welche, ſofern es 
ſich nicht um Einnahmen und Ausgaben von kürzerer Dauer handelt, je⸗ 
desmal für eine Periode von 3 Jahren auszuſprechen, rückſichtlich derſe⸗ 
nigen Summen aber, welche dem Bundespräſidio z. B. behufs des Bundes- 
heeres oder der Bundesmarine bereits zur Verfugung if ſind oder noch 
zur Kap geftellt werden, inſoweit dieſes geſchehen ! „nicht verweigert 
werden darf. 

Aus a dem Reichstage vorzulegenden Budget werden die auf jedes ein- 
elne Jahr fallenden Beträge der Einnahmen und Ausgaben, ingleichen 
ie nach Haupt Abtheilungen geſonderten Verwendungen erſichtlich fein, 
welche aus der dem Bundespräſidio behufs des Bundesheeres und der Bundes 
marine zur Verfügung ſtehenden oder noch zu ſtellenden Summen beſtritten 
werden ſollen. x 

Im Artikel 66 hinter „gedeckt werden“, unter Streichung des Schluß: 
ſatzes zu ſetzen: ſind fie durch Matrikularbeiträge der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten nach Maßgabe ihrer, zunächſt 1867 und dann von 3 zu 3 Jahren 
zu ermittelnden, Bevölkerung aufzubringen. Dieſe Matrikularbeitrage werden 
auf Grund der vom Bundesrathe und vom Reichstage erfolgten Bewilligung 
vom Bundespräſidio ausgeſchrieben. Einer Bewilligung der Landtage (Stände⸗ 
kammern) in den einzelnen Bundesſtaaten bedürfen ſie nicht. ze E 

Artikel 67. Ueber den Ertrag und die Verwendung der gemeinſchaftlichen 
Einnahmen und der Beiträge der Einzelftanten ift von dem Präfidio dem Bun- 
ber und dem Reichstage alljährlich eine an die Ereigniſſe der Worjahre 
ſich anſchließende allgemeine Nachweifung, hiernächſt aber eine foͤrmliche Rech 
nung zur Prüfung und 8 vorzulegen. 5 

Artikel 68. Anleihen und Uebernahme von Garantien zu Laſten des Bun⸗ 
des dürfen nur unter Zuſtimmung des Bundesrathes und des Reichsrathes 
erfolgen. N 

j 9 Von den Abgg. Friedenthal, v. Gerber und Genoſſen. a) Artikel 65. 
Die gemeinſchaftlichen Sinnahmen ſowie die gemeinſchaftlichen Ausgaben wer» 
den für jedes 7 im Voraus veranſchlagt und auf den Bundeshaushaltsetat 
gebracht. Der Bundeshaushaltsetat wird durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt. 
. Bezüglich der zur Veſtreitung des Aufwandes für das Bundeskriegsweſen 
vereinbarten Summe bedarf es der Feſtſtellung nicht; dieſe Summe wird viel. 
mehr ohne Weiteres in den Ausgabenetat aufgenommen und durch einen nach 
Titeln geordneten Spezialetat erläutert. 
Auch die Ausgaben für die Bundeskriegsmarine können für längere Pe⸗ 
rioden im Voraus durch Bundesgeſetz feftgeftellt werden. 5 

) Dem erſten Satz des Artikels 66 folgende Faſſung zu geben: Zur Be⸗ 
ſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen An die etwaigen Ueber⸗ 
ſchüſſe des Vorjahres, ſowie die Erſparniſſe an dem Militäretat (Artitel 63) 
und die aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern und dem Poſt⸗ und Tele- 
graphenweſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. 

e) Nach Artikel 66 einzuſchalten; Artikel .. Die Aufnahme von Anleihen 
für die Bundeskaſſe ſowie die Nebernahme von Garantien, welche den Bund 
verpflichten, findet nur auf Grund eines Bundesgeſetzes ftatt. 

d) Im Artikel 67 vor den Worten: „Rechnung zu legen“ einzuſchalten 
„für jedes Jahr. N 


— face mie Die Eröffnungen des 


ember 1871 vom Haufe angenommen und damit Klar 


berathung der Einzelſtaaten gar nicht zu berechnen iſt, 


1 N.’ 
; 


9) Von dem Abg. Miquel: Artikel 65: Alle Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes müſſen für jedes Jahr veranſchlagt und au den Bundeshaushalts⸗ 
etat gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des tatsjahres nach folgen- 
den Grundſätzen durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 
Artikel 66. Die gemeinſchaftlichen Aus 
Jahr bewilligt, können jedoch in beſonderen 
bewilligt werden. 28 = 

ährend der im Artikel 58. normirten Uebergangszeit iſt der nach Titeln 
geordnete Etat über die Ausgaben für das Bundesheer, dem Bundesrath und 
dem Reichstage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen. 

Art. 67. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen zu⸗ 
nächſt die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, den 

emeinſchaftlichen Verbrauch feen n aus dem Poſt⸗ und Telegraphenweſen 

ießenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit dieſelben durch dieſe Ein⸗ 
nahmen nicht gedeckt werden, find fie, fo lange Bundesſteuern noch nicht einge- 
hrt find, durch Beiträge der einzelnen Bundesftaaten nach Maßgabe ihrer 
völkerung aufzubringen, welche im Wege der Bundesgefeggebung ſeſtgeſtellt 
und demnach durch das Präſidium ausgeſchrieben werden. 

Art. 68. Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Bundes iſt vom 
Fenn dem Bundesrathe und dem Reichstage zur Entlaſtung jährlich Rech- 
nung zu legen. 

9 rt. 69. In Bällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes können im Wege 
der Bundesgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Uebernahme 
einer Garantie 15 Laſten des Bundes erfolgen. 

4) Unter⸗Amendement des Grafen Bethuſy⸗Huc zu dem Amendement 
Miquel: a. hinter den erſten Satz des Art 65 die Worte einzuſchalten: Die im 
Art. 58 verfaſſungsmäßig fefige ellten Beträge werden auch nach dem Zeit⸗ 
punkt, bis zu 1 5 ſie bewilligt ſind, ſo lange 1 ad Bere bis fie durch ein 
nach Maßgabe des 2. Alinea des Art. 5 zu Stande gekommenes Bundesgeſetz 
abgeändert worden ſind; b. an Stelle des Wortes: „Letzteren“ die Worte „der 


Etat“ zu ſetzen. L 
5) Von den Abgg. Duncker (Berlin) und Waldeck: Art. 65. Alle 
Ausgaben des Bundes, einſchließlich derjenigen für das Marine und Kriegs⸗ 
en ſowie alle Einnahmen des Bundes werden Ai 23m im Voraus veran- 
ſchlagt und auf den Bundeshaushaltsetat gebracht. Letzterer wird jährlich durch 
ein Bundesgeſetz r 

Art 66. Zur Beſtreitung aller Bundesausgaben dienen zunächſt die et⸗ 
waigen Erſparniſſe und Ueberſhuſſe der Vorjahre, ſodann die aus den Zöllen, 
den gemeinfamen Steuern und dem Poft- und Telegraphenweſen fließenden ge: 
meinſchaftlichen Einnahmen. 

AJIgnſoweit die Ausgaben durch wir Einnahmen nicht gedeckt werden, be: 
ſtimmt das Bundeshaushalts ⸗Etatsgeſetz die Art der Deckung durch Bundes- 
Be oder durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten, letztere nach Maßgabe 
hrer Bevölkerung. 

Unter Streichung des Art. 67 folgende neue Artikel aufzunehmen: 

Art.. Steuern und Abgaben für den Bund dürfen nur, ſoweit ſie in 

dem Bundeshaushalts⸗Etatsgeſetz aufgenommen oder durch beſondere Bundes- 
geſetze angeordnet ſind, erhoben werden. 

Art. .. Die Aufnahme von Anleihen für den Bund finden nur auf Grund 
eines Bundesgeſetzes ſtatt, daſſelbe gilt von der Uebernahme von Garantien zu 
Laſten des Bundes. . Ä 5 

Art.. Zu Etatsüberſchreitungen ift die nachträgliche Genehmigung des 
Reichstags erforderlich. 

Art. .. Die Jahresrechnung über den Bundeshaushaltsetat wird nach 
1 Prüfung durch einen Bundesrechnungshof dem Reichstage zur 
ntlaftung des Bundespräſidiums vorgelegt. € 

Art... Ein Geſetz über die Bildung des Bundes -Rechnungshofes wird 
dem nächſten Reichstage vorgelegt. So lange daſſelbe noch nicht ergangen ift, 
dt die preußiſche Ober⸗Rechnungskammer die Funktionen des Rechnungs⸗ 

yofes. 


Art. Das Bundes Präſidium ernennt den Bundes ⸗Finanzminiſter, 
welcher die Bundesfinanzen verwaltet und dafür dem Reichstag verantwortlich 
iſt; derſelbe kann mit dem preußiſchen Finanzminiſter identiſch fein. 

Die Rednerliſte ergiebt 6 Redner für, 15 gegen die Vorlage. Für: 
die Abgg. Scherer, Gebert, Graf v. d. Schulenburg, Dr, Friedenthal v. Ger⸗ 
ber; gegen: Miquel, v. Röſſing, Dr. Gneiſt, Dr. Jäger, Wiggers (Berlin) 
und Andere. ; 

Abg. Scherer: Meine Herren! Ich habe mich für den Entwurf ein⸗ 
. laſſen, weil ich in den Eröffnungen des Herrn Präſidenten der Bun⸗ 

es⸗Kommiſſare in der erſten General⸗Debatte eine Annäherung an das parlas- 
mentariſche Budgetrecht gefunden habe. Auch ich bin der Meinung, daß das 
Budgetrecht in der Bundes ⸗Verfaſſung eine Stelle finden ſoll, ich halte dies 
aber nur möglich, wenn das Budgetrecht ſo verſtanden wird, wie der Wort⸗ 
laut ſagt, als ein Recht, das Budget zu prüfen. Der Konſtitutionalismus be⸗ 
ruht auf dem Syſtem der Kompromiſſe: ich möchte aber hinzufügen, daß dieſe 
Kompromiſſe auf feſtem Boden ſich bewegen müſſen und daß man nicht das 
Budgetrecht dazu benutzen darf, Konzeſſionen auf einem ganz anderen Gebiete 

; 3 Präſidenten der Bundeskommiſſare 
cheinen mir alſo die Netgung der Regierungen anzudeuten, einen wirkichen 
tat eintreten zu laſſen und ich könnte mich deshalb den Amendements des Abg 

Miquel anſchließen, welche die Aufſtellung eines regelmäßigen Etats ins Auge 

faſſen. Allerdings ſpricht die Vorlage nür von den Ausgaben, nicht den Ein⸗ 

nahmen, aber dieſe Auslaſſung iſt Went bei den Verhältniſſen des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes nicht von praktiſcher Bedeutung. Dann glaube ich, daß unſere 
f acfolger von jelbft dahin kommen werden, die Aufftellung eines Etats für 
die Legislaturperiode den jährlichen Etats e und ſo ſchwindet auch 
dieſes Bedenken gegen die Amendements des Abg. Miquel, dennoch möchte ich 
die des Abg Friedenthal und namentlich das des Abg. Grafen Bethuſy⸗ Hue 
damit verbinden. Meine Herren! Wir werden nicht umhin können, auf den 
Militär⸗Etat hier zurückzukommen. Die Reorganiſation der Armee iſt aner⸗ 
kannt, die Bundeskriegsverfaſſung als der wichtigſte Theil des Verfaſſungs⸗ 
werkes erkannt; warum wollen Sie nun dieſen wichtigſten Theil nicht auf un⸗ 
erſchütterlichen Grundlagen feſtſtellen und unſerem Prinzip die Konzeſſion 
machen die Ausgaben für das Bundeskriegsweſen auch nach Ablauf des Interi⸗ 
miſtikums unverändert fortdauern zu laſſen? Ich mache Sie darauf 177 95 
ſam, was geſchehen könnte, wenn die kommenden Neuwahlen für den Reichs⸗ 
tag mit dem Bewußtſein vorgenommen werden, daß der neue Reichstag über 
den Militär⸗Etat endgültig zu 1 haben wird, und daß mit der Frage 
über den Militär-Etat die uber die Präſenzzeit und über die Stärke des ſtehen⸗ 
den Heeres in engem Zuſammenhange ſtehen. Ich habe das größte Vertrauen 
zu dem Patriotismus des preußiſchen und des deutſchen Volkes, bin aber doch 
nicht ohne Beſorgniß, dieſe Frage offen zu halten. Demnach empfehle ich Ihnen 
mit den Amendements Miquel zugleich das des Grafen Bethuſy-Huc anzu 
nehmen. 
5 Abg. Miquel: Meine Herren! Es it ein entſchiedener Mangel der Vor⸗ 
lage, daß ſie ſich über die wichtigſten Punkte dieſes Abſchnitts nur in ſehr un⸗ 
klarer Weiſe ausdrückt. Was zunächſt den „Aufwand für das Bundesheer“ an⸗ 
betrifft, ſo iſt die Dauer der in Art. 58 bewilligten Ausgaben bis zum 31. Des 
eit in dieſen Theil des 
tats gebracht, ich brauche alſo darauf nicht zurückzukommen. Bezüglich des 
Aufwandes für die Marine“ iſt nicht ganz klar, ob derſelbe im Wege der Ges 
5 eg e „oder ob er durch Fixirung einer beſtimmten Summe den 
eſchlüſſen des Reichstags entzogen werden fol. Wahrſcheinlich follen die Aus⸗ 
aben für die Marine jo bewilligt werden, daß für eine beſtimmte Reihe von 
ahren das Bedürfniß im Voraus feſtgeſtellt wird, dann iſt aber der im Ent- 
wurf gebrauchte Ausdruck jedenfalls ſchlecht gewählt. Was dann die Matriku⸗ 
lar-Umlage 1 8 fo ſoll ſie von dem Präſidium „nach dem Bedarf“ aus- 
geſchrieben werden. Was ſoll das heißen? Es wäre nur Klarheit zu gewinnen, 
wenn man die Anſicht ee, daß die Einnahmen aus den Zöllen, den ges 
meinſamen Steuern, dem oft» und Telegraphenweſen erſt genau feſtgeſtellt 
und von den Ausgaben, die ſich ga ermitteln laſſen, abgezogen werden fol» 
leu, ſo daß die Differenz durch Matrikular⸗Umlage zu decken ſein würde. Bei 
einem ſolchen Ausſchreiben nach Bedarf würde aber weder für den Bund noch 
— die einzelnen Staaten ein geordnetes Finanz⸗Syſtem möglich ſein. Man 
raucht ſich dabei blos klar zu machen, wie hoch die Matrikular » Umlagen ſich 
belaufen möchten. Nehmen wir an, daß die Einnahmen aus den Zöllen 25", 

Millionen, aus dem of, um Telegraphenweſen 9/, Millionen, aus den ge⸗ 

meinſamen Steuern 13 Millionen, im Ganzen = Millionen betragen werden, 

9 ihnen gegenüber die Ausgaben für das Heerweſen mit 67¼ Millionen, 


aben werden in der Regel für ein 
allen auch für eine längere Dauer 


r die Marine 6 Millionen, für das $ onſularweſen 1 Million, im Ganzen 
4½ Millionen, fo daß die Ausgaben die gedachten Einnahmen um 261/, Mil⸗ 
lionen überſchreiten, welche demnach durch Matrikular- Umlage aufgebracht 
werden müßten. Das find aber nur Minimalſätze, die bei einer Fortentwicke⸗ 
lung des Bundes ſich bedeutend fteigern würden. Wenn nun bei der Budget. 
wie viel an die Bundes: 


BEE EEE LERNTE a RN NEE Ar Ta BAUT 


welches durch 2 


dem Ziele an, das Sie lange m 


kaſſe zu entrichten fein wird, fo iſt eine geordnete Finanzverwaltung der Einzel. 
ſtaaten gar nicht möglich. Aber auch die Finanzverwaltung des Bundes 
leidet unter dieſem Syſtem der Matrikular-Umla en, da ſich die wirklichen Ein⸗ 
nahmen nicht im Laufe des Rechnungsſahres ſeſtſellen laſſen. 

Deshalb iſt es nöthig, die Höhe der e Einnahmen und die 
Ausgaben budgetmäßig im Voraus zu veranſchlagen und danach das Defieit, 
katrikularumlage gedeckt werden muß, zu berathen. Wenn in 
ein wirklicher Bundesetat aufgeſtellt ift, dann können auch die ein⸗ 


dieſer Weiſe 2 
was fie zu zahlen haben. Freilich wird es dann nothwen⸗ 


zelnen Länder wiſſen, 
dig, zu wiſſen, was mit den Ueberſchüſſen geſchehen ſoll, welche der Entwurf 


ar 
nicht erwähnt, vermuthlich, weil die Regierungen Ueberſchüſſe gar nicht hi 


möglich halten. Wird aber unſer Amendement angenommen, fo dürften ich 
doch Ueberſchüſſe ergeben, da die Erfahrung lehrt, daß die Einnahmen regel⸗ 
mäßig zu niedrig veranſchlagt werden. Daß etwaige Ueberſchüſſe der Bundes. 
kaſſe Aufliehen ae bedarf wohl keiner Erwähnung. Der Entwurf will nun 
ein dreijähriges Budget, wir ein einjähriges. Das dreijährige iſt nothwendig 
unſicher in ſeinen Annahmen; es mag in leinen Staaten möglich fein, keines⸗ 
wegs aber in großen, und am allerwenigſten in einem neuen Staate, deſſen 
Bedürfniffe noch gar nicht genau bekannt find. Gegen unſere Amendements 
könnte man nun einwenden, daß ſie ein größeren Budgetrecht erſtreiten als bis ⸗ 

er, weil wir das Einnahmebewilligungsrecht in Anſpruch nehmen, das der 

ntwurf nicht enthalte. Aber meine Herren, daſſelbe liegt bereits im Ausgabe⸗ 
bewilligungsrecht, denn es können nur ſolche Einnahmen ausgeſchrieben werden, 
deren Summe die der bewilligten Ausgaben erreicht; auf Höhe dieſer Ausga⸗ 
ben müſſen alſo die Einnahmen bewilligt werden. Es kommt nur darauf an, 
daß die Bundesregierung ſich nicht in den Beſitz höherer Summen ſetzen darf, 
als zur Deckung der bewilligten Ausgaben erforderlich ſind und daß keine 
Staatskaſſe der Einzelſtaaten verpflichtet iſt, Einnahmen an die Bundeskaſſe 
abzuführen zur Deckung ſolcher Ausgaben, die nicht bewilligt ſind. Unſer 
Amendement ändert alſo nichts, als den einen Punkt, daß die Höhe der Matri⸗ 
kularumlage vor Beginn des Etatsfahres feſtgeſtellt fein muß. 

Der Herr Vorredner ſcheint ſich, wenn er für das Amendement Bethufy- 
ue eintritt, der Befürchtung hinzugeben, daß die Einnahmen für den Militär⸗ 
tat geſtrichen werden könnten. Ich für meinen Theil kann mir nicht denken, 

daß eine Verſammlung, wie dieſe, welche die Intelligenz der deutſchen Nation 
repräſentirt, in ſolcher Weiſe dieſe Einnahmen abſchneiden könnte. Indeſſen 
hat er vielleicht auch nur eine Garantie gegen die Renitenz der Einzelſtagten 
haben wollen. Ich fürchte dieſe Renitenz nicht, glaube aber auch andererſeits 
nicht, daß durch das Amendement Bethuſy⸗Huc die Beſtimmungen über das 
Budget weſentlich alterirt werden dürften. Wenn nun unſer Amendement auch 
während der Uebergangszeit Rechnungslegung über ſämmtliche Ausgaben, auch 
über die für die Armee verlangt, ſo mache ich darauf aufmerkſam, daß der 
Kriegsminiſter bereits zugegeben hat, ſich der nachträglichen Kontrolle keines⸗ 
wegs entziehen zu wollen; es ſcheint mir alſo unbedenklich, dem Reichstage auch 
während der Uebergangszeit eine ſolche Kontrolle beizulegen. 


Präſident Dr. Sim ſon verlieſt folgenden eventuellen Antrag des Abg. 
v. Münchhauſen: „Der Reichstag wolle beſchließen: ftatt der Worte: „für 


jedes Jahr“ in der zweiten Zeile des Antrags Nr. 134 zu ſetzen: „für je drei 
Jahre“, und ſtatt der Worte in der zweiten Zeile des Antrags Nr. 135: „für 
ein Jahr“ zu ſetzen: „für je drei Jahre.“ 

Abg. v. Münchhauſen bemerkt, daß er ſich durch dieſe Anträge die 
W ſichern wolle, fuͤr die Amendements des Abg. Miquel ſtimmen zu 

nnen. 

Abg. Gebert: Ich kann mich mit den Grundzügen des Entwurfs einver⸗ 
ſtanden erklären und meine, daß in dieſem Abſchnitt ber das Finanzweſen des 
Bundes Alles enthalten iſt, was zur Anerkennung des Budgetrechts dieſes hohen 
Hauſes erforderlich ift. Ich acceptire alſo dieſe Beſtimmungen und begrüße fie 
mit Freuden. Im Entwurf iſt allerdings nicht die Verpflichtung zur Rech⸗ 
nungslegung während des Interimiſtikums ausgeſprochen, indeſſen iſt zu erwar⸗ 
ten, daß die Regierung, wenn überhaupt Monita gezogen werden, denſelben 
Rechnung tragen wird. Der Abg. Miquel meint, daß wenn Ausgaben bewil⸗ 
ligt werden, auch für die entſprechenden Einnahmen geſorgt werden würde, die 
Sache hat aber doch ihre zwei Seiten, nämlich es konimt die Frage in Betracht, 
wie die Einnahmen beſchafft werden ſollen, und ich erinnere in dieſer Beziehung 
daran, daß in Art. 4. vor dem Worte Steuern, die beſchränkende Beſtimmun 
„indirekte“ geſtrichen iſt. Deshalb möchte ich die Regierungen erſnchen, fi 
darüber beſtimmt zu erklären, welche Steuern fie erheben wollen. — Redner 
empfiehlt ſchließlich die Amendements der Abgg. Friedenthal und Bethuſ9⸗Huc. 

Abg. Erxleben ſchließt ſich, indem er med: das Ausgabebewilligungs⸗ 
recht wie das Einnahmebewilligungsrecht für nothwendig erklärt, faſt überall- 
den Ausführungen des Abg. Miquel an. 

Abg. Wagener (Reu⸗ Stettin): M. H.! es wird gewiß von allen Sei⸗ 
ten anerkannt werden, wenn ein Redner von dem Renomee meines Herrn Vor⸗ 
redners mit der wohlwollenden Abſicht hier eingetreten iſt, Ordnung in die Fi⸗ 
nanzen des preußiſchen Staates und des Norddeutſchen Bundes zu bringen Wir 
verſtockten Altpreußen müſſen freilich ſagen, daß wir dieſe Ordnung in unſeren 
Finanzen ſchon beſitzen, und daß dieſelbe ſich herſchreibt nicht von dem Eintritt 
des Herrn Abgeordneten aus Hannover, auch nicht einmal vor der Einführung 
der preußiſchen Verfaſſungsurkunde her, ſondern ſchon ſeit dem Vater Friedrichs 
des Großen her, und wir glauben auch, daß derſelbe nicht aufhören wird, wenn 
auch ſämmtliche hier geſtellten Amendements abgelehnt werden ſollten. Meine 
Herren, was ich bis fetzt über das Budgetrecht des Norddeutſchen Bundes von 
dieſer Stelle aus gehört habe, das hat bei mir die Vermuthung erregt, daß die 
Herren, die darüber geſprochen, den Verfaſſungsentwurf entweder nicht geleſen, 
oder nicht verſtanden haben. Dieſer Abſchnitt hat die ſelbſtredende Voraus- 
[estung zur Grundlage, daß für den Militäretat ganz beftimmte, geſetzlich ein 
für allemal feſtgeſtellte Summen der Beſchlußfaſſung des Reichstages entzogen 
werden; dieſe Vorausſezung ift durch die neuliche Annahme des Amendements 
v. Forckenbeck fortgefallen, und ich und meine politiſchen Freunde, wir befinden 
uns jetzt ſchon kauſn noch in der Möglichkeit, mit den Herren, die dieſen Be⸗ 
Klub gefaßt haben, über Kompromiſſe zu ſprechen Sie haben den Vorder⸗ 
fag der Kompromiſſe befeitigt, Sie müſſen es ſich daher gefallen laſſen, wenn 
wir beim Nachſatze ganz allein handeln, wie wir es für gut finden. Aber wenn 
Sie dies auch bei Seite laſſen, fo gehen doch die Beſtimmungen des Verfaſ⸗ 
fungsentwurfs von der Vorausfetzung aus, daß die Ausgaben durch den Reichs. 
tag feſtgeſtellt werden ſollen, und daß damit die Einnahmen von ſelbſt n 
find, und zwar in der Weiſe, daß ein beſtimmter Betrag feſtſtehender Steuern 
zur Deckung der Ausgaben dem Bunde überwieſen wird und daß der Reſt der 
Ausgaben durch Matrikularumlage zur Vertheilung kommt. 5 

Dieſe Beſtimmungen enthalten zweierlei. Sie enthalten einmal die Vo⸗ 
rausſetzung und Annahme, daß mit der Feſtſtellung der Ausgaben die Einnah⸗ 
men von ſelbſt gegeben ſind, und dann die, daß die Steuergeſetzgebung des Bun⸗ 
des nicht weiter, als unumgänglich nothwendig iſt, in die Steuergeſetzgebung 
der einzelnen Staaten eingreifen darf. Es iſt mir daher nicht recht verſtändlich, 
wie der Herr Abgeordnete aus Sachſen, der vor mir ſprach, es gewiſſermaßen 
als einen Anſprüch feiner ſächſiſchen Landsleute ausſprechen konnte, daß vor 
allem eine jährliche Budgetbewilligung dem Reichstage zugeſtanden werde. 
Wenn er dieſen Gedanken zu Ende gedacht hätte, fo hätte er zu der Konklusion 
kommen müſſen, daß die Realiſirung dieſer Forderung den ſächſiſchen Finanzmi. 
niſter nullifieiren und das Budgetrecht des ſächſiſchen Landtages ganz einfach 
u den Akten legen wird. Wenn Sie es wirklich ſv recht aufrichtig, und ernſt⸗ 
lic meinen, m. H. was einer der Herren Vorredner erklärte, daß mit der Aus. 
gabebewilligung die Einnahmebewilligung ganz identiſch fer, wozu ſtellen Sie 
denn fo viele Amendements, in denen letzteres noch beſonders betont wird? 
Und die Sache ſteht in der That anders. Einnahme- und Ausgabegewilligung 
decken ſich ganz, wenn man einig ift, aber wie fie ſich zueinander verhalten, wenn 
man uneinig iſt, ich glaube daruber läßt namentlich die Betrachtung des preu⸗ 
ßiſchen Konfliktes auch nicht den geringſten Zweifel. Dieſe Differenz war da⸗ 
mals fo groß, daß davon die ganze Rettung und Erhaltung des preußischen 
Vaterlandes, ja die Exiſtenz der preußiſchen Verfaſſung abhing. Hätte man in 
Preußen auch das Einnahmebewilligungsrecht gehabt, dann weiß ich nicht, wie 
die Regierung es hätte anfangen ſolen ſſich ohne Verletzung der Verfaſſung die 
Mittel zu verſchaffen, die fie jo dringend zum Heile und Wohle des ganzen Va⸗ 
terlandes bedurfte. Deshalb werden Sie es auch wohl verſtehen, weswegen wir 
durchaus nicht geneigt fein können, dem Ausgabe- auch noch das Einnahmebe⸗ 
willigungsrecht u Jobe gen. ; 8 

Aber ich will Ihnen auch von Ihren 1 8 Theorien aus Gründe gegen 
dies Recht beibringen, indem ich hoffe, daß Sie konftitutionell genug fein wer⸗ 
den, dieselben als ſolche anzuerkennen. Worin beſtehen denn die ſe bftändigen 
Einnahmen des Bundes und wie wollen Sie dieſelben ſchaffen, wenn Sie nicht 
das Steuerbewilligungsrecht der einzelnen Länder in ſich aufſaugen und abſor⸗ 
biren? Und was dann aus dem Steuerbewilligungsrecht der einzelnen Län⸗ 
der wird, liegt klar auf der Hand. Denn vermittelſt des Satzes, daß die Bun⸗ 
desgeſetzgebung der Specialgefeggebung vorgeht, kommen Sie ſchließlich bei 

1 Bewußtſein und mit großer Ausdauer er⸗ 
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ſtrebt haben, nämlich auch in den Einzelländern das Einnahme⸗Bewilligungs“ 
recht zu erlangen, und die ganze Steuergeſetzgebung derſelben in dem Sinne 
umzuändern, daß alle Ihnen unbequemen Beſtimmungen derſelben daraus ber 
ſeitigt werden. Meine Herren, der Abg. lid Uns gejagt, daß das Ein⸗ 
nahmebewilligungsrecht ſchon deshalb unabweislich fei, weil ja fonft die einzel“ 
nen Länder gar nicht zu überſehen im Stande ſeien, welche Steuerlaſt ihnen 
aufgebürdet werden ſolle. Er hat aber, meine ich, ſein Rechenexempel zwei 
Poſitionen vorher abgebrochen, wo er 11175 das Facit ziehen ſollen. Wir ſagen 
ja nicht, daß die Rechnung nicht gemacht werden ſoll, nur wird ſich das Gi 

el der Subtraktion in ein Divifiongerempel verwandeln, und das große h 

el, welche Summen die einzelnen Staaten von Matrikularbeiträgen aufzu⸗ 
bringen haben, iſt gelöſt. Hierin liegt alſo nicht das es Aber, meine 
Herren, das iſt auch wiederum nicht das, was Sie Ihrerſeits erſtreben, ſon⸗ 
dern was Sie anſtreben, iſt, die Matrikularbeiträge durch die Bundesgeſetzge⸗ 

bung zu regeln, ſich eine eg zu verſchaffen, mit der Sie nun uud m 
Bezug auf die Matrikularbeiträge die Specialgeſetzgebung der einzelnen Län, 
der a 0 können. Nach dem Wortlaut Ihres Amendements würde dies 
ſogar ſchon für die Jahre der Uebergangszeit gelten, Sie würden alſo auch dies 
kleine und unwichtige Zugeſtändniß, das Sie uns gemacht haben, nullifiziren. 
Ich kann auch nicht anerkennen, daß die Feſtſetzung einer 3 jährigen Etatspe⸗ 
riode eine Unmöglichkeit ſei für einen großen Staat. 

K en möchte ich diejenigen Herren Abgeordneten, die für eine jährliche 
Etatsaufſtellung find An was ſie eigentlich für einen Begriff von der Zeit 
eines preußiſchen Miniſters haben, die mir eine ſo 1 und wichtige 
Rückſicht zu fein ſcheint, daß gerade dieſe dahin geführt hat, Dinge, die ſich von 
ſelbſt verſtehen, nicht alljährlich bereden und diskutiren zu laſſen, ſondern eine 
mehrjährige ini hg ne Unvorhergeſehene Dinge kann man 
ſchließlich ebenſowenig in einem Jahre als in drei Jah en vorausſehen. Das 
Amendement Bethuſy⸗Hue klingt fo, ols wenn es den bezeichneten Uebelſtänden 
wenigſtens einigermaßen abhelfen könnte, aber der Herr Abgeordnete hat wohl 
überſehen, daß die Beſtimmung des Artikel 58, wonach 225 Thaler pro Mann 
gezahlt werden follen, genau zufammenhängt mit der Beſtimmung des Art. 56, 
und wenn der e Bevölkerung nicht fixirt iſt, fo hilft auch die feſte 
Bezahlung nichts. Dies Amendement ſchwacht alſo auch nicht die geringfte nad 
theilige Wirkung ab. Zum Schluß eine kleine Alternative, die ich — — tellen 
will. Der Herr Abg. v. Bodum: Dolffs hat uns in ſehr eindringlicher Weile 
auseinandergeſetzt, mit welcher Treue, mit welcher Gewiſſenhaftigkeit die Ne 
gierung die Verfaſſungs⸗Urkunde beobachtet hat, ſelbſt zu einer Zeit wo wohl 
die Verſuchung nahe liegen konnte, über eine gewiſſe Partei und ihre Border 
rungen zur Tagesordnung Wc Deſſen ungeachtet hat der Herr Abge⸗ 
ordnete die Folgerung daran ge u „daß er fagte, wir ar zwar feine Ver⸗ 
anlaſſung zum Mißtrauen gegen die Regierung, aber wir ſind das als Volks 
vertreter dem Volke ſchuldig und das werthvollſte Recht des Landes iſt das 
Mißtrauen gegen die Regierung. Ebenſo hat uns der Abg. v. For enbeck 
. wir ſind zwar jetzt dahinter gekommen, daß wir uns vor 
etwa Jahre nicht übermäßig patriotiſch oder ſcharfſinnig benommen haben, 
deſſen ungeachtet haben wir es als Vertreter des Volkes in Anſpruch zu nehmen, 
daß wir ung nie wieder irren und daß unſere Unfehlbarkeit eine Garantie gegen 
die Regierung iſt. M. H., wir treten auf die Brücke nicht, eben jo wenig au 
die des Abgeordneten für Osnabrück, wenn er ſagt, Alles was verlangt würde, 
ſei durchaus ungefährlich, wenn Regierung und Volksvertretung einig ſeien. Der 
Sr Abgeordnete kommt mir dabei vor, wie jener berühmte Mann, der zu feiner 
Frau fagte: „Wenn du fo willſt wie ich, dann joll es immer nach deinem Kopfe 
gehn!“ (Große Heiterkeit.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Gegenüber der Zerreißung der Bundesfinanzen in dem 
Entwurfe empfehle ich Ihnen die Amendements oder vielmehr das Syſtem 
meiner politiſchen Freunde, allerdings mit zwei Vorerklärungen. Der Bundes’ 
rath und der Reichstag werden, um Lebensfähigkeit zu gewinnen, der freien, 
offenen Diskutirung des Bundeshaushalts bedürfen, wie jeder andere Körper 
in Deutſchland. Doch müfjen allerdings einmal die Bundeseinnahmen geſich 
fein in einer gewiſſen Perpetuität, und dann darf es nicht die Abficht fein, dem 
Reichstage das Ausgabebewilligungsrecht mit dem Zwecke, dem Erfolge dem 
Rechte zu geben, daß er vermittelſt deſſen den Präſenzſtand der Armee herab- 
jegen könne. Sämmtliche Amt die hier geſtellt ſind, haben eine = 8 
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x € Aufammengehören, au 
reißen und als Selbſtzweck zu behandeln. Sobald das ſogenannte Budge 
und die Frage nach dem Beſtande der Armee auseinandergeriſſen wird, ih 4 
Debatte mehr möglich. Die Hauptſchwierigkeit wird noch lange liegen in der ö 
vorgefaßten Idee, als wäre das Ausgabebewilligungsrecht dazu N jähr⸗ 
lich den Beſtand der Armee herabzuſetzen oder doch zu ändern, als ſei das der 
Hauptwerth dieſes Rechtes. Daß dieſer Grundſaß unrichtig iſt, — ich bereits 
vor funf Jahren bewieſen. Es handelt ſich zunächſt um die Not ei oe der 
freien, bewußten, gegenſeitigen Anerkennung der Rechte, die hier und die dort 
ſein müſſen. Die plötzliche einſeitige Herabſetzung der Armee in irgend einem 
Jahre ift unmöglich, iſt unausführbar. So etwas kann nur beſchloſſen werden 
in zuſammenhängenden Maßregeln auf zwölf > hinaus. ' 
Denn der Reichstag würde damit einſeitig über die Dauer der Dienſtpflicht 
im ſtehenden Heere beſchließen, während doch Alle einig darüber find, daß nicht 
der einſeitige Beſchluß dieſes Hauſes, ſondern das 55 0 darüber zu entſcheiden 
hat. Unſere Armee iſt die Schule der Nation für die Waffen; dieſer Grundſaß 
bedingt das feſte Klaſſenſyſtem und dieſer Grundſatz kann auf nichts Anderem 
beruhen, als dem Geſetze. Der zwingende Grund zu der Beſtimmung. die die 
Regierung vorſchlägt, hat gelegen in den Verhältniſſen. Schon die Kammer 
oppofition von 1863 erklärte folgende Beſtimmung für wunſchenswerth: die 
Stärke des Heeres für die Friedenszeit ſoll durch das Geſetz feſtgeſtellt werden 
und auf Grund dieſes Geſetzes erfolgt die Ausgabebewilligung für den Militär, 
Etat. Dabei möchte ich Sie doch fragen, wenn der allerberechtigtſte Gebrauch 
eines Ausgabebewilligungsrechts nicht genügt hat, die einſeitige Erhöhung des 
Armeebeſtandes zu verhindern, ſollte dann ein unberechtigter Gebrauch dieſes 
Rechtes ausreichen, um fpäter eine Reducirung der Armee zu bewirken? Det 
Grund aber, warum wir eine ſolche Reducirung, eine Verweigerung der Mittel 
für den Armeebeſtand nie ausſprechen können, liegt darin, daß dieſe Art der 
Verweigerung im Widerſpruche ſteht zu der Natur der Sache, zur Natur der 
Armee. Es iſt rechtlich und politiſch, finanziell und e eine Un; 
möglichkeit, im Wege der Verordnung, des Abſolutismus, von Jahr zu Jahr 
den Präſenzſtand der Armee feſtſtellen zu wollen, und die preußiſche Regierung 
verzichtet auf etnen ſolchen Anſpruch in dieſer Verfaſſungsurkunde ganz ruck. 
ſichtslos. Aus demſelben Grunde iſt aber ebenſo eine Unmöglichkeit, daß der 
jährliche Beſtand der Armee von der jährlichen Kammermajorität abhängig 
jein kann; das wäre auch ein Abſolutismus. Es geht nicht, daß die Armer 
nur bittweiſe beſteht. Das Budgetrecht, ſo ausgedehnt, verträgt ſich nicht mit 
der allgemeinen Wehrpflicht. Es muß 4 korrigirt werden, und dies geſchieht 
durch die Schranke des Geſetzes. Dieſe Schranke heißt ‚Beäfengahl, und dur 
dieſe Schranke wird das Buͤdgetrecht wieder lebensfähig und väftig werden 
Das heißt nicht, das Budgetrecht aufgeben, das heißt, das Budgetrecht lebendie 
machen, wie wir die abſolute Monarchie lebendig gemacht ſehen durch die 
Schranke des Geſetzes. Innerhalb dieſer Schranke wird der Reichsta ſeinen 
ſachgemäßen, geſunden Einfluß üben. Auch in England ſind vier 15 
ſämmtlicher Einnahmen und die Hälfte der Ausgaben der Bewilligung 
1 entzogen 

keine 


Was wir ſeit Jahren gefordert haben, wird uns hier gt 


uns das Maß zu hoch, 
das nicht geſchehen iſt, 
acceptiren. Wir kommen einen 
Mangel unſeres politiſchen Lebens, 


fo fteht uns frei, eine andere Ziffer vorzuſchlagen. ’ 
fo Ka A übrig, als dr 2 Summe 2 
Augenblick in Widerſpruch mit dem ſchwe 

mit der allgemein und gleich ertheilten — 
ſetzesſcheu, die ſich heute liberal, morgen konſervativ nennt, die aber imm, 
daſſelbe ift, namlich die Gewöhnung der abfoluten Monarchie. Aber gerade . 
der regelmäßigen Form der Geſetzlichkeit wird eine künftige Volksvertretung 
einer us oder ſpäter unerläßlichen Reducirung der Armee ſchreiten kön bei 
Sämmtliche kleinen Regierungen des Bundes werden dem Reichstage hien * 
treue Helfer ſein, ſo bald der Bund erſt fertig iſt. Deswegen darf man pe 
— . nach dem Budgetrecht ſich umſehen. — Von dieſem Standpunkt 
der Geſetzlichkeit befämpfe ich den Antipoden dieſer Anſchauungen, die * 
den Reichstag von einer ſachlichen Berathung des Militäretats der Kürze wegn N 
auszuſchließen und ſtatt deſſen durch ein Boufäguantum für alle Zeiten 1 
abſolute oder wenigſtens Minimalzahl der Armee e So etwas die 
trägt ſich nicht mit einem großen Lande, nicht mit den Anforderungen e 
eine deutſche Volksvertretung zu machen hat. Dazu kommt dann, da ber. 
Theilung zwiſchen Extraordinarium und Ordinarium zu einer bodenloſen wo 
wirrung fell. 2 wird, ſo daß ſchließlich kein einziger Poſten mehr daß h ef 
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105 ich das in drei Sägen thun: die Zahl der beſtehenden Armee wir sera 


Recht angeführt, daß, wenn das Budgetrecht vom Reichstage im umfangreichen 
aße in Anſpruch genommen würde, auch der Beſtand der Armee alterirt 
rden könne gegen die Intention der Verfaſſung. Dies iſt aber bei den ver⸗ 

Wiedenen Amendements nicht gebührend beachtet worden. Der Verfaſſungs⸗ 
utwurf geht davon aus, daß, wenn die Ausgaben feſtſtehen, und die gemein⸗ 

amen Einnahmen zu deren Beſtreitung nicht ausreichen, das Fehlende durch 
atrikularbeiträge ausgeſchrieben werden ſoll. Stehen die Ausgaben einmal 

In fo können die Einnahmen nicht in Frage geftellt werden. Verſchiedene 
iedner, welche die Amendements befürworten, ſagen nun, daß ſie nicht daran 

Later, wenn ſie auch das Bewilligungsrecht in Anſpruch nehmen, die nöthigen 

innahmen zu gefährden. Wenn fie dies wirklich wollen, jo mögen fie es doch 

üdlid in der Verfaſſung — Es liegt auf der Hand, daß, wenn 
nach dem angenommenen Grundfage 1 Prozent der Bevölkerung ausgehoben 
pro Kopf ein Koſtenbeitrag von 225 Thlr. erhoben wird, für die daraus 
zutſtehende Ausgabe von 60¼ Millionen Thalern die Einnahme geſchaffen wer⸗ 

Arm. Mit den Koſten tr die Marine und die Verwaltung würden die 
usgaben ca. 75 Millionen betragen; da nun die gemeinſchaftlichen en. 

Miauf etwa 50 Millionen zu veranschlagen ſind, ſo würden 1 25 
illionen noch zu beſchaffen ſein. Sollte nun dieſe Einnahme nicht bewilligt 

werden, — was doch möglich iſt; denn wenn man das Recht, zu bewilligen, 

det, o hat man auch das Recht, abzulehnen — jo werden die Mittel fehlen, um 
often der Armee zu beſtreiten, die beſchloſſen worden iſt. 
Das Präſidium kann ſich aber dieſer Möglichkeit nicht ausſetzen; ſonſt iſt 
nicht in der Lage, die Armee zu erhalten, die ſeiner Obhut anvertraut iſt; 
aus dieſem Grunde u auch im Entwurfe die Ausſchreibung der Matrikularbei⸗ 
Äge nicht dem Bundesrathe übertragen, ſondern dem Präſidium allein, da ja 
der Bundesrath dies ſonſt hindern könnte. Die Regierung wird keineswegs 
von dem Motiv geleitet, ſich der Diskuffion des Budgets zu entziehen; die 

Velegenheit, hierüber zu diskutiren und etwaige Aenderungen in der Verwal⸗ 

dune zu befürworten, wird bei andern Fragen nicht fehlen; die Hauptſache iſt, 
i die Armee und die Geſammtbedürfniſſe dafür geſichert werden: dies ge⸗ 

H t aber durch die Amendements nicht. Einzelnes in den Amendements iſt 

ings annehmbar, z. B. die Beſtimmung, daß auch 7 . vom Bunde 

N genommen werden können; dieſer Beſtimmug werden wohl auch die ver⸗ 

gundeten Regierungen zuſtimmen können. (Große Heiterkeit.) Man hat ferner 
e Beſtimmung über die Verwendung etwaiger Ueberſchüſſe bemängelt. Die 

1 berfchirife können natürlich nur dazu dienen, um die erforderlichen Matriku⸗ 

tiebeitrage zu verringern; und ich habe nichts dagegen zu erinnern, wenn man 
es ausdrücklich aufnehmen will. 5 

Der Abg. Migel meint, daß nach dem Entwurf die Matrikularbeiträge 

ra dann erhoben werden follten, wenn von dem betreffenden 17 7 
le gb: der Einnahmen zu überjehen wäre. Das iſt nicht die Abſicht des Ent⸗ 
wurfs und kann es nicht ſein; denn im Laufe des Rechnungsjahres iſt dies noch 
nicht zu überſehen. Es tft vielmehr nur möglich, die Einnahmen nach den fi⸗ 
nanziellen Grundſäßen im Voraus auf den Etat zu veranſchlagen, und inſoweit 
e Einnahmen nicht ausreichen, im Voraus die Matrikularbeiträge auf den 
at zu bringen. Ich meine, daß der ee eine andere Deutung nicht zu⸗ 
Der legte Redner hat nun auch über die Vereinbarung der Etats im In⸗ 
= der Regierung zwiſchen den einzelnen Miniſterien geſprochen; das ift Sache 

duct und ich meine, der Herr Vorredner könnte dies der 1 
ch gut Aberlaſſen. — Es ift nun auch von der Periode des Etats die Rede ge- 

Ausgaben ie Regierung meint, daß eine dreijährige Periode ausreiche und die 


dern; eine — auf Verträgen und Geſetzen beruhen, ſich nicht jedes Jahr än⸗ 


ü ährige Periode würde im Prinzip nichts Weſentliches ändern; 
ane ee 
ulndeskommiſſar Kriegsmi v. Roon: llen Deduktio⸗ 
nen meines deren Kals ei € ungen zuzufü« 


gen; 
er | Hauſe allg aetheili Wurde. e 
r viel Intereſſantes gefagt und er hat meinen ganz 
fall in allen den Punkten, in denen ich mir bewußt bin, weniger zu verfi 
als er. (beiterkeit.) Dies iſt der Fall in allen Rechtsdeduktionen, vor⸗ 
gehmlich in Beziehung auf das Budgetrecht. Er hat nun bewieſen, daß die 
Beſorgniß vor dem Mißbrauch des Budgetrechts nicht begründet ſei, oder es 
dielmehr zu beweiſen verſucht. Obgleich er nun Alles ſehr gründlich erwogen 
And in klarer Weiſe beſprochen hat, hat er mich leider nicht überzeugt davon, 
glaube vielmehr, daß ſeiner Auseinanderſetzung ungeachtet, ein Mißbrauch 
ON einem mißverſtandenen Budgetrecht gemacht werden könnte. Ich glaube 
allerdings daß alle derartige Erklärungen von der Tribüne ein gewiſſes Recht 
b eine gewiſſe Bedeutung haben; aber eine rechtsverbindliche edeutung har 
en fie nicht eher, als bis der Inhalt ſolcher Erklärungen auch im Verfaſſungs⸗ 
Auf einen entſprechenden Ausdruck gefunden hat. = 
f Die Amendements Miquel können dieſe Beſorgniß keineswegs befeitigen, 
ondern dieſen Amendements iſt erſt die Vervollſtändigung zu geben durch Uns 
Mimendements, wie das des Abgeordneten Bethuſy⸗Huc. — Wenn kein ſolcher 
ißbrauch zu beſorgen ift, wie der Abgeordnete Gneiſt ſagt, jo ſehe ich nicht ein, 
wenn das Haus feinen Ausführungen in dieſer Beziehung zuſtimmt weshalb 
Er dieſer Anſicht nicht einen verfaſſungsmäßigen Ausdruck gibt, dies würde 
1 t nur im Intereſſe der Gegenwart, ſondern auch der Zukunft liegen. — Wir 
le, ich, meine Freunde und meine Gegner, die wir den Konflikt durchgekämpft 
beben. keiner von beiden Theilen, glaube ich, hat von dem Kampfe an A eine 
ſondere Befriedigung erhalten, und wenn ich auch mit Küdfiht a meine 


Jahre ni i i i erkehr ſolcher i 

cht in der Lage bin, für meinen Theil eine Wiederkehr ſolch a ele 
du erwarten are es I Gewiſſenlofigke 1 
gen en Pena, 1 6 = Eiſenbahndienſte für unfähig erklart werden. 


ein ſolches Bermächtniß zu hinterlaſſen, ähnliche Verlegenheiten in Ausſicht zu 
ſelen Dees g — durch si Annahme des Amendements. 

Der Abg. Gneiſt hat nun ein Verhältniß berührt, von dem ich in aller 
N cheidenheit behaupten möchte, daß ich etwas mehr davon verſtehe als er, das 

erhaltniß des Neichsmimiſers. Der Herr Abgeordnete hat bewieſen — und 
— kann ja bei der ihm beiwohnenden een Gewandtheit Alles beweiſen, was 
ar will (große Heiterkeit), daß der Kriegs miniſter kein Miniſter fei, ſondern ein 
en höherer Ordnung (Heiterkeit), das unumſchränkt im Staate walte und 
dem Niemand beikommen könne. Es hat mich in der That gewundert, daß 
rade 4 1 Herr Abgeordnete mich fo hoch über ſich ſtellt (Heiterkeit), da er 
alle Mängel des Kriegsminiſters mit ganz beſonderer Schärfe entdeckt und 
betont. Da ich nun nicht glauben kann, daß er meine Perſon, ſondern mein 
Amt meint, ſo hält er dieſes alſo ſo hoch, daß er die Verwaltung deſſelben nicht 
mem Miniſter, ſondern einem er Weſen zuſchreibt. (Heſterkeit.) Nun, 
ich will ihn nicht widerlegen, zumal er großentheils mit meinem großen Beifall 
eſprochen hat in allen Sachen des Budgetrechts. Es war dies ganz meine 
einung, und ich will mur wünschen, daß dieſe ſeine Meinung einen verfaf⸗ 
Wee n Ausdruck in der Verfaſſung erhalte, die wir hier berathen. 
U rechts. E f 
fog Der —.— auf Schluß der Generaldiskuſſion wird angenommen; es 
en perſönli emerkungen. 

De Wan v. Bodum. Sole und v. Forckenbeck bemerken gegen den es: 
fat e daß derfelbe verſchiedene Aeußerungen dieſer Abgeordneten theils 
verſtanden, theils falſch eitirt habe. 5 
1e. Auf den Antrag mehrerer Abgeordneten wird Vertagung der Sitzung an- 
Lenommen. 


Der Praſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Dienſtag 10 Uhr feſt und be⸗ 

7: unt a0. RE Epalaltistufien über St. Ill. aa 

dab General. und Speyialdistuffion über Lit. Kill und benen bad AL DET 
1 das Haus am Mitwoch die Vorberathung beendigen werde. it 1 

{OLE am Montage die Schlußberathung beginnen und hoffentlich an 
och nächſter Woche zu Ende kommen. — Wenn nun in der an 5 

sung die aufgeſtellte Tages - Ordnung nicht erledigt werden würde 

up en eine Abendfigung ftattfinden. (Allſeitige Zuſtimmung.) 


. 


ales und Provinzieſſes. 


podſen, 8. April. Der am 21. Juni v. S. hier zuſammen⸗ 


Beilage zur Pofener Zeitung. 


getretene Provinzial Verein zur Pflege im Felde . 


erkrankter Krieger wurde geſtern durch den Vorſitzenden ſeines ge⸗ 
ſchäftsführenden Ausſchuſſes, Herrn Ober⸗Präſidenten v. Horn zu 
einer General- Verfammlung berufen, um den Verwaltungsbericht 
entgegen zu nehmen und demnächſt Beſchluß darüber zu faſſen, ob 
die Auflosung des Vereins auszuſprechen oder ſeine Thätigkeit fort⸗ 
zuſetzen ſei. Der Herr Vorſitzende eröffnete die Verhandlung mit 
einem anerkennenden Worte für die Bereitwilligkeit, mit welcher die 
Beſtrebungen des Vereins aus der Provinz unterſtützt worden ſeien. 
Dank der glücklichen und raſchen Beendigung des Krieges jei der 
Verein der Nothwendigkeit überhoben worden, u Unterftügung 
für längere Zeit in Anſpruch zu nehmen. Der Kaſſenführer, Herr 
Bürgermeifter Kohleis, erſtattete hierauf den Verwaltungsbericht, 
aus welchem hier keine Mittheilungen gemacht werden, da eine 
amtliche Publikation über Einnahmen und Ausgaben des Vereins 
beſchloſſen wurde. Ueber den vorhandenen Beſtand verfügte der 
Verein, ſoweit es mit ſeinem Statut verträglich, zu Gunſten zweier 
hieſiger Kranken⸗Anſtalten und der in allernächſter Zeit zu begründen⸗ 
den Biktoria- National» Invaliden- Stiftung. Nachdem noch dem 
Herrn Kaſſenführer Decharze ertheilt worden, der ſich ein Dank 
des Herrn Vorſitzenden für die mühevolle Verwaltung welcher 
ſich Herr Bütgermeiſter Kohleis mit großer Gewiſſenhaftigkeit unter⸗ 
ogen, anſchloß, entſchied ſich der Verein für ſeine Auflöjung, indem 


ſich zugleich alle Anweſenden auf den Wunſch des Herrn Ober-Prä- 


identen bereit erklärten, in den zu begründenden Provinzial⸗Verein 
ür die Viktoria⸗National⸗Invaliden⸗Stiftung einzutreten. Der 
Herr Ober⸗Präſident wurde erſucht, wegen Ueberführung reſp. Ver⸗ 
2 des Kaſſenbeſtandes das Nöthige ſelbſt in die Hand zu 
nehmen. 
— Der „Dzennik poz.“ bringt die Nachricht, daß Graf Sta⸗ 
nislaus v. Zöltowski, Beſitzer von Jarogniewice und andern Gü⸗ 
tern, in Berlin geſtorben ih 

— [Nicht Raub⸗ jondern Selbſtmord.] Wie wir 
hoͤren, iſt nach den bis jetzt angeſtellten Ermittelungen der Verdacht 
nicht ausgeſchloſſen, daß der in der Nacht vom 28. zum 29. März 
in der Mühle am Johannis⸗Kirchhofe angeblich ermordete Müller 
Ignaß Kwieczynski ſich ſelbſt das geben genommen; von den Ge⸗ 
richtsärzten ſoll dies ſogar mit voller Beſtimmtheit behauptet wer⸗ 
den. Die an der Leiche dae Schuß und Brandwunden 
ſprechen gleichfalls dafür. Man wird ſich erinnern, daß die Leiche 
auf dem Rücken, mit den Füßen gegen die Treppe der Mühle lie⸗ 
gend, gefunden wurde; das Hemd, der obere Theil der Beinkleider 
und die Kopfhaare waren verbrannt und der ganze vordere Ober⸗ 
körper ſowie die nach oben gekehrte Seite des Geſichts zeigten ſiche 
Brandwunden, während der Rücken und die Seite des Ge ichts, 
auf welcher die Leiche gelegen, keine Spur von Verbrennung zeig⸗ 
ten. Nur etwa zwei Schritte von der Leiche wurde die dem angeb⸗ 
lich Gemordeten gehörige Doppelflinte, der eine Lauf noch mit 
Schrot geladen, vorgefunden, während der andere Lauf Spuren 
eines erſt kurz vorher aus demſelben gethanen Schuſſes zeigte. Bei 
der Sektion wurden 2 Kugeln in den Weichtheilen der rechten Seite 
vorgefunden, welche, da nur ein Schußkanal chene war, un⸗ 
weifelhaft aus einem in nächſter Nähe abgeſchoſſenen Laufe ge⸗ 
re ae = er, 22 4 — K 

die Sache dürfte ſich jetzt aller Wahrſcheinlichteit 51 ſo her⸗ 
ausſtellen, daß Ignatz Kwieczynski wirklich Hand an ſich ſelbſt ge⸗ 
egt, daß er in der Abſicht, dies zu thun, ſein Nachtlager auf der 
Mühle verlaſſen, und ſich halb angekleidet, unter ſie gelegt, ſo 
war, daß er mit den Füßen an der Treppe der Mühle einen Wider⸗ 
il gefunden, daß er dann — gleichviel ob mit den Zehen eines 

ußes oder mit einer Hand — den Hahn des mit 2 Kugeln und jeden⸗ 
falls wohl auch deshalb mit einer außergewöhnlich großen Menge 
Pulvers geladenen Laufes ſeiner eigenen Doppelflinte abgedrückt, 
daß er ſofort todt geblieben, die Flinte ihm entfallen und das 
Feuer des eigenen Schuſſes ihm die vorgefundenen Brandwunden 
beigebracht habe. 

Wir wollen zur Ehre der Bewohner unſerer Stadt und Um⸗ 
gegend hoffen, daß ſich die Sache wirklich ſo verhält und die Mög⸗ 
lichkeit der Verübung eines ſo ſcheußlichen Verbrechens, wie anfäng⸗ 
lich vermuthet wurde, nicht vorliegt. 
gi leer den Der 8, 205 des Strafgeſetzbuchs bedroht mit einer 
Gefängnißſtrafe von 2 Monaten bis zu drei 5 775 die für die Leitung der 
Eiſenbahnfahrten und zur Aufſicht Über die Bahn und den Transportbetrieb 
angeſtellten Perſonen (Eifenbahnbeamten), wenn fie durch Vernachläſſigun 


der ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr ad und na 
8.299 ſollen derartige Eiſenbahnbeamte zugleich zu einer Beſchäftigung im 


erſchien am Donnerſtag der frühere 
Eiſenbahnwärter Eduard Kienaſt von gier als Angeklagter vor dem jogenann- 
ten Dreimänner Gericht. Am 19. November v. J. wurde nämlich der von 
b. nach Breslau gehende ben hiesige dem Reglement gemäß um 4 Uhr 
inuten Nachmittags von dem hieſigen — abgelaſſen, traf aber un⸗ 
mittelbar darauf bei dem eren über den Buker Weg auf ein dem Bauer⸗ 
utsbeſitzer a aus Zakrzewo gehöriges Fuhrwerk, welches eben im 
115 0 ftand, die Schienen zu paſſiren. Der vordere Theil des Wagens war 
über den Schienenſtrang hinüber, der hintere Theil aber wurde von der Loko⸗ 
motive erfaßt, von dem vorderen Theile vollſtändig losgeriſſen und ſeine La⸗ 
dung weithin umhergeſtreut; glücklicherweiſe ſaßen die beiden einzigen Perſonen, 
ehe ſich auf dem Wagen befanden, auf dem vorderen Sitze und wurden zwar 
auch von hier herabgeſchleudert, kamen jedoch mit dem Schrecken davon. Etwa 
80 Schritt weiter gelang es erſt den Zug zum Stehen zu bringen und er ab 
die nunmehr angeſtellte Reviſion, daß mit en hi der beiden an der Lo⸗ 
komotive angebrachten Laternen und eines kleinen Theiles des Tenders der Train 
weiter keine Bes ädigungen erlitten hatte, obwohl er durch den Zuſammen⸗ 
{eb in hohem Grade gefährdet worden war, da in Folge deſſen namentlich ein 
nigleiſen des Zuges ſehr leicht hätte ftattfinden können. 

Die Schuld an dieſem Vorfalle wird dem Angeklagten, welcher damals 
an jener Stelle Bahnwärterdienſte zu verſehen hatte, zur Laſt gelegt, weil die ⸗ 
fer, feiner Dienſt⸗Inſtruktion zuwider, die rechtzeitige Schließung der den Ueber⸗ 

ang ſperrenden Barrieren verabſäumt und ſich in dem Augenblicke, als der 

ug vorbei kam, nicht auf ſeinem Poſten an dem Wege, ſondern in der War. 
terbude befunden hatte, wodurch allein das verſpatete Paſſiren des Pfeifer ſchen 
Wagens möglich geworden war. Seiner Inſtruktion gemäß mußte er vielmehr 
5 Minuten vor Ankunft des Zuges die Barrieren ſchließen und durfte von dem 
Augenblicke ab, wo der Zug durch das übliche Glockenſignal angemeldet wor. 
den war, deſſen Eintreffen alſo jeden Augenblick zu erwarten ſtand, ſeinen 
Stand an der Barriere nicht verlaſſen. Dagegen Bat der Angeklagte zu ſei⸗ 
ner Vertheidigung geltend, daß wegen der auf dem Buker Wege herrſchenden, 
ſtarken Frequenz dieſer Uebergang gewohnheitsmäßig erſt zu der geit 7 en 
werde, wo de Zug den Bahnhof verlaſſe, daß er an der Barriere au das Ab- 
feßetöfignat, welches mit der Dampfpfeiſe gegeben werde, gewartet, inzwiſchen 
him ein heftiger Windſtoß feine Handlaterne ausgelöfcht habe und er deshalb, 
um die Laterne wieder anzuzünden, auf einen Augenblick in ſeine Bude zurüd- 
etreten fei, fo wie daß wahrend diefer Zeit der Zug, welcher ohne das übliche 

pen den Bahnhof verlaſſen und daher, unbemerkt von ihm ange- 
jommen ſei, jene Stelle paſſirt habe. Dem gegenüber wurde aber durch das 


Auf Grund dieſer Beſtimmungen 


9. April 1867. 


Zeugniß des Zugführers und der den Zug begleitenden drei Schaffner feſtge⸗ 
fell daß das betreffende Abfahrtsſignal it — Dampfpfeife . . 20 9 
geben worden iſt, allerdings tft daſſelbe auch von 2 in der Nähe des Angeklag⸗ 
ten beſchäftigt geweſenen Perſonen, einem n deer und einem Weichen ⸗ 
fteller gleichfalls nicht gehört worden, indeſſen iſt dieſer Umſtand, wie Seitens 
der Staatsanwaltſchaft hervorgehoben wurde, doch deshalb für die Verſchul⸗ 
dung des Angeklagten unerheblich, weil letzterer auf dies Signal die genaueſte 
Aufmerkſamkeit hätte verwenden müfjen, weil er bei deſſen Ertonen ſpäteſtens 
die Uebergangs⸗Barrieren zu ſchließen verpflichtet war. Dieſer Anſicht ſchloß 
0 auch der Gerichtshof an, erachtete den Kienaſt im Sinne der Anklage für 8 

chuldig und erkannte gegen ihn, da weiter kein Unglück aus ſeiner Jahrlaſſig⸗ 1 


keit entſtanden war, zu dem niedrigſten, geſetzlich zuläſſigen Strafmaaße von 


bent onaten Gefängniß nebſt Unfähigkeit zur Beſchäftigung im Eiſenbahn⸗ a 
ienſte. 8 
— [Im Handwerkervereinl fand geſtern Abend eine freie Disku . 
fion über den vom Herrn Stadtbaurath Stenzel gehaltenen Vortrag: „Das Bi, 
Handwerk in Poſen und der Poſener Handwerkerverein“, ſtatt und wurde na⸗ Sch 
mentlich die Frage ventilirt, ob das Handwerk in Poſen im Ab⸗ oder im Zur = 
nehmen begriffen iſt. Poſitive Beweiſe konnten den Stenzel ' ſchen Behauptun⸗ = 
gen, das Handwerk ſei hier im Abnehmen begriffen und leiſte nicht ſo viel als in 
anderswo, nicht entgegengeftellt werden; doch machte ſich im Allgemeinen die — 
Anſicht geltend daß, wenn das Handwerk hier wirklich nicht auf der Höhe der 8 
Zeit ſteht, die Ungunſt der geſammten Verhaltniſſe daran Schuld iſt. Die 85 
Debatte dauerte bis 10 Uhr und ſoll am nächſten Montage fortgeſetzt werden. ne 
Tagesordnung: Auf welche Weiſe kann dem Poſener Handwerkerſtande aufge Fr 
holfen a, - er 
L· d. [Florentiner Quartett.] Der außergewöhnliche Beifall Ei: 
welchen die Jean Beckerſche Quartett⸗Geſellſchaft dier 5 Te ge: ee. 
funden und das Drängen hieſiger Muſikfreunde, hat die Künſtler veranlaßt, im = 
Falle ſich eine genügende Betheiligung des Publikums erwarten ließe, noch eine 
Soirse in Ausſicht zu ſtellen. — Wie bekannt, liegt eine Subſkriptionsliſte in . 
der Muſikalienhandlung bei Bote & Bock aus, und wir machen das Publikum u. 
darauf aufmerkſam, daß ſpäteſtens Mittwoch Mittag die Entſcheidung ſtattfin⸗ = 
den muß, ob das a ai Stande kommen kann; ſollte bis zu dieſem Termin an 
die Anzahl der Subſkribenten eine zu geringe fein, jo würde Poſen auf den Be; 
nochmaligen Genuß der herrlichſten Kunſtleiſtung, welche auf dieſem Gebiete Ne 
der Muſik erreicht worden iſt, verzichten müſſen. Wir halten es für Pflicht, 2 
die Aufmerkſamkeit nochmals auf dieſen Umſtand zu lenken, damit die zu ſp.. Er 
ten Zeichnungen nicht ſchließlich die Schuld tragen, wenn das Unternehmen we: 
ausfallen müßte, Sa 
— [Ein Strold] überfiel vorgeſtern Abend am Friedrich⸗Wilhelms⸗ Pr 
Gymnafium einen Knaben, um ihm das Geld, mit welchem derſelbe für feine ) 
Eltern fortgeſchickt worden war, zu nehmen. Der Knabe, der von dem Räuber ee, 
auf ganz barbariſche Weiſe mit Fußtritten und Knüttelſchlägen traktirt wurde, 3 ee 


wehrte ſich nach Leibeskräften und hielt — Geld feſt; doch wäre dies wohl 
nicht lange gelungen, wenn in Folge des Geſchreies des Kleinen nicht ein junger 
Mann dazu gekommen und den Knaben von dem Menſchen befreit hätte. Als 
gleichfalls einige Infanteriften dazu kamen, ergriff der Strolch die Flucht, ver⸗ 
folgt von den Soldaten, die ihn noch in der Langenſtraße ergriffen und ihm die 
dem. Knaben zugefügte Mißhandlung reichlich vergalten. 5 
ö Froloſchin⸗ 6. April. Au der in Nr. 81 Ihrer Zeitung gebrachten 

Mittheilung, betreffend die Prüfung der 5 Töchterſchule, haben wir ; 
unſererſeits ergänzend hinzuzufügen, daß dergleichen Prüfungen bisher an diefer 22 
Anſtalt nicht blich geweſen find, und zwar aus Gründen, die uns wenig ſtich⸗ — 
haltig ſcheinen. Denn, wenn wir auch gern zugeben, daß die Reſultate der 
öffentlichen Prüfung noch keineswegs einen ſicheren Maßſtab liefern für die 
Leiſtungen einer Schule, jo gewährt eine ſolche Prüfung doch immerhin einen 
Einblick in das Leben derſelben, welchen zu gewähren die Schule, ſo lange ihr 
dazu keine anderweitigen Mittel zu Gebote ſtehen, namentlich den Eltern gegen⸗ 
über, verpflichtet iſt. Ueberdies läßt ſich den Unzuträglichkeiten, welche insbe⸗ 
ſondere bei der Prufung einer Mädchenſchule zu beſorgen find, doch wohl vor⸗ 
beugen. Wir koͤnnen uns daher mit der Einführung einer öffentlichen Schluß; 
aan an unſerer Töchterſchule nur einverftanden erklären. Was die Fre⸗ 
quenz der Anſtalt anlangt, ſo zählte dieſelbe am Schluſſe des Winterſemeſters 
93 Schülerinnen, darunker 29 auswärtige. Da in unſerer nächſten Umgebung 
wenigſtens keine öffentliche Anſtalt der Art beſteht, ſo läßt ſich erwarten, daß die 
Zahl der letzteren eher zu-, als abnehmen dürfte, falls man die Anſtalt in der 
Weiſe hegt und t, daß ie den ee welche man gegenwärtig an eine 
gr Toöchterſchule zu machen berechtigt ift, in jeder Bezie ene kann. x 

i bereits im Anfange vorigen ehem: auf den Wunſch vieler Eltern geftellter 
Antrag des Rektors auf Wiederherſtellung einer früher vorhanden geweſenen a 
Vorbereitungsſchule welcher Antrag namentlich durch die Ueberfüllung der 
hieſigen Elementarſchulen motivirt wurde, iſt von dem Magiſtrat als nicht an- 
nehmbar gefunden worden; dagegen hat derſelbe eine Trennung der 4. Klaſſe 
in zwei Abtheilungen geſtattet, wodurch die Aufnahme unvorbereiteter Schule⸗ 
rinnen ermöglicht und die ſpätere Einrichtung einer fünften Klaſſe wenigſtens 


5 
4 


* 
ri 


* 


angebahnt wird. Schließlich erwähne ich noch, daß bis vor einem Jahr von ER 
drei gleichzeitig die Anftalt beſuchenden Schweſtern die dritte von der Zahlung By 
des Schulgeldes befreit war. Der Magiſtrat ordnete jedoch im Einvernehmen — 
mit der Schulkommiſſion die Erhebung des ganzen Schulgeldes auch für die En 
dritte Schweſter an, während die Stadtverordneten nur die des halben Betra- > 7 


es beſchloſſen. Es entſtand hierüber, wie über die Zahl der Freiſtellen ein * 
onflikt zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden, der zu einer Beſchwerde bei der kgl, 
Regierung führte. Dieſelbe fand zwar den Beſchluß der Stadtverordneten nicht 
gehörig vorbereitet, gab aber dem Magiſtrat anheim, die Schulkommiſſton zu 


neuen Vorſchlagen zu veranlaſſen und darüber die Stadtverordneten zu hören, ar 
was an; „obwohl ſeitdem Monate verfloffen find, bis jetzt noch nicht geſchehen 2 
iſt. Im Intereſſe der Betheiligten wäre zu wünſchen, daß die Angelegenheit 
womöglich noch vor Beginn des neuen Schuljahres erledigt wird. 2 
Am 3. d. M. fand unter dem Vorſitz des koͤniglichen Kommiſſarius, Herrn = 
Geheimraths Dr. Mehring, an dem biefigen Gymnaſtum die Abiturienten. = 
ee ſtatt, zu der ſich 6 Zöglinge deſſelben gemeldet Aa Sie erhielten 1 
aͤmmtlich das Zeugniß der Reife, und zwar 4 durch einftimmigen Beſchluß der ala 
Pruüfungskommiſſion. ; a > 2 
+ Neuſtadt bei Pinne, 6. April. Unwetter; Kirchweg.] Geſtern 9 


2 der Vormittagsſtunden hatten wir hier ein ſeltenes Unwetter. 
Außer ſtarkem Schneegeſtöber, fegte ein orkanähnlicher Sturm einher, der f 
Dachziegel umherwarf, Bäume entwurzelte, Stallungen und Zäune umriß. 
Geſtatten Sie mir hier auf einen Uebelſtand aufmerkſam zu machen, an deem 
unſere Stadt ſchon längere Zeit laborirt. Will man nämlich zur evangeliſchen 33 
Kirche, jo muß man bis an die Kniee durch den Schmutz waten, denn nirgends 


iebt es eine gepflafterte Straße, welche dahin führt. Namentlich im Herbſt und 5 

rühjahr iſt dieſer Weg faſt unpaſſirbar, wollen fi) die Andaͤchtigen zu Buß 2 
nach der außerhalb der Stadt belegenen Kirche begeben. Will man ſchon davon 4 
abſtehen, daß der lange Weg dorthin durchweg gepflaſtert werde, ſo ſollte doch 2 
wenigftens dafür Sorge getragen werden, daß wenigſtens der Fußweg mit einem > 
al verſehen werde. Man hat zwar die Straße reſp. den Weg mit . 
Bäumen bepflanzt und denſelben zur Allee gemacht, aber bis jetzt tft nicht daran = 


gedacht worden, denſelben für das Frühjahr und den Herbſt paſſirbar zu machen. 
o Schroda, 6. April. [ Gewitter; Unfall.] Am 1. April e. 
entlud ſich über unfere Stadt ein ſtarkes Gewitter mit Blitz und Donner ſowie 
ſtarkem Regenguſſe, ſeit dieſer Zeit regnet es ununterbrochen, in Folge deſſr 
nicht nur die gewohnlichen Wege, ſondern auch die Chauſſeen bodenlos und kaum 26 
mit doppelter Beſpannung paſſirbar find. Der Untergrund ift fo ſtark von 
Waſſer durchzogen, daß an tiefliegenden Stellen, namentlich bei Lehmboden, die 2 
Steinlagen der Chauſſeen dem Drucke von Laſtwagen nicht mehr Widerſtand 
leiſten können, fo daß bereits verſchiedenfach beladene Frachlwagen die Steinlage 2 
durchſchnitten haben, und bis an die Apen verſunken find. Auch mit den land. 
wirthſchaftlichen Arbeiten iſt dieſerhalb noch nicht vorzugehen, denn die Pferde 


finfen faſt bis an den Bauch in den aufgelöften Boden, welcher an vielen Stel-“ 

len völlig dem Moraſte gleicht. Im Allgemeinen ruhen noch faßt ale Acker 84 
Feld- und Garten Arbeiten. — Vor einigen Tagen wurde der hieſige Schleifer 2 
meiſter Jaekel mit ſeiner Frau, als dieſelben vom Jahrmarktstage nach Hauſe a 


ingen, von 2 jungen Burſche e ohne jegliche Veranlaſſung aus einer 
Schänte auf dem Martpplag unf Ir Jaca neee zuſtürzten, auf die 
gröblichfte Weiſe gemißhandelt ja ſogar mit Mefierftichen Verrmundet, bis fie 
endlich von hinzugekommenen Perſonen aus den Händen ihrer Angreifer befreit 
wurden. Die Sache ift der Staatsanwaltſchaft übergeben 

X Vronke, 6. April. Durch die anhaltend naſſe Witterung find alle 1 
Wege am linken Wartheuͤfer bei Wronke euren führ geworden, und hat 5 
fd e recht die Rothwendigkeit, ſolche zu chauſſtren fühlbar gemacht. Auch der 7 
Traſekt über die Warthe hat durch Eisgang und hohen Waſſerſtand ſehr gelit- 
ten. Die Unzulänglichkeit und Unſicherheſt der Faͤhranſtalten iſt fo allgemein 


Tagen, mit Ausſchluß des Sonntags, bis zur 


bekannt, und jo vielfach ſchon von unſerer Nachbarſtadt bemängelt worden, daß 
hierüber nicht erſt geſprochen werden darf. a 

Auch heute müßte der Trajekt über die Warthe wieder eingeftellt werden, 
weil das Waſſer ſo erheblich geſtiegen iſt. Bisher era bei ſolchen Fällen dem 
Publikum die Benutzung der Eiſenbahnbrücke frei, die nun leider, laut Verfü⸗ 
gung der königl. Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, vom 28. v. M. ganz 


unterſagt iſt. Br 3 
Die Sicherheit des Bahnbetriebes und auch der e ift durch die 
überaus ſtarke Frequenz gefährdet, da die Brücke an ochenmarktstagen von 
150200 Fuhrwerken und 8001000 Fußgängern, an anderen Tagen von 80 
bis 100 Fuhrwerken und 300-400 Fußgängern Br worden ift. Gleich⸗ 
eitig ſteht der Bau eines zweiten Gleiſes au der Strecke Kreuz- Poſen in Aus⸗ 
Ne und ift ſomit jede Möglichkeit 77 Paſſage über die Brücke auch in den 
ringendſten Fällen abgeſchnitten. Es mochten für den nächſten Winter ent- 
prechende Vorkehrungen getroffen, event, der Bau einer beſonderen Brücke über 
e Warthe eingeleitet werden, wird ſchließlich angerathen. 
Im vorigen Monat hat die Baukommiſſton des Samterſchen Kreiſes die 
Nothwendigkeit des Baues einer beſonderen Brücke über die Warthe hier, ſo 
auch die der hauffirten Wege von Pinne, Czarnikau und Lipnica nach Wronke 
anerkannt und dieſe Bauten bei dem Kreistage zu befürworten beſchloſſen, al 
lein ſchon feit mehr denn 20 Jahren ſtehen dieſe in Ausficht, und darf man ſich 
nicht allzugroßer Hoffnung hingeben, ſolche bald realiſirt zu ſehen. — Zum Bau 
der hieſigen Brücke hat der Czarnikauer Kreis, in Anbetracht der Wichtigkeit 
des Verkehrs mit hier 3000 Thlr. ugefagt. Unfere Stadt, die ſchon zum Bau 
der Birnbaumer Chauſſee 2000 Toll eitrug, konnte bei der Ungunſt der Ver⸗ 
game und in Berückſichtigung, daß fie die Pflaſter⸗Zolleinnahme mit jähr- 
ich 500 Thlr. freigiebt, zum Brückenbau nur 2000 Thlr. bewilligen. Durch 
die ſeit Jahr und Tag hier graſſirenden Krankeiten, hat die Kommune im vori⸗ 
gen Jahre 500 Thlr., dies Jahr ſchon über 200 Thlr. als Unterſtützung an 
Kranke und Hülfsbedürftige verausgaben müſſen. Auch muß ein neues Kran⸗ 
kenhaus, das mit eirca 4000 Thlr. veranſchlagt iſt, gebaut werden. Für eine 
fo kleine, und an Kommunalvermögen ganz arme Stadt find ſolche großen Aus- 
gaben höchſt drückend, und ſchließlich unesſchwinglich, wenn die Verkehrswege 


nicht praktikabel gemacht werden. s 
8 Unſere Nachbarstadt, die bisher nur die gewohnliche Kreis⸗Kommunal⸗ 


euer zahlte, durch Aufhebung des Pflaſterzolles nur ca. 50 Thlr. jährlich ver⸗ 
iert, dat zum Bau einer Warthebrücke dort nur deshalb eine höhere Beihülfe 
verſprechen müſſen, weil die Einſaſſen des Samter ſchen Kreiſes, da neben, 
und von Samter aus hinter Oberſitzko unmittelbar die Kreisgrenze liegt, kein 
Intereſſe für dieſen Bau haben. Bei Wronke liegen aber noch ½ Meile und 
viele Dörfer am rechten Wartheufer, die zum Samterſchen Kreiſe gehören, und 
die zeitweiſe ganz von der Kreisſtadt abgeſchnitten ſind. Für die Einwohner 
des rechten Wartheufers hat der Kreis = gar nichts gethan, obgleich fie mit 
Laſten zum . u. dergl. auf weitere Entfernung am anderen Ufer nicht 
verſchont geblieben ſind. 


Landwirthſchaſtliches. 
E. St. C. Berlin, 31. März. Vor wenig Tagen iſt das 1. Quartals⸗ 
heft des VII. Jahrgangs der Zeitſchrift des Königl. Preußiſchen e 
Bureau's ausgegeben worden. Es enthält folgende Aufſätze und Abhand- 
lungen: 
Das Verfahren bei der preußiſchen Volkszählung vom 3. Dezember 1864; 
von Dr. Knapp mit Anmerkungen vom Regierungsrath Boeckh. 
Das Landes⸗Oekonomie⸗Kollegium und die Bildung eines ſtatiſtiſchen Ver⸗ 
einsnetzes in der preußiſchen Monarchie, von Dr. Engel. 
Ein Reformprinzip für Sparkaſſen, von Dr. Engel. 
Die Frachtgutbewegung auf den deutſchen Eiſenbahnen im Jahre 1865, von 


Im Monat April e. liefern die nachbenann⸗ 
ten Bäcker das Roggenbrot und die Semmel zu 
den angegebenen ſchwerſten Gewichten. 

Brot à 5 Sgr. 
am Dzwikowski, Friedrichsſtr. 19. 4 M 15 Ct, 
Andreas Wyrembowski, Fiſcherei 21. 4. 8 > 
Semmel à | Sgr. 
Joſeph Templowicz, Markt 77. 16 A5 
Karl rzozowski, Judenſtr. 3. . . 15 + 

Im Uebrigen wird auf die an den Verkaufs⸗ 
ſtellen ausgehängten Backwaaren⸗Taxen Bezug 
genommen. 5 
Poſen, den 6. April 1867. : 
Königliche Polizei» Direktion. 


von Baerensprung. 


ner Wechſel: 


Julius 
girirt; 


Baruch; 


Baruch; 
4) de dato 


Bekanntmachung. 

Es follen circa 250 Haufen Strauch, welche 
beim Ausholzen des Glacis auf der Enceinte 
Winiary gewonnen find, auf Ort und Stelle 
öffentlich meiſtbietend gegen ſogleich baare Ber 
zahlung verkauft werden. Der Termin hierzu 


beginnt 
: Freitag den 12. d. M. 


Vormittags 9 Uhr 
am Schillingsthore und wird in den folgenden 


ej. a. auf B. Barn 


vollftändigen Beendigung des Verkaufs fort⸗ 
eſetzt. 
N Poſen, den 9. April 1867. 
Königl. Feſtungsbaudirektion. 
Bekanntmachung. 


Der in unſerem Firmenxegiſter unter Nr. 106. 


Der Kaufmann B. Baruch zu Schwerſenz 
hat bei dem unterzeichneten Gericht das Auf- wniöst u podpisanego sgdu o wywolanie na- 
gebot nachſtehender, vom Wawrzyn Kli⸗ 
minski ausgeſtellter, angeblich verlorener eige⸗ 


l) de dato Schwerſenz den 15. April 1866 
über 20 Thlr. per 15. Auguſt ej. a. auf 
atz von demſelben in blanco 


| 
2) de dato Schwerſenz den 6. Juli 1866 über 
18 Thlr. per 24. Auguſt ej. a. auf B. 


3) de dato Schwerſenz den 6. Juli 1866 uber 


33 Thlr. per 24. Auguſt ej. a. auf B. 


Schwerſenz den 27. März 1866 4) 
über 5 Thlr. 10 Sgr. per 28. September 


N ch . 
beantragt. Die unbekannten Inhaber derſelben 
werden aufgefordert, die Wechſel ſpäteſtens 


bis zum 1. Mai d. J. | | 

dem unterzeichneten Gericht einzureichen, widri- u sydu podpisanego zlozyli, w przeciwnym 
genfalls die Wechſel für kraftlos erklärt werden. razie za niewazne uznane zostang. 

chroda, den 15. März 1867. 


Königliches Kreisgericht. 
. 


Circa 3000 Morgen gut beſtaudener Wald, 
Bau⸗, Nutz: und Brennholz nebſt Boden, ohuweit ( 
der Gubernialſtadt 
Hand zu verkaufen. 
Deschke, Hötel de Berlin in Kalisch. 


6 


8 Das Lebens⸗Verſicherungsweſen in Preußen im Jahre 1864, von H. 
rämer. j 
Beiträge zur Kenntniß des woche Lebens der preußiſchen Bevölkerung, 
mit einem 7 über die franzöſiſche, von Dr. Engel. g 
Die Banken Norddeutschlands im Jahre 1865 und während des Krieges 
1866, von Jul. Elſter. : ß 
Beiträge au andwirthſchaftlichen Statiſtik von Großbritannien. 
Durchſchnittspreiſe der wichtigſten Lebensmittel ze. in den Monaten Dezem⸗ 
ber 1866, Januar 1867 und im Kalenderjahr 1866. . 
Recenſionen. — Bibliographie. 


Telegramm. 5 
Berlin, 9. April. Die „Voſſiſche Ztg.“ ſchreibt, für ei. 

nen neuen Kriegsfall würde die unveränderte Ausrüſtung vom 
vorjährigen Mürz eintreten. Die Rorddentſche Armee iſt durch⸗ 
gängig mit Zündnadelgewehren verſehen, auch die nen 1 5 
teten ſüchſiſchen 7 Die Befeſtigungen der Kieler ucht, 
von Alſen und dem Sundewitt ſollen in dieſem Frühjahr bedeu⸗ 
tend erweitert, raſch zum proviſoriſchen Abſchluſſe geführt werden. 
Friſtung des wegen Mangel an Verdauungs⸗ 

kraft hinſchwindenden Lebens. 

Die beſten Speiſen in der Welt werden nutzlos, ſobald der Magen ſie nicht 
erſetzt und ins Blut einführt. Da aber die Ho Tide Malzgeſundheitschokolade 
J ungemein leicht verdaulich ſelbſt für den allerſchwächſten Magen iſt, ſo muß 
mit dem Petersburger Hofpital-Oberarzt Herrn Dr. Siminowsky geſagt wer⸗ 
den: „es kann dieſer wichtigen Erfindung der Hoff'ſchen Malz⸗ 
Chokoladen⸗Präparate (Malzgeſundheitschokolade, Malzchoko— 
ladenpulver) nicht genug Anerkennung gezollt werden.“ Im 
Stolper Invalidenhauſe wurden nach dem Berichte des königlichen Oberarztes 
Herrn Dr. Weinſchenk mehrere Invaliden, die wegen erlittener 
Brechdurchfälle ganz kraftlos geworden waren, durch den Ge⸗ 


brauch der Hoffſchen Malzgeſundheitschokolade vollkommen 
o 


Arzt Dr. Randnig in Wien ſchreibt vom 9. Jan. 1867: „Die Hoffſche Malz⸗ 
gelundheitshototade erprobte ich mit auffallendem Nutzen 


bei körperſchwachen Individuen und bei durch Diarrhöen und 
überftandene Krankheiten erſchöpften Perſonen, bei Bruft- 
kranken und an einem chroniſchen Katarrh Leidenden.“ Infolge 
deſſen kommen die Beſtellungen auf die Hoff ſchen Malzfabrikate äußerſt lebhaft. 
Wir fügen wieder einige derſelben hier bei, welche gleichzeitig ein Urtheil über 
Ihe Wirkung enthalten: „Herrn Hoflieferanten Johann Hoff’ in Berlin, 
eue Wilhelmsſtr. .“ — Kamnitz (Grafſch. Glatz), 30. Dezember 1866. Ich 
bitte um umgehende Zuſendung von Malz⸗Geſündheits⸗Chokoladenpulver. 
„Ich habe mich überzeugt, daß es meinem Töchterchen ſehr 
gut bekommt.“ J. v. Ohlen-Adlerskron. 
Stettin, 10, Februar 1867, Da mehrere Glieder meiner Familie Ihre 
heilkräftigen Malzpräparate mit außerordentlich gutem Erfolge 
ebraucht haben, ſo bin ich im Stande, dieſelben mit voller Ueberzeugung dem 
ublikum zu empfehlen. 


Kupic B. Baruch w Swarzedzu 


stepujacych zgubionych podobno weksli, 
przez Wawrzyna Kliminshiego 
wystawionych: 

I) de dato Swarzedz dnia 15. Kwietnia 
1866. roku na tal. 20 per 15. Sierpnia 
ej. a. na Juliusza Matz przez te- 
g in blanko Zyrowany; 

2) de dato Swarzedz dnia 6. 


Barucha; 5 
3) de dato Swarzedz dnia 6. Lipca 1866. 
na tal. 33 per 24. Sierpnia ej. a. na BB. 
Baruchn; 1825 
de dato Swarzedz dnia 27. Marca 1866. 
na tal, 5 Sbr. 10 per 28. Wrzesnia ej. a. 


| Sroda, dnia 15. Marca 1866. 
Kxclexski Sad powiatowy. 
E WWydalnlin = 


Kalisch, find aus freier 
Näheres bei Herrn J. I. 


2 Simſon. N A. Horn, geb. Nobbe, Lindenſtraße Nr. 8. Munter aus Königsberg i. Pr., Lazarus aus Konary. 
Inſerale und Pörſen⸗Nachrichlen. 
Bekanntmachung. Proclama. Proklama. CONCORDIA. 


yo 39 * 
Kölniſche Lebens⸗Verſicherun 
Grundkapital der Geſellſchaft 10, 
Die Concordia übernimmt gegen feſte und ſehr mäßige Prä⸗ 
mien Lebens ⸗Verſicherungen und überhaupt alle Verſicherungen 
Libca 1866. von Kapitalien und Renten auf den Lebens: wie auf den 
na tal. 18 per 24. Sierpnia ej. a. na IB. in jeder beliebigen 
Zu den von ihr eingerichteten Kinderverſorgungs⸗Kaſſen können 
Einſchreibungen zu jeder Zeit erfolgen, und act 
vor 1858 geboren find. \ 
Die Geſchäftsreſultate pro ultimo März 1867 ftellen ſic wie folgt: 
Reſervefonds, aus den Beiträgen geſammelt Thlr. 5,590,258 


na IB. Baruchn. Verſi An 0 2 

en 1 en e Verſicherte Kapitalie mn = 21,900,285 
ee dei me e, e 
7 ia 1. Maja r. b. ahl der verſicherten Perſonen 888 

az do dnia 1 J Zahl der eingeſchriebenen Kinder. 35,228 


1 85 und Antrags⸗Formulare und jede gewünſchte Auskunft ertheilt bes 
reitwilligſt und unentgeltlich 


5 Waſſerheilanſtalt e Zapifferier, Leder Galanterie⸗ 
Königsbrunn 


ohnweit Dresden, Station Königftein, Befiger[ Gute: Zwirn, 
und Dirigent Dr, eee. arten, Veſtber Nor, & 


Berlin, 1. Februar 1867. Ich kann es nicht unterlaſſen, Sie zu benach⸗ 
richtigen, daß — nachdem ich Ihr Malzextrakt⸗Geſundheitsbier jetzt einen 
nat hindurch trinke, — fi meine Gejundheit jo gebeſſert hat, daß 
ich den Weg von meiner Wohnung bis zur Lindenſtraße, auf welchem ich früher 
mindeſtens 50 Mal ausruhen müßte, heute ohne auszuruhen G. ne, habe. 
Graeff. 
Ferbitz b. Lenzen, 1. Februar 1867. Da mir kein anderes Mittel hilft, 
fo will ich auch Ihr! ee gebrauchen, welches doch 0 on 
jo vielen an ähnlichen Uebeln leidenden Menſchen Kbolfen hat. (Folgt Be 
ſtellung). i H. Claſen, Seminarif, 
er Neumünfter, 7. Febr. 1867. Die 2 Dutzend Flaſchen Malzbier, welche 
Sie im Dezember pr. an meine Frau ſchickten, find ihr gut bekommen, ich bitte 
Sie recht ſehr, umgehend noch 2 Dutzend Flaſchen dahin zu ſenden ze. (Malz. 
Chokolade bekommen.) Dr. Schlott, Stabsarzt im 36. Regim. 
Vor Fälſchung wird gewarnt! 
Von den weltberühmten 3 und von Kaiſern und Königen aner⸗ 
kannten Johann Hoff'ſchen Malzfabrikaten: Malz: Extrakt⸗Geſund⸗ 
eitsbier, Malz⸗Geſundheits Chokolade, Malz Geſundheits⸗ 
Chokoladen⸗ Pulver, Bruſtmalz Zucker, Bruſtmalz Bonbons, 
Bademalz ꝛc., allen ftets 1 in Poſen die Herren ehr. Pless- 
ner, Markt 1. General⸗Niederlage, und Merrinann Dietz, 
Wilhelmsſtraße 26.; in Wongrowitz Herr Th. Wohltgemuth; 
in Neutomyel Herr Ernst Teber. , 


Angekommene Fremde 

vom 9. April. 

MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Die Kaufleute Schimmelmann aus Berlin, 
Jöſten aus Saarlouis, Voth und Wollmann aus Breslau, Meyer aus 
Barmen, Egers aus Neuſtadt⸗Eberswalde, Sintenis aus Magdeburg, 
Cohn aus Aachen, Conßbruch aus Altena, die Rittergutsbeſitzer Grä 
Weſierska aus Zakrzewo, Frau v. Keſzycla aus Blociſzewo, v. Sander 
aus Charcice, Bayer aus Skorzewo, Bayer aus Golenezewo, Kryger 
aus Useikowo. 

HOTEL DU NORD. Gutsbeſitzer v. Poninski aus Komornik. 

STERN’S HOTEL DE LEURO PE. Rittergutsbeſitzer v. Skarzynski aus Kru⸗ 
ſzewnia, Weinhändler Iſiny aus Berlin, Banquier Gelpte aus Wien, 
3 1 Reidemeiſter aus Braunſchweig, Ollendorf nebſt Frau aus 
Breslau. 

HERWIG’S HOTEL DE ROME. Die Kaufleute Zühlsdorf aus Stargardt i. P., 
Kipper aus Hückeswagen, Witkowski aus Berlin, Heydenreich aus 
Amſterdam, Frau 3 Kennemann a. Klenka, Baumeiſter 
Fiſcher aus Anklam, ee Kniffke aus Brzezie, Handelsmann Spind- 
ler aus Magdeburg, Oberamtmann Walz aus Guhrau. 

OEHMIG’S HOTEL DE FRANCE. Die Rittergutsbeſitzer v. Zoltowski aus 
Niechanowo, v. Brodowski aus Pawlowo, Nehring aus Sokolnik, Beh⸗ 
rendt aus Pianowo. 

TILSNER’S HOTEL GARNI. Die Kaufleute Laſchke und Lange aus Stettin, 
Schröder aus Glogau, Rentiers Jurkiewicz aus Lechlin, Gurski a. Wa⸗ 
Berlin Hauptmann Kortenrück aus Haynau, Maler Immerwahr aus 

erlin. 

SCHWARZER ADLER. Rittergutsbeſitzer v. Swinarski aus Budzijewo, Bür⸗ 
ger Konopinski aus Myſzkow, Gutsbeſitzer Förſter aus Czerleino, Frau 

beramtmann Burchardt aus Weglewo. 

KEILER’S HOTEL ZUM ENGLISCHEN HOF. Die Kaufleute Baumgarten und 

Biatus aus Konin, Ruzecki aus Peiſern, Lithauer aus Polaſewo, Bor⸗ 

chert aus Pinne, Reiß aus Gollancz, Frau Hirſch aus Rogaſen, Fräul. 


8 


0 


⸗Geſellſchaf 
0,000 Thaler. 


odes fall 
Form. 


ür alle Kinder, die nicht 


die Haupt⸗Agentur 


Manasse Werner, 


Gr. Gerberſtraße 17. 


aren und Parfümerieen führe ich, wie 
bisher, zu den billigſten Preiſen in bekannter 
Nähſeide, Fiſchbein, 
tahl, Nadeln, Knöpfe, Schnür⸗ 


eingetragene Kaufmann Guſtav Machol hat 
int Se Wohnſitz auch den Ort der Nieder- 
laffung von Czempin nach Koſten verlegt. 
Die Firma „. Macho iſt daher zu⸗ 
folge Verfugung vom 5. April c. im Firmen⸗ 
regiſter unter Nr. 106. gelöſcht und unter Nr 


114. neu eingetragen worden. beſtandener Wald, ca. 10 Morgen Wiefe 
mit vorzüglichem Torf, neue gute ausreichende 
Wirthſchaftsgebäude 1105 befinden, beabſichtige 

erhältniſſe veranlaßt, mit 
lebendem und todtem Inventar, gleich oder von 
yo dieſ. J. ab, unter ſehr vortheilhaften 
Bedingungen zu verpachten event. zu verkaufen. 
Hierauf Reflektirende 5 — das Nähere auf 
rankirte Briefe oder perjönliche Anfragen in 


Koften, am 5. April 1867. b 
Königliches Kreisgericht. 
Erſte Abtheilung. 
KMolbenach. 


Mauerſand⸗Lieferung. 
Das für den Neubau der Reuſtädti i 
hierfelbf erforderliche Sanne Mauerland 


von ca. 350 Schachtruthen fol auf dem Wege 
der Licitation verdungen werden, und ift hierzu 


ich, durch beſtimmte 


Kania durch mich ſelbſt. 
Hochachtungsvoll ergebenſt 


Mein adeliches Gut Kana bei Gra- 
bow, ½ Meile von der Chauſſee entfernt, mit 
431 Magdeb. Morgen Geſammt⸗Areal, worin 
200 Morgen ſehr gute zweiſchnittige Wieſen an 
der Prosna, circa 30 Morgen mit Wiesen gut 


KHoclowski. 


Auktion. 


Im Auftrage des Königlichen Kreisgerichts 
werde ich am Mittwoch den 10. April er., 
früh von 9 Uhr ab im Auktionslokale, 
Magazinſtraße Nr. 1. verſchiedene Klei⸗ 
dungsſtücke, Betten, Wäſche, Haus- u. 
Wirthſchaftsgeräthe, demnächſt 


en 


äche 


"| Einem geehrten Publikum zeige ich ergebenſt 
an, daß ich hierorts in meinem Hauſe, War⸗ 
ſchauerſtraße, ein Hotel unter der Firma: 
Hotel de Varsovie“ 
eingerichtet habe und Sonntag den 14. d. Mts. 
dasſelbe eröffnen werde. 
Gneſen, den 9. April 1867. 
"Kranz Kaver Madomski. 


bänder, Garn, Sammtband, Baum⸗ 
wolle, Schnur ze. ꝛc. 


Wilhelmsplatz Nr. 6. 23 
Hiermit die ganz ergebene Anzeige, daß ich 
hierorts, Bäckerſtraße Nr. 3., eine 


neue Dampf- 


Rheinwein und Cigarren, 
öffentlich meiſtbietend gegen gleich baare Zah: 
lung verſteigern. 

Rychlewski, 
Kal. Auktions⸗Kommiſſarius. 


Nachlaß⸗ Auktion. 
Freitag den 12. April e. Vormittags von 
N und Nachmittags von 3 Uhr ab werde ich 


ein Termin auf £ 


Sonnabend den 13. d. M. 


Morgens 11 Uhr 11 
im Bau- Büreau, Verlinerſtraße Nr. 20. K 
anberaumt. = 
Die ſpeciellen Bedingungen zur ag per 1 
ber Lieferung find täglich während der Vormit⸗ 
tagsſtunden ebendaſelbſt einzuſehen. 
Poſen, den 5. April 1867. 
Weyer, Kgl. Baumeiſter. 
Eine Bäckerei in Schrimm iſt ſo 
verpachten. 2 beim Kaufmann 
Siewertn in Schrimm, 


verbunden mit ei 

rengeſchäft, ae 
bin ich Willens vorgerüdten 
freier Hand zu verkaufen. 
ort zu [len ſich an mich franko wenden. 
a 


Mein hier am Markt unter Nr. 1863 
belegenes, neuerbautes 

und das dicht daranſtoßende, in Fach⸗ 
werk gebaut, nebſt Brenn⸗ und Bau⸗ 
fel mene und 2 Morgen Wieſen, worin 

ich ſeit mehr als 30 Jahren eine Gaſtwirthſchaft, 
olontal» und Eiſenwaa⸗ 
mit gutem Erfolge betrieben habe, de 
lters wegen aus|tücher, Glas, Porzellan, Haus 1 
Reſlektirende wol'] ſchaftsgeratthe, öffentlich meiſtbietend gegen) Agnesſtraße 8. 


en 


maffives Haus, 


Löbdel Kaisch in Czeruiejewo. 


Breslauerſtraſſe Nr. 19. eine Treppe 75 
die zum Magdalena v.Rogalinska ſchen Nachlaſſe 
gehörigen Gegenſtände, und zwar: aut erhal 
tene 1 und birkene u. ſ. w. Möbel, als: 
Tiſche, Stühle, Kommoden, Sopha's, Ot⸗ 
tomanen, Kleider“, Wäſch⸗ und Küchen 
Spinde, Schreib ⸗Sekretair, Trumeaug, 
Fauteuil, Teppiche, Bilder, Betten, Stepp- 
decken, Wäſche, Kleidungsſtücke, Shawl⸗ 
aus u. Wirth⸗ 


auf Wunſch 2 


gleich baare Zahlung verſteigern. 
Bychtewski, 
königl. Aüktions⸗Kommiſſarius. 


Penſions⸗Anzeige. 

2 bis 3 Knaben mofaifchen Glaubens finden 
zu Oſtern e. bei mir Aufnahme. Außer ange⸗ 
meſſener Verpflegung und ſittlicher Beaufſichti⸗ 
gung genießen dieſelben Nachhülfe in allen Ge⸗ 

enſtänden des Gymnaſialunterrichts und im 
Hebräiſchen, oder falls die Pfleglinge für den 
ſpäteren Beſuch eines Gymnafiums oder einer 9 
Realſchule vorbereitet werden ſollen, erhalten 
die Pfleglinge gründliche Vorbereitung je nach 
Alter, Anlagen und Fleiß bis Ober -⸗Tertia reſp. 
bis Sekunda. In Poſen ertheilt freundliche — 
Auskunft der Kaufmann Herr Max Stern- 
berg. Rektor Bernnard in Liſſa-. 


2 2 
Penſionaire 
finden n Ueberwachung und Nachhülfe, 
orbereitung für höhere oder mitt- 
lere Klaſſen bei Dr. Schummel in Breslau, 


Bettfedern⸗ 


Reinigungs⸗Maſchine 
aufgeſtellt habe, mittelſt welcher Bettfedern 
von allen Krankheitsſtoffen, Motten und Stau 

ründlich ee werden. Indem ich ein ge 
ehrtes Publikum um gütige Aufträge bitte, vet’ 
ſpreche ich reelle und pünktliche Bedienung. 


J. Eisermann, Bäcerftr. 3: 
Alle Arten von Klee: und Gras⸗ 
ſaaten in feinfter, friſcher Qualität 
beſte gelbe und blaue Lupinen, 
echten amerikaniſchen Pferdezahn 
mais, friſche grüne haarfreie 

aps kuchen, echten Peru⸗ Guan 
empfiehlt billigſt und in reichſter Auswah 


anasse Werner, 


große Gerberſtraße 17. 


Poſen, große Gerberſtr. 20. 


bünrbfel. und Damascener- Pflaumen⸗ 
me, ſowie Weißdorn zu Hecken in großer 


u 


Sonnabend 
den 13. d. Mits. | 


Neuer amerikaniſcher Pferdezahn- Mais. EN 


bel Meine Zufuhren in dieſem Artikel habe ich per Dampfer „, Aldesmanmda‘‘ heran- bewa 
mein men und empfehle ich davon unter Garantie für Friſche und Keimfähigkeit von bewahren 
nem hieſigen Lager und ab Hamburg zu angemeffenen Preiſen. 


S. Calvary. 


2 Stück kernfette, trocken gemäſtete Ochſen, 

Aus n ſowie ] Kuh und einige Centner Tannenklee 
wahl billigſt dei C. Mirehmer, |(anthyllis el 

Jerzyee bei Poſen. |Zegowe bei But bei 


AM bringe ich mit Auf dem Mühlengute TFOJANOWO bei 
8 ee Mur.⸗Goslin fehen Fernfette 
N einen ſehwere Ochſen zum Verkauf. 5 


a vert, u. verſ. Seton, 

b elm⸗ Seri 8 ER 

ſruße 47, . ig 2. Serie, Landsberger ü 
Lotterielooſe %% ,1/, ‚1/5, Yan, ½ bers. 

A) bill. L. G. Wanzl Sella Jarıauiske 2. 


vermöge 


E 1 
RächſteBewinnziehung am 15. April 1867 
208.000 Größte geg 5 
Gewinn-Ausſichten. 
Nur 6 Thaler 


koſtet ein halbes Prämienloos, 12 Thaler 
ein ganzes Prämienloos, ohne jede wei- 
tere Zahlung auf fämmtlide 5 Gewinn⸗ 
ziehungen vom 15. April 1867 bis 1. Mürz 
1868 gültig, womit man fünf mal Preiſe 5 
von fl. 250,000, 220,000, 200,000, 5 


ehen zum Verkauf in 


Wilmanns. 


Nabe ranspork friſchmelkender Netzbrucher 


e nebſt Kälbern in Keilers Hotel zum 
Self J. Klakow, Viehhändler. 

ei dem Unterzeichneten ſtehen zum Verkauf 
4 fette ſchwere Ochſen u. 50 dito 


x Hammel. 
om. Gembite b. Czarnikau, 


S Stück gedeckte Kalben, 
2 Stück Kühe (hochtra end), 
1 Stück ſprungfähige Stiere 


meiner Original» Holländer ⸗Heerde ſtehen zum 


* den 5. April 1867. 
N W Lindemann. Freiherr v. Seherr-Thoss. 


50,000, 25,000, 15,000 1c. 2c. gewin- = 
nen kann, . 201 
Jedes heranskommende Loos muß ſicher 
einen Gewinn erhalten. 
Beſtellungen unter Beifügung des Be⸗ 


Ich litt ein halbes Jahr lang an hef· 
tigem Lungenhuſten und Seiten- Sreitag friſch Amnlie Wulitke, 


| Die feinſte Tafel butter im Faß und in Stücke 


(darunter ein ſehr mächtiger) geformt, empfängt ſtets Montag Mittwoch und 


Verkauf. ſtechen, ſo daß ich ernſtlich für meine Waſſerſtr. 8.59. trags, Poſteinzahlung od. gegen Nachnahme 
Biſchwitz a. W. bei Breslau, Geſundheit beſorgt war und mir Leber⸗ . Fette Backbutter / à 8 Sgr 1 5 5 erkauft fund sandig un = allen an Ken 
im April 1867, thran verordnet wurde, wovon ich ſechs l die Handlun ! gr. * den an das Handlungshaus = 
Flaſchen einnahm, ohne daß mein Uebel v 8 77. Strösmiski H. B. Schottenfels 
von mir wich. Nachdem ich jedoch drei : Waſſerſtr 1 5 in Frankfurt am Main. . 


Zie 


gie und Be Konſtruktion, für Hand., 


Herren Brennereibeſitzer. 


Shale eingerichtet, von & circa 1800 Quart 
. Schulz in Chodzieſen. 


erden Confektiene Artikel, Reſte zu Ken 
kiranzügen und ſchwarze Tuche und Bucks. 


pro Sd. Waaren-⸗Ausverkauf bei 


el⸗Torf PreßMaſchinen, 
aſeimenfabeff den Schlüter & Maybaum, 


erde- und Dampfbetrieb empfiehlt die anz hergeſtellt, fo daß ſich das Uebel bis . Rosenstein, Waſſerſtr. 7. 2 — = 
5 isherholte. Ich fi — ze — — S ng. 
eee 8 Abend len 27, ner em un 
Berlin, Ritterſtraße 11. Ale Bruſtkranken feinen weißen Bruſt⸗ DD 2 MDB y 1 W Anna 
Bie e Wohne, b l. 20 J800. META, e t guerüße ago Bir mi en e 
K. J. Thomas, Kaufmann. gen Klößen, Selter- und Sodawaſſer ꝛc. zu ojanowo, den 6. un 


e Jean Vouris' Cigaretten 


Eine kupferne Doppelblaſe, zum Kolonnen. und türkische Tabacke. 
alt, feht biligft zum Verkauf bei General-Depöt für die Pro- 


Stoff e vinz Posen bei 

— Jaquetts und Mänteln für Damen, 

N Derzen » Anzügen wollene Kleiderſtoffe, x eyma 
d 


Thie zu Einſegnungen, leinene Herrenkragen, 1 in Pos en, Friedrichsstr. 33a. 
Wiederverkäufern En gros-Fabrik⸗ 


. Aschheim, Preiſe. Preis-Kourant gratis franko. 


Verlooſungspläne und Gewinnliſten er⸗ 


halbe Flaſchen weißen Bruſt Syrup 
hält Jedermann unentgeltlich zugeſandt. 


aus der Fabrik von G. A. W. Mayer Sehr delikate Heine Fettheringe, die Man- 
in Breslau gebraucht, war ich wieder IIdel zu 1½, 2, 3 und 3½ Sgr. empfiehlt 


und, 
Koöͤnigl. Domänen⸗Pächter. 


; D : den billigſten Engros⸗Preiſen. 
N n 9 9 j 
iederlagen in Poſe bei Kletschof', Krämerſtraße 1. 
Gebr. Hrayn, Wronkerſtr. 1. < See ee 


Zeidor Busch, Sapiehaplat er =wana MDB Y WD * 

. VW. Leitgeber, gr. Sexberftt. 1. empfiehlt die beften echt öfterlichen Ungar-, 

- : - Rhein- und franz. Weine, ſowie Süßweine von 
Hochrothe ſuße Meffinaer Apfelfinen, das St. 6 Sgr. bis 1 Thlr. pro Quart, Selterwaſſer, 

I und 1¼ Sgr., ſchönſte Meſſinger Citronen]Kartoffelmehl, die beſten franzöſ. öſterlichen 


Heute Nacht 2 Uhr ſtarb plötzlich an 

Krämpfen und hinzugetretenem Schlag⸗ 
fluß meine innig geliebte Frau Aniela 
geb. Solecka, in ihrem 45. Lebensjahre, 
was ich Verwandten und Freunden tief be⸗ 


empfiehlt billigſt Liqueure, ſowie Vackobſt und Tafel butter trübt anzeige. 
i. ikosensitein, Waſſerſtr. 7. zu den billigſten Engros-Preifen Poſen, den 9. April 1867. 
Friſche Kieler Sprotten, Hamb. Speckbück⸗ S. Gutmaeher, F. Kugner, 
Wund⸗ und Zahnarzt. 


linge, hochr. Apfelſinen bi lig bei Kletſchoff. — Krämerſtraße Nr. 19. neben Keiler's Hotel. 
Große ſcööne Volderinge, die Mandel 7 Sgr. Meier jergſtraße Nr. 5. 


feinſten Matjeshering, m 1 Sgr., feinen Fett. St. E. 
= a 


Die Beerdigung findet Freitag Nach⸗ 
mittag 3 Uhr vom Trauerhauſe Friedrichs⸗ 
ſtraße 20. aus ſtatt. 


heering, zu 8 9 und 10 Pf. das St. empfiehlt 
} *. 75 ferne e 
— Rosenstein, Bat . Heute, Dienſtag 4 Uhr ſtarb nach vier⸗ 


— — Waſſerſtr. 


—— 7. Waſſerſtr. 7., erfte Etage. 


Hause Bergmann ꝙ Cie., 


Frühjahrs⸗Nouveauté's 


2 ſammtlichen Artikeln empfing und empfiehlt 


Berlin, Schiffbauerdamm 33. Dr. Pissin. 


wöchentlichem Krankenlager unſere innig geliebte 
Wanda an Abzehrung im Alter von 15 Jahren. 
Die Werden findet Donnerſtag den II., 
Nachmittags 4 Uhr ſtatt. 

Um ſtille Theilnahme bittend, zeigen wir dies 
unſeren Freunden und Bekannten an. 

Po ſen, den 9. April 1867. 

H. Gerling und Frau. 


Auswärtige Familien ⸗ Nachrichten. N 


DOD bw i 
offerire vorzüglich friſche Butter, Honig, iſt 
ſowie ſämmitleche W zum billigſten ein Laden & 
Preiſe. S. Abrahamsohn, ſſofort zu verm. Näheres Gerberſtr 52. 1 Tr. 
1 : St. Adalbert 49. Ein Laden zu vermiethen Waſſerſtraſſe 7. 


upanski. 


Der Feuer ⸗Aſſekuranz⸗Verein in Altona, gegründet 1830 auf dem Prinzip der 


IE Frübjahrsmäntel für Damen ebenso 8 8 "Ra Bein 
2 W Ws nn d . 220 258 betrug, ſucht hierorts einen anderen Vertreter für ſe 2 hieſige Haupt - Agentur, die den Geburten. Ein Sohn dem Königl. Yof-- 
= Jaque n Woll E, Seide un Sammet, eine SS gan en age ln 1 21 Offerten find an den Subdireftor Heth, Tochter n Bendendorfſ m 
FI . 2 2 edrichsſtraße 65. in Berlin, zu richten. 5 4 n 0 
— b 2e 5 Herzberg, dem Kreisgerichts⸗Direktor Gottſchew⸗ 
Si Auswahl der e e bee = Z Einer hiefigen größeren Handlung kann] Geübte Geſellen, Nähterinnen und ade dem Regierungsrath F. v. d. Mofel 
s&tieren und Möbe ſtoffe, bunte und weiße 33 unn, Snnben | Behemädigen werden get ki Todesfalle. Boftmeifter p. Görne in Beten 
— A " f 2111 —|von ausiva evangeliſch), der deut 3. Schoenfeld, Damenſchneider, J walde a. O. Oberförſter Bars in Chriftian- 
Ss Gardinen, Plüſchteppiche N. empfiehlt billigſt 2 70 uns ſpricht e die Mittel / Breslauerſtr- Ecke 9 Baht an Bober, 80 Oberst Helmuth 1 
SS 3 * raue a a hat laßt 10 jest mit einem] Ein tüchtiger Gärtner, verheirathet (auch gerhaufen, Rentier Erüfemann in Berlin, Cand. 
8 * guten Zeugniſſe verläßt, ehrling em⸗ inte Zeuaniſſe moralifcher theol. Rudolph Balde in Halle a, ©. 
BG = = |pfehlen, Mielscher, unverheirathet), der Zeugniſſe moraliſcher, gu. r . Halle a. S. 
88 Orac F 0 Su Brihe| Dienkag, DaB R= SEE 
IE © 0 7 * Laue ah a gute e e Stellung. Perſönliche Meldungen werden nur Abends halb 8 Uhr, wird zum Beſten 
SE: =.2 |thet, militärfrei, geſtußt auf gute Empfehlun. berucſichtigt. 8 einer wohlthätigen Anſtalt im . 
53 Modewaarenhandlung Neue⸗Straße 4. S8 ern, ſucht von Johann e. ab ein andermeites| Gr. Mybno bei Kifstomo, 8 2 del ö Be 3 
FF ngagement. . Lange. ter eine Vorſtellug von lebenden 
e Lomphe, direft von der Fug, 2 Gligen Offerten unter WW. A. poste rest. Bildern aus der „Glocke“ mit Muſik e 


Ein Hofbeamter wird vom Dominjum 
Trzceaka verlangt. AR. Jacobi. 
Zur Erlernung der Landwirthſchaft nehme ich 


Koften wird entgegengeſehen. 


3 *. —— D ion ſtattfinden. { Be 
Ein 1. anſtändiges Mädchen ſucht eine und Deklamation f fi 1. Die fr 


Billets find von heute ab zu Thea⸗ I 


}Pötheker I. Cl. in Paris, Pest und 
ochlitz erfundene Specialitäten 


* 
Nachstehende von dem berühmten \ das Haarröhrchen für eine Perſon 20 Sgr. 


Medicinal⸗Leberthran, 


Stelle als Geſellſchafterin bei einer alten Dame, 


womöglich in einer großen Stadt. Auf viel für den Zeitraum von 3 Jahren einen Eleven 


auf, derſelbe muß gute Schulbildung beſitzen, 


ter⸗Preiſen bei Herrn Caspary, 


Verden igtester Berücksichtigun N i eniger reflektirt ei ; = 
ben geneig ester 15 igung N 5 a Sriginalfl. à 7½ und En Men 4 als auf eine gute r angehören und aus] Wilhelmsſtraße (Mylius Hotel) und ei 
eerseife, gegen alle Hautun- %% Sgk. älli erten werden unter der Chiffre . ei Eri 2 N 2 
teinigkeften, 4 Stück 5 Sgr. 5 Einer Apothete. Far ie Paar rest, Frauſtadt Sue Alt- Pauniarodz bei Erin. Abends an der Kaſſe zu haben 2 


NI. Bertram. 


ichtwatte, bei allen rheumati- 
schen Leiden von überraschender X 
Wirkung, ä Pack 5 u. 8 Sgr. 
arterzeugungs-Tinktur. 
sicherstes Mittel bei selbst noch 4% 
jungen Leuten in kürzester Zeit den f 
stärksten Bartwuchs zu erzielen, à 
Fl. 10 u. 15 Sgr. 

is-Pomade, seit Jahren bekannt 
und berühmt, zum Kräuseln und 
Kaafägen der Haare, à Flac. 5, 8 und 

0 Sgr. 

j Zahuwolle, zum augenblicklichen 
Stillen jeder Art von Zahnschmerz, 


— —— 


nicht eingetroffen. 


und die ärztlichen Anerkennungen, 


* 
N zum Schluß der Zeitung iſt das Berliner und Stettiner Börſen⸗Telegramm 1 


Volksgarten- Saal. 


Die günſtigen Reſultate, welche durch einge Jahre als Wirthſchakterin fungirt hat Einen Lehrling nimmt an 48. Walter. N 
die Anwendung des b ſucht in oder aasee Nees ein ähnliches Schneidermeiſter, Wilhelmoſtraße 24. — [heute * pelle des 8 
well wanne, eee OS e, | Ziehung am 13. Mai 1867 ee e ,., 
Leb erthrans St. Martin 71. 0 J. eu 189. [morgen Mittwoch Comeere von der Kapelle — 
Auf dem Dominiun Marko wit bei Du Zur 1. Klaſſe königlich Entree für end elne Billets 
75 1 Inowraclaw kann bei 30 Thlr. Gehalt ein un. Preuß. Hannov. Lotterie empfiehlt] 5 Sgr. 5 Billets 15 Sgr. Anfang 7 Uhr. F 

Karl Baschin Berlin verheiratheter, beider Landesſprachen mächtiger Looſe 8 Eınit Tauber. 
1 ' Wirthſchaftsbeamter ſogleich Anftellung : 8 War. Der zoeplaſtiſche Garten iſt auch - 
Spandauerſtr. 29., erzielt worden find, finden. Viertel am Tage zum Beſuch geöffnet. 


In Hut Aufſaße und Garnfrung geübte 


Putzarbeiterinnen finden Beſchäftigung 


sch’s Cafe, 3% 


lche dieſem vorzüglichen Fabrikate zur Nr. 22 e 2 
„ Hülse 2½ Sgr. Seite ſt Breslauerſtraße Nr. 22. Parterre. e 3 
# Patentirtinden Kaiserl. Franz. San Gmpfeflung em 1 — we Das Domin. Czarnysad bei Kogmin| Die königl. Haupt⸗Kollekti eee ae ERE 
? Staaten Y produktes. Dieſer Leberthran hat einen ſucht vom 1. Juli einen deutſchen Hofverwal ⸗ gl. Haupt⸗ n von der Sangergeſellſchaft Conrad unter Mit- 22 
Alleiniges Depöt für Posen bei N angenehmen, fühli—en Geſchmack und wird lter. Reſlektirende, ae en weden H. 8. Rosenberg, T 4 

2 von Kindern gern genommen. Zu bezi Für meine Manufaktur Waaren⸗Handlun rter 5 

V. Giernat, aus den 9 . Niederlagen Ger di. wünſch ich einen jungen Mann gewandten Hannover. Fehrle's Gesellschaftsgarten, 2 
Handschuhmacher, rekt von Marl sehe, Ber. IH Verkäufer, der deutsch ud e ch, zul NB. Auswärtige Aufträge werden ente und ain Herberſraße 7. . 8 

Markt 46. lin, Spandauerſtr. 29. engagiren. . Friedtänder. M deute und die folgenden Tage tragiſche und 2 

5 5 Neutomysl. prompt ausgeführt. humoriſtiſche Geſangvorträge. = 
Körlen-Telegramme. Förſe zu Poſen b 

am 9. April 1867. U 

e Kein Geſchäft. e en, - 2 

oggen [p. Scheffel 2000 Pfd. J pr. Frühjahr 523; April 52 fr, April ⸗ ke 


Mai 52}, Mat» Juni 52 i- Juli 337, Juli⸗Auguſt 30. 

Spiritus p. 100 art — 5000 % Valles mit Faß) pr. April 16, 
Mai 164, Juni 165, Juli 165, August 163, September 16%. 

l Privatbericht.] Noggen etwas matter, un. Frühjahr 55% 
bz. u. Br., April Wel 52 Br. Mai- Juni do., Juni⸗Juli 524— bz. 
e 50 bz. 1 16 bg u. Gd., Mal 163 G 8 

piritus niedriger, pr. Apri , u. Gd. Mai 16 Gd., 3 Br. 
Juni 164 Gd. 4 Br., Juli 165 Gd. u. Br., Auguſt 164 Br., Septbr. 185 Gd. 


— > > 
SHE 


8 


4 Roggen blieb in Mittelſorten vermehrt beachtet, wir notiren p. 84 Pfd. 
Produkten : Börde. 68—70 1 feinſter 71 bezahlt. 9 0 B u 


8. 1 8 \ : 279, Thermometer: Gerſte fand wenig Beachtung, wir notiren p. 74 Pfd. 48—54 Sgr., 
5 PR a W mg nee ee l 5 80 befte Qualitäten werden mit 58—60 Sgr. beza lt. 
2 Die eingetretene tiefe Beunruhigung hinſichtlich der friedlichen Zustände Sale feft, wir notiten p. 50 Pfd. 34 36 Sgr. feinfter 37 Sgr bez, 
wirkte auch auf den Probültenmarg cht nachtheilig ein. Alle Artikel waren ülſenfrüchte. Kocherbſen wurden mehrſeitig beachtet, 65 — 68 


Paris, 8. April, Nachmittags 3 Uhr 30 Minuten. Rü bol Mehl 15 
ehl e 


il 64, 00. 2 
Amſterdam, 8. April. Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen 


5 überwiegend angeboten und in Roggen waren nut zu nachgebenden Preisen | Sgr. Buttererbiena 58.90 Sar. p. 90 Pfd. 9 gl. her. Rabol pr. Mai 363, pr. Oktbr.-Dezbr. 38}. 
. Adiiche Umfäge zu enielen, Der Streit eträgt bis Rt. Cffelloe Wicken ſtark 1555 p. 0 9.2—88—64 1 2 5 a erpen, 8. April. 
ee Waare wenig beachtet, hat gleichfalls etwas illiger erlaſſen werden mü fern. Bohnen ohne Frage, p. 9 7090 Sgr., feinſte über Notiz. p. 400 K g 
ö Weizen war auf Termine mätt, loko ſtill s Lupinen angeboten, der Umſatz blieb belanglos, p. 90 Pfd. gelbe 40— | — ——[—'ͥ— | 
8 afer war feſt im Werthe, loke ſowohl wie Termine. a Sa we ee. wer wet Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 186% 
. Nabel unterlag erheblicher Entwert 115 u unden au den gewichenen Del 17 er wach bench 1 70 r . Se 109 25 775 er — 
i l elenkt. ekü ie „ 90 Ri u atum. Ba eter > N | 8 
5 age "So eachtung auf ſich geler ündigt 800 Etr. Kündi 105 En 1687-180 gr., BAER {dit 168-200 SB galt m - — | Stunde, [über vee Sie.! Therm Wind. Wolkenfom 
2 iritus hat nicht minder ſehr weſentlichen Rückſchritt im Werthe ge⸗ 2 Sgr., Sommerräbfen ge. ende April Nachm. 227, 5% 76 6% ꝗ SSW 1-2 bedeckt. St. 
. macht. PS as Geſchäft 10 indeſſen dadurch zu leidlicher Ausdehnung ge 1 5 achtung, a 146156 Sgr. Schlaglein flau, wir notiren p. 150 Pfd. 8. „Abnds. 10 27 Yu 95 + 103. 888 23H u 
= werden können. Brutto 55 —61— 63 Rt., feinſter Aber 8 bez. 9. . Morg. 6 27° 2,595 ＋ 38 NW 1 |bed., regenhaft 
Be Weizen loko pr. 2100 f 70-88 Rt. nach Qualität, fein gelb ucker⸗ anfſamen p. 60 10.8 am Sf: ) Regenmenge:48,4 Pariſer Kubikzoll auf den Oudbratfuß, 
märk. 88] Rt. z., pr. 2000 Pfd. April. Mat 79% a 78f a 79 Rt. bz, Mai. ape kuchen beachtet, wir notiren a 50-53 0 Er. . 5 . 144 ge 3 7 
oe Juni 79 Br. Jul. Jul 79 Br., Juli⸗Auguſt 76 Br., Ua. Soc. 72 a Kleeſaagt zeigte bei belangloſem a, zubigen eſchäftsverkehr wir — — 
— 7b; Septbr. Oktbr. 77} f bz. notiren roth Saat bei ſchwacher Frage ord 12—14 Rt., mittel 144—16 Rt., Waſſerſtand der Warthe 
. Roggen lolo pr. 2000 00 50 564 Rt. nach Qualität bz., Früh-] fein 17184. Kt, 90 darüber bez., weiß in 18 Haltung, ord. 19—21 ofen, asg + 
N ahr 554 a 54} a 55 a 54} verk., Mal. Juni 04 a 545 8 55 a 54} verk., Se t., mittel 22—25 Rt., fein 263—27f Ri., hochfein 28 Rt. und darüber zu EEE April 1867 Vormittags 8 Uhr 10 Fuß 2 Boll. 
2 Su 96 ebe l 5850 100 8 7 5 108 verk. bedin teile] wog liste, 11. 121 Mi. pn a N „ u 
8 erſte lolo pr. ‚4251 Mt. nach Qualität, ‚ 11-12} At pr. Ct. . ! 
2 Safer loto pr. 1200 b. 2020 b hach Qualitt, gu 2 95, Kartoffeln and angeboten, a 24— 36 Ege pr. Sack a 150 pfd. Stromberieht. (Dborniker Brücke.) 
27 gar 20 bj, Frühfahr 29 à 284 verk., Mat-Iunt 29 a 29 bz., Junt-Sul 201 Breslau, 8. April. (Amtlicher te n Den 4. April. Kahn Nr. VIII. 2666, Schiffer Ferdinand Riemer don 
5 3. u. Br., SU 29 à 288 bz. u. Gd. Sept.⸗Okt. 277 nom. 5 Kleeſaat rothe, unverändert, ordin 12-13, mittel 14—15 fein 1647, Stettin nach Poſen mit Steinkohlen; Kahn Rr. l. 11,921, Schiffer Carl Lach 
E 500 en pr. 2250 Pfd. Kochwaare 52—66 Rt. nach Qualität, Futter- 421 18— 18. Kleeſaat weiße, matt, ordin. 1820, mittel 2123, | mann, Ka 9 n Nr. VIII. 885, © iffer Leopold Stolzenberg, beide von St 
9 


ein 25— 26, hochf. 274284. 


waare do. j 8 j 
8 Rub ol loko pr. 100 Pfd. ohne Faß 11 Rt. Br. per dieſen Monat Roggen (p. 2000 Pfd.) niedriger pr. April 55 Bt. April⸗Mat 538 
) ae fi 55, Se. en 210, 5g 5 b. b. 58k Oi. Wett 5 Jun. ü Bo 


buſch nach Moſchin mit Bohlen; Kahn Nr. XIII. 227, Schiffer Auguſt Engel 
mit Kohlen und Cement, Kahn Nr. XIII. 914, Saen Herrman Altmag 


5 11 4 10 f a 11 bz, bz. mit Roheiſen und Cer i 
ne Zul dach 1] 95, u, Be, Sw, ieh 49 6, en n al ade die. Vl 102, ©, Hier Sup ft Hubner, von 
Leinöl loko 134 Rt. Ger fen Pr. April 74 Br. lin nach Neuſtabt mit Salz; Kahn Nr. 2200 Scher Lübke, von Berl 
Spiritus pr. 8000 % loko ohne Faß 17 Rt. bz. per dieſen Monat Gerſte pr. April 50 Br. 5 nach Poſen mit leeren Spietägefäfen 2 b 2 
165 a % 4 65 Br. u. G., April⸗ do, Mai⸗Juni 16%—ùñ a 1 a N pr. April 465 Gd., pr. Mai 465 bz. \ 3 an 2 
9755 u. U. 4 dd Naga — NMR g G, Sp Nabe fick, get. 200 Etr, lotv 10 b. April und April⸗Mai 104 5 5 1 
bz. u. Br., 97 guſt⸗Septbr. a F bz. u. Br., „ Sept. ⸗ ü till, gef. r. 0 3 pr. April un il⸗ Mai 1 
Br, a een 0 . Bi Br., Sun 10 Br., Fe Inkay A Telegramme. 
ehl. Weizenmehl Nr. 0. 53 — t., Nr. 0. u. 1. 57 t., Rog- piritus etwas matter gek. uart, loko in r., li 0 ; U ; : 5 
genmehl Be. 0. 4 — Rt., Nr. ar 411 37 Rt. 1 pr. Ur unver- pr. Apell und Apeil-Mat 165 „Mai. Juni 163 bz, Iuni- Juli 17 Br. Sol HD 9. April Auf die Interpellation des Fate 
euert. (B. H. 8. Juli⸗Auguſt 17 Gd., Septbr.⸗Oktbr. 16% Br. Solms-Laubach, betreffend den Eintritt ganz Heſſen⸗Darmſtadtü 
Stettin, 8. April, An der Börſe. [Amtlicher Börſfenbericht.] Zink ohne Umfag. Die Börſen⸗Kommiſſion. in den Nordbund, erklärt Graf Bismarck, di: Darmſtädtſche Nr 
Wetter regnig. + 3 R. Barometer: 27. 10. Wind: SW. (Brest. Pöls ⸗Bl) ierung habe den Wnuſch noch nicht ausgedrückt. Geſchehe die 
Weizen 1 5 bezahlt, loko p. 8öpfd. Shen und weißbunter 84 90 Rt., ang 8. April. Weizen 79-81 Rt., Roggen 584—60 Rt., 0 würden mit Rü ji auf die Prager ee l 
geringer 72—83 Rt. 83,/80pfd. gelber pr. Frühfahr 864, 87, 863 bz. u. Br., [Ger ſte 4/—52 Rt., Hafer 3-29 Rt. Oeſtreich die Süddeut chen Staat ich 8 . 
65 Gd., Mai⸗Juni 86 Br., Juni⸗ Juli 85 bz., 854 Br., Juli⸗Auguſt 843 Kartoffelſpirttus. Lokowagre höher gehalten. Termine geſchäfts⸗ f aten, namentlich Bayern zu 
Br., 84 bz., Septbr.⸗Oktbr. 79 bz. u. Br (os. Leko obme Faß 18 Ri, pr. April, Apell-Ma 175 Rt. Meat. Junt 175 fragen 


ein; von Oeſtreich ſei bei der jüngſt angenommenen 
freundlichen Haltun ſchwerlich ein Der befürchten. N 
Berlin, 9. April. Für franzöſiſche Rechnung werden be 
deutende Hafer- und Weizeneinkäufe in ganz Rorddentjchland 


Roggen wenig verändert, p. 2000 Pfd. loko 53. 56 Rt., pr. Brühjaht | Rt., Junt- Juli 17 Rt., Juli⸗ Auguſt 18 Rt. pr. 8000 pCt. mit Uebernahme 
534, 3 b, 54 Br. Mai» Juni 53% bz, I., Juni-Juli 543 Gd. Sept.] der Gebinde a 14 Rt. pr. 100 Dt 1 ® 3 
‚ Dttbr. 51 Gd. u. Br. Rübenſpfritus flau und ohne Kaufluſt. Loko 163 5 pr. April und 


Faß IA 5 re 30.30 Rt, 47 Jbopſd. pr. Srühi, 307 Br. u. G5. Nl 165 Mt D gemacht 

afer loko pr. O0pfd. 30— 5 pfd, pr. Früh u. Gd. ifche 3 1 8 7 ö i b a 

5 FR a 3 Köln „ 1 . geſchäfts⸗ Wien, 9. April. Pariſer Nachrichten 17 wird der Wir 
„Angemeldet 30 W. Hafer, 1500 Gentner Rüböl. los, Joie 8, 25, pr. Mint B, 10, pr. Sovenber 7, 3. Noggen hoher,] dereintritt Drouyns ind Kabinet für möglich, felbſt für wahr 


Erbſen loko Futter- 52--54 Rt., Koch⸗ 56458 loko 6, 74, pr. Mai 5, 25, pr. November 5, 2. Rüböl ruhig, loko ! . 


. 5. n ſcheinlich gehalten. 34 8. Rente nach Vörſenſchluß 6740, 
Rüböl flau, loko 11 Rt. Br., April⸗Mai 1 5 Gd., Mai 11 pr. Mai 12, pr. Oktober 1245 Leinöl loko 13. Spiritus loko 2 t 5 


Abends 6710, ebeuſo Italiener 5140 reſp. 5000. „ une? 


3. u. Br., Septbr.⸗Oktbr. 1175, bz. u. Br. Hamburg, 8. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Getreide ſchloſſen äftslos. 

% en e 28 Rt. bz. markt. Weizen loko höher, für 130pfd. ab Roſtock 144 geboten. Pr. April ſch eech api Die „Preſſe“ em ſiehlt Oeſtreich pie 
Bruchreis 4 Rt. 187 Sgr. tr. bz. c nt ) 5400 Pfd. netto 154 Bankothaler Br., 154 Gd. pr. e 1524 Br. 152 3 „ ickhaltung v U eſtrei 
Breslau, 8. April. [Produltenmarkt] Wind; Sud. Wetter: | Gd. Roggen loko gute Kaufluft. Pr. Mprit 5000 Pfd. Brutto 95 Br., ſtrengſte Zurückha * ö 5 

Wütend Buden . e e e 1 — Am jur N 93 aM 27 Seu 90 Br. u Gd. Hafer 11 207 — 2 a: * Petersburg, 8. April. Der Reichsrath votirte heute daß 

waren die en wenig belangreich und be igem Ge verkehr | pr. Ma r geboten. e i a 1 

Preiſe daha n er udget, worin Einnahme und Ausgabe ſich ausgleichen, Betrag 


006 „Oktober 251. Spiritus flau, 
verkauft 5 Sack Laguayra A 63—8 . Zink ohne Umfag. — Regen. 
. Getreidemarkt. ( ae 


‚ ishaltend, wir notiren p. 84 Pfd. weißer 8396 Sgr., London, 8. A cht). Eugliſcher] derſelben 44 Millionen inkl. Polen, (Einnahme 10 ½, Ausgabt 
092 95 Sor fene 2 Sgr. uber No dr, 5 Weizen 1—2, nee Sh. theurer als vergangenen Montag; in en 19.) er rn hat gegen das orjahr zugenommen. 155 
N eee Bombe, e e e HB e f r 50h E 
8 gu Et Jgd 744 55 Luxemburger Bank! 89 © e F St gar. | 95 bz do. III. Em. 45 948 e IM 933 etw bz u K 
Junds: H Aktienbör do. National-Anl. 5 52 bz Magdeb. Privatbk. 1 | 934 B Bresl. Schw-Fr. 4 — — 4. — — Thüringer 4 132 etw b5 > 
Al. „Ibo. 250 fl. Präm Ob. Meininger Kreditbk. 4 93 Kl bz Cöln⸗Crefeld — — — _ on ae" 
Berlin, den 8. April 1867 5 1001 red. Looſe 2 Moldau. Land. Bk. 419 bz Cöln⸗Minden 41 — do. III. Ser. 4 874 G old, ber und Papiergeld 
— e prz.Loeſe( i880) Re e e „ I CD e Ba eren 
N 7 eſtr. Kredit⸗ do. 57-66 bz o. — — Gold⸗Kron 
Prenfifche Fonds. a eil Ant 4564 eee ee Bach 60 G 3 7 5 Eiſenbahn » Aktien. 2 
— talieniſche Anlei oſener Prov. Bank 4 100 8 WERTEN 
Freiwillige Anteiheiäz) 984 B er € degli Ant Preuß. Bank. Anth. 43147 b 6 Aachen⸗Maſtricht 34 32 br 
nude 18595 102 bz 6 do Schleſ. Bankverein 4 1143 Altona⸗Kieler 125-122 bi 
do. 54, 55, 57 4 983 b, Engliſche Anl. Thüring. Bank 4 | 645 5 — Amſterd. Rotterd. 4 | 95 dz 
do. 56/4 985 bz — N. uff Cg Anl N Vereinsbnk. Hamb. 4 1093 © — 1V888 5 Märk. Lt. A 4 138-186 bz 
do. 1859, 1864,47 98% bz do v. I 1862 Weimar. Bank, 4 89 Kl bz — Berlin⸗Anhalt 210 bz 
do. 50, 52 conv. 4 20 bz do. 18645 88 2 Prß. Hypoth.⸗Verſ.ſ4 108 B 7 2 Berlin⸗Hamburg 4 — — e Note = 
do. 18534 90 ba . do. do. Certifte. Hi 100 bz 66. G Berl. Potsd. Magd. 4 198 vz do. (einl. in Letpz) — 
do. 18624 90 bz dor.-Aul. 1864 do. do. (Henke aß — — 834 bi Berlin-Stettin 4 165 bz eit Bankunten — 
räm. St. Anl. 185533 119 vf Poln. Schah O. Henkelſche Cred. B. 4 — — Nieder 88 G Berlin⸗Görli 695 bz 
taals-Schuldſch. 33 82 bz u B 18 do. kl. do. — — do. Stamm-Prior.5 98 bz 
Fur-ugeum, Schldv 33 — — & Cert. A. 300 Fl. Prloritäts- Obligationen. do. cond. 870 1 en 03 
n ( 8 30081 Aachen⸗Düſſeldorf 2 83 8 de. IV. Ser i — — 95; 8 
do. do. 31 81 oz bo. II. Em. 4 — — 5 005 bz g g 133-364-133 b 
erl. Börſenh.⸗Obl. 5 1014 B do. III. Em. 44 — — 94 — — &of, Oderb. (Wilh.) 4 57 B 
Kur- u. Neu-“ 31 774 8 Aachen . 481 63 B 51 — — do. Stamm⸗Pr. 43 26 b 
Müärkiſche in 88 B 5 — meinde 63 bz 1 — do. 5 824 A 
mi = er ärkiſche — u > & . 
en, 40 81 44% 90 do. Il. Ser. (ons) A| 94 5, Litt, B | 875.8 4) — — 
Pommerſche 35 5 [6 were ro 97 00 itt. F. 4 — _@ n 35 1 48 8 Wechſel⸗Kurſe vom 8. April. 
2 7 5 it. B. N . 2 3 a 
8 1 do. IV. Ser. 4 934 9 Oeſtr. Franzöſ. Sts 235 bz n. 220 4 Ünfteb, 250fl. 10 T. 9 1435 bz 
2 do. Bl er. 4 925 bz VI dl. Staatsb. 3 215 bz 4121 by do. 2m. 3 1423 bz 
3 J. do. nee 5 87 B Braunſchwg. an Br 8 Ir — — Ir 5 4 76 bz Hamb rd — b3 
left — — mei N etw 0 m. 45 — — 0 a Bag : 8 
8 175 I A. 4 er Sa 15 — 1 B nA 834 bz 22 Niederſchleſ. Märk. 7 52 a 
D 35 76 b anzig, Priv. Ser. 43 — — — — f B 
4 n 40 83} 65 25 tädter Kred. 734 Anf et., 72 alt 4 — — — — 4 86.87 bz 4 
do. neue 4 83. 9 do. Zettel Bank 4 91 G [by u en 44] 96 bi 90 b 3411764-78-76$ bz 4 
do. do 44 —.— eſſauer Kredit- B. 0 21 B do. Litt. B. 4 95 B 90 8 TEN "4 
niet ! 8. 8 e eee Bertin-patburg en 98 Deft. Franz. Staat. o — bz 2 M. 3} 
2 uümerſche 4 8835 bz 995 Mehr bz do. II. Em. 4 — — 934 bz 983995 bz 8.5 
ee e 251 bz Berl. Potsb, Mg. 4. 4 — — 98] 53 73 5 M. 5 
1 Hreußſſche 4 88, 8 103 G do. Lit. B. 4 — — — — Rheiniſche 4 [110-107 65 ‚3W.7 
ENhein.Weftt. 4 9335 bz 8 do. Litt C. 4 86} bz Haze „ Stamm-Pr. 4 — — 7 
88 / Sächſiſche 4 901 8 5 Berlin⸗Stettin 43 — — 4 — — Rhein⸗Nahebahn [4 30 bz 
Schleſſſche 4 91 B tbk. 4 do. II. Em. 4 844 bi — — Ruhrort-Crefeld 134 — — 


Die Kurſe, heute fast durchweg niedriger, als am Sonnabend, waren doch gegen geſtern wieder ſehr erholt. Hervorzuheben iſt keine Effektengattung. Preußſſche Fonds, zum Theil niedriger als geſtern, waren doch beſſer 
en G. h 0 2 2 5 * 2 07 
Altona⸗Kiel 5 2 gem. iſch⸗Märkiſche 138 a 136 gem. Köln-Mindener 133 a 156% a 133 gem. Nordbahn Friedr. Wilh. 86 a 87 gem. Oberſchleſ. Lit. A. u. C. 1765 a 178 a 1765 gem, Rheiniſche 110 a 1 
gem. Galizier (Carl Wa Nen Pest en Staab. 993 a öl Hen. Oeſtr. fühl, Staatsb. Lend. 985 a 10 gem. Oeſtr. Franz. Staatsbahn (Prior.) neue 220 B. Darmftädter Bank 733 4021 gem Bet. Kredit 66 8 
67 a 66 gem. Ital. 8 he 40 z gem. Aunkeltaner 778 ag a] gemeldet. Bayr. ae neue 94 B. Neues 5% ſteuerfr. A 8, 20. 5% Metalli 36, 50. 8854er Lobſe 74, 50 8 2, 00 
Breslau, 8. April. Na im a i de aris gemeldete Rückgang der franzöſi⸗ e o ſteuerfr. Anlehen 58, 20. 5% Metalliques 56, 50. 1854er Loo „30. Bankaktien 712,00. 
ſchen 2 eine paniquea e berger, wech in Berlin ir in verſtärktem Maße wie iu Nordbahn 161, 00. Hational Anlehen 66, 00. Kreditaktien 172, 80. St.⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗Cert. 196, 00. Gali ter 
ſpiegelte, trat heute eine merkliche Reprife ein und waren für alle Deviſen mehr Nehmer als Abgeber. 211, 00. Czernowizer 181, 25. London 132, 00. Hamburg 98, 00. Paris 52, 50, Frankfurt 110, 75. — 
Viegelt „ußzürſt. Oeſtr. Kredit-Bantaktien 66} bz. & r. Looſe 1860 663 bz u B. do. 1864 40 B. Neicenbach: ſterdam 111. 50. Bohmiſche Weſtbahn 149, 00. Kreditlooſe 124, 00. 1860er Looſe 82, 70. Lombard. Eifenbab 
ardub. Pr. — Bapyriſche Anleihe 96 B. Amerſtaner 774-8 bz u B. Schleſ. Bankverein 114 bzu G. Breslau 195, 00, 1864er Looſe 76, 30. Silber⸗Anleihe 77, 00. Anglo-Auftrian B. 94, 00. Napoleonsd'or 10, 59. Du 
Ehnetönig-Areiburger 133} bz. do. 1 874 B. do. do. Lit. P. 933 B, 93 G. do do. Lit E. 934 B, katen 622. Silberkupons 129, 00. 6 8 
936. Köln⸗Mindener Prior. 4. Em. —. Neifje-Brieger — Oberſchl. Lit. A. & C. 17677576 bz u. B. do. Lit. E Wien, 8. April, 1 8 Bei ſehr ene Panique l Kreditaktien 1 61 a 
B. —, do. Prior.-Obligation 774.6. de . 85 ER, 2 do. do. Lit. E. 874 B. do. Lit. 6. 934 B, 93} ©. 70, es A 7 Bi Abet Looſe 75, 45, Staats 7 den Sem Anlehen 58, 00, Napoleons dor 10, 
Oppeln-Tarnowitz 721 bz. Koſel⸗Oderberg Sorcerer den . —. Diskonto Komm. Anl. —. Konſols 90. 10 Gpaner 50. Senner —. Italien. 5% dente . Lombarden 148. Meritcgg 
8 Telegraphiſche Korreſpondenz für Fonds ⸗Kurſe. 144. 5% Ruſſen 85 Neue Ruſſen 86. Ruſſiſche Prämienanleihe de 1864 —. Nuffifche Prämienanleide de 
Wien, 8, ib [Schlußkurſe der offiziellen Borſe] Sehr ftarte Bewegung. —. Silber 613. Türk. Anleihe 1865 254. 6% Ver. St. pr. 1882 74. 
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